Sonntag den 20 Juni 
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Berlin, 19. Juni. Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht, dem Poſtmeiſter Klopſch 
u Nikolai, im Regierungs⸗Bezirk Oppeln, dem Juſtiz⸗ 
Kommiſſarius und Notarius Scholze in Görlitz und 
dem Prediger Lam merhirt zu Reddeber, in der Graf⸗ 
ſchaft Wernigerode, den rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe; ſo wie dem Gutsbeſitzer Liebe zu Friedrichs 
walde, im Kreiſe Ragnit, die Rettungs⸗Medaille am 

ande; und dem Regierungs⸗Sekretär Scholz zu 
Breslau den Charakter als Kanzleiꝙ⸗Rath zu verleihen; 


1 


Morgen wird ein Extra- Blatt a 


erhält und des Abends bringt, am erſten Tage zu brin⸗ 
gen, wenn ſie dieſelben am erſten erhielte. Allein daran 
zweifeln wir, ob es möglich iſt, daß das mit ſonſtigen 
Geſchäften überladene Sekretariat der Stände ſein Ma⸗ 
nuſkript, welches erſt zur Korrektur für die einzelnen 


Redner ausliegen muß, eher abgeben kann, als am vier⸗ 


ten Tage, ſo lange man den Grundſatz feſthält, die 
Debatten als authentiſche und offizielle Quellen mitzu⸗ 
theilen. In dieſer Beziehung müßten wir wünſchen, 
daß es gehalten würde wie in England. Dort führen 


die Sekretäre der beiden Häuſer nur ſehr ſummariſche 


Protokolle, ähnlich wie bei uns, die ausführlichen De⸗ 
batten aber, welche zur Oeffentlichkeit gelangen, gehen 
von Privaten aus, von ſogenannten Reporters, welche 
von den Eigenthümern der Zeitungsblätter gehalten 


* , Pr. Ztg. enthält folgende Bekanntma⸗ 
Dung: , Verfolg meiner Bekanntmachung vom 
20. April d. J., den Wegfall der diesjährigen Land⸗ 
wehr⸗Kavalerie⸗Uebungen betreffend, bringe ich hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß, daß Se. Maſeſtät der König, 
um dem noch fortdauernden Nothſtande keine irgend 
zuläſſige Rückſicht zu verſagen und der bevorſtehenden 
te, welche eine geſegnete zu werden verſpricht, keine 
1 Hände zu entziehen, mittels allerhöchſter 
abinetsordre vom Aten d. M. zu befehlen geruht ha⸗ 
ben, daß auch die Uebungen der Landwehr: Infanterie 
in dieſem Jahre überall ausfallen ſollen. Berlin, den 
16. Juni 1847, — Der Ober⸗Präſident der Provinz 
Brandenburg. von Meding.“ 25 
Angekommen: Se. Excellenz der kaiſerlich ruſ⸗ 
ſiſche wirkliche geheime Rath, Graf Pahlen, von St. 
etersburg; Se. Excellenz der kaiſerlich öſterreichiſche 
wirkliche geheime Rath, Graf von Lebzeltern, von 
Wien; der königlich hannoverſche Ober-Hofmarſchall, 
1 Staf von Wangenheim, von Hannover. — Ab⸗ 
Sr Se. Excellenz der General der Kavalerie und 


zeneral⸗Adjutant Sr. Majeſtät des Kaiſers von Ruß⸗ 
d, von Knorring, nach Dresden. 
(Militair⸗Wochen⸗ Blatt.) v. Holleben, 
Hauptmann, aggr. dem Kad.⸗Korps, mit Belaſſung in 
feinem Verhältniß als dienſtl. Adjut. bei der Gen. Inſp. 
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av. z. Disp., mi 
villigt. 
P. Berlin, 17. Juni. Unfere hieſigen Zeitun⸗ 
en können ihre Klagen über die langſame Veröffentli- 
ung der Debatten des Landtags nicht los werden und 
en einmal über das andere mit einem rührenden 
dos aus: Was anderwärts möglich iſt, wird doch 
auch bei uns möglich möglich ſein! Sicherlich, na⸗ 
munich ſo gut als in England, aber nur dann, wenn 
Dare Verhältniſſe einmal ähnlich ſein werden wie dort. 
ran zweifeln wir nicht, daß die Deckerſche Buchdruk⸗ 
5 Ri wie jede andere wohlorganiſirte Anſtalt im Stande ſein 
Tacde, die Verhandlungen, welche ſie jetzt am vierten 
ge von dem ſtändiſchen Sekretariat des Morgens 


verdienen. Das Parlament kann ſchon keinen offiziel⸗ 


len Bericht geben, weil es ſonſt mit feinem eigenen Pri⸗ 


vilegium in Widerſpruch käme. Nach dem Geſetz namlich 
ſind, wie Dr. Cohen in ſeinen Grundzügen der parlamen⸗ 
tariſchen VerfaſſungEnglands vortrefflich ausführt, die Ver⸗ 
handlungen beider Hauſer des Parlaments geheim, und 
es iſt daher für Nichtmitglieder ein Privilegien⸗Bruch, 
im Parlamente ſich ſchriftliche Notizen über die Reden 
zu machen, und ſie ohne Autorität des Lordkanzlers 
für das Oberhaus und die des Sprechers für das Un⸗ 
terhaus zu veröffentlichen. Dennoch hat man durch 
Vergünftigung zuerſt Zuhörer zugelaſſen, ſpäter auch, 
nachdem einzelne Redner die wichtigeren ihrer Reden 
ſelbſt ſchon veröffentlicht hatten, den Schnellſchreibern 
beſondere Sitze auf den Gallerien des Hauſes zugeſtan⸗ 
den, ohne jene ältere Verfügung aufzuheben oder auch 


nur zu modificiren. Verſchiedene Anträge, die dies letz! 
tere zum Zweck hatten, ſind nicht durchgedtungen; 
praktiſch reicht man mit dem jetzigen Zuſtande vollkom⸗ 


men aus, will aber nicht eine Waffe aus den Händen 
geben, die vielleicht in beſonderen Verhältniſſen, bei 
ſchwierigen Lagen (und dies namentlich wohl in Rück⸗ 


ſicht auf das Ausland) ſich nützlich erweiſen könnte. 


Man zieht es im Allgemeinen vor, die Anweſenheit von 
Fremden zu ignoriren. Freilich müſſen, ſobald irgend 


„ein Mitglied för gut hält, Fremde zu bemerken, au⸗ 


genblicklich die Gallerien des Hauſes geräumt werden. 
Seltene Fälle ausgenommen, macht man von dieſem 
Rechte nur bei- Ruheſtörungen Gebrauch. Denn einer⸗ 
ſeits iſt das Land einmal die Oeffentlichkeit gewöhnt, 
andererſeits liegt jedem Mitgliede auch daran, daß ſein 
Verhalten und ſeine Reden allgemein bekannt werden. 
Ganz ſonderbarer Weiſe ſteht es jedoch feſt, daß vor 


einer jeden Abſtimmung fämmtliche Fremde ſich entfer⸗ 


nen müffen. Was daher von den im Parlamente 
gehaltenen Reden in den Blättern erſcheint, iſt nur als 
beſondere Vergünſtigung zu betrachten, als die Privat⸗ 
Unternehmung eines Einzelnen, die auf öffentlichen 
Glauben keinen Anſpruch machen kann. Es iſt daher 
im höchſten Grade ordnungswidrig, wenn ein Parla⸗ 
mentsglied es ſich beikommen ließe, auf den in einem 
Tageblatte vorgenommenen Druck einer Parlamentsver⸗ 
handlung hinzuweiſen, außer zum Zweck, den Heraus⸗ 
geber und Drucker derſelben zur Verantwortung zu 
ziehen. Es iſt dies eine Drohung, die vollkommen hin⸗ 
reicht, um parteliſche, einſeitige Berichterſtattungen zu 
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verhüten. Die Verantwortlichkeit für den Inhalt der 
Reden der Einzelnen haben gleichfalls Herausgeber und 
Drucker zu tragen, denn das Parlamentsglied iſt ver⸗ 
faſſungsmäßig für das, was es im Parlament ſpricht, 
nur ſeinem Hauſe verantwortlich. Daher kann ein 
daſelbſt erhobener Angriff auf die Perſönlichkeit eines 
Nichtmitgliedes nur dann vor Gericht anhängig ge⸗ 
macht werden, wenn derſelbe durch den Druck in das 
Publikum kommt, alſo gegen den Redner nur, wenn 
er ſelbſt ſeine Rede veröffentlicht. Hierdurch ſind die 
Herausgeber der Tagesblätter in die Nothwendigkeit 
verſetzt, eine Art Cenſur der Reden ſo weit vorzuneh⸗ 
men, als ſie durch dieſelben in Schaden gerathen könn⸗ 
‚ten, und der Einzelne bleibt ohne Beſchränkung der 
Redefreiheit im Parlamente, gegen die Nachtheile ge⸗ 
ſichert, welche aus der Uebereilung eines Parlaments⸗ 
. entſtehen könnten. — Eine ähnliche Ein⸗ 


iſche Blätter werden, oder vollens zu kleinen Lo⸗ 
kalblaltern herabſinken wollen. 

* & Berlin, 18. Juni. Geſtern hatten wir hier 
f dem Alexanderplatz wieder einen kleinen Markttu⸗ 
mult, veranlaßt durch Bauern, welche die neuen Kar⸗ 
Toſſein für zu hohe Preiſe ausboten. Man. ſagt, daß 
ein Höker freiwillig das Doppelte geboten, um die 

ganze Maſſe an ſich zu bringen, und daß ſo das Un⸗ 
heil losbrach. Die Polizei ließ aber den Unfug nicht 
weit um ſich greifen. Wie man ſagt, wird die Stadt 
nun noch die Kartoffelverkäufe fortfegen, da die Preiſe 
wieder ſehr geftiegen find. Auch die Kornpreiſe bleiben 
fortwährend hoch, obwohl niemand den Spekulanten 
mehr als das Möthigfte abkauft. 

Potsdam, 17. Juni. Ihre königl. Hohheiten der 
Prinz und die Prinzeſſin Friedrich der Niederlande nebſt 
Hoöchſideren Töchtern, den Prinzeſſinnen Luiſe und 
Morie königl. Hoheiten, ſind, von Haag kommend, auf 
Schloß Sansfouci eingetroffen. 
) Königsberg, 6. Juni. Ein höchſt wichtiges Re⸗ 
ſcript des Cultus⸗Miniſters an die Regierungen theile 
ich Ihnen in Folgendem ſeinen Grundzügen nach mit. 
Nachdem, erklärt das Reſcript, durch das Religions⸗ 
Patent vom 30. März der Austritt aus den aner⸗ 
kannten Kirchen gefeglich geregelt ſei, ſei es auch an der 
Zeit, dieſe Kirchen, namentlich die zu ihnen gehörigen 
Schulen, vor dem Eindringen fremder Elemente zu 
ſichern. „Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Lehrer an 
den eigentlichen Elementarſchulen wegen des unmittel⸗ 
baren Zuſammenhangs, in welchem dieſe Schulen mit 
dem kirchlichen Religions-Unterricht ſtehen, ſich zu der 
Kirchengemeinſchaft bekennen müſſen, welcher weſentlich 
diejenige Schule angehört, in deren Dienſt ſie berufen 
find.” Der Minifter ſetzt daher voraus, daß jeder Leh⸗ 
rer einer ſolchen Schule, ſofern er ſich zu einem Diſ⸗ 
ſidentenverein hält, freiwillig ſein Amt aufgegeben habe, 
eventuell von der Regierung dazu angehalten ſei. Eben ſo 
iſt es hinſichtlich der Lehrer an mehrklaſſigen Elemen⸗ 
tarſchulen, ſelbſt wenn fie in Gegenftänden unterrichten, 
die mit dem Religionsunterricht in keinem Zuſammen⸗ 
hange ſtehen, zu halten, „da dieſe Schulen zu den an⸗ 
erkannten Kirchengemeinden weſentlich, in demſelben 
Verhältniffe ſtehen, wie diejenigen, an welchen ihres ges » 
ringeren Umfanges wegen nur Ein Lehrer fungirt.“ 
In Betreff der übrigen von der Regierung reſſortiren⸗ 
den Lehranſtalten, die mit keiner Kirchengemeinde in 
unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen, „iſt zur richtigen 
Würdigung dieſes Verhältniſſes zunächſt feſtzuhalten, 
daß dieſe Anſtalten, wegen des von ihnen zu erwarten⸗ 
den erziehenden Einfluſſes auf die ihnen anvertraute 


end, hinſichtlich ihres inneren Zuſammenhanges mit 
r a Kirchen und dieſerhalb beſonders 
in Betreff der Stellung ihrer Lehrer zu einer oder der 
anderen dieſer Kirchen einen beſtimmten kirchlichen Cha⸗ 
rakter an ſich tragen und daher auch nicht umhin kön⸗ 
nen, eine beſtimmte kirchliche Richtung zu verfolgen.“ 
„Wenn daher ſolche Anſtalten auch aus Fonds der 
bürgerlichen Gemeinden gegründet worden ſind und un⸗ 
terhalten werden, und jedem Schüler ohne Rückſicht auf 
fein Glaulbensbekenntniß Aufnahme gewähren, fo iſt 
doch immer nach der beſtehenden Landesverfaſſung oder 
ſtatuten⸗ und obſervanzmäßig hinſichtlich der Anſtellung 
der an ihnen fungirenden Lehrer, deren Bekenntniß zu ei⸗ 
ner der anerkannten Landeskirchen als unerlaßliche Be⸗ 
Cane bisher feſtgehalten worden. Alle öffentlichen 
zulen ſeien daher entweder katholiſche oder evange⸗ 
liſche oder Simultanſchulen, und zu einer dieſer beiden 
Confeſſionen müßten ſich auch die Lehrer bekennen; 
hierin ſei durchaus nichts zu ändern. Die ſich bilden⸗ 
den Diſſidentenvereine hätten daher nur die Freiheit, 
entweder beſondere Schulen für ihre Angehörigen zu 
bilden, oder ihre Kinder den beſtehenden öffentlichen 
Unterrichts⸗Anſtalten anzuvertrauen; jedoch ein zu den 
Diſſidenten gehsriger Lehrer könne weder ſeine Stelle 
behalten, noch neu angeſtellt werden. Der Minifter 
weiſt die Regierung an, nach dieſen Grundſätzen zu 
verfahren; 0 jedoch vor Erlaß des Patents vom 
0. März bereits Uebertritte von Lehrern ſtattgefunden 
haben, ohne daß fie zugleich aus ihrem Amte geſchie⸗ 
den, ſo erwarte der Miniſter den Bericht der Regie⸗ 
rung in jedem einzelnen Falle. Dies Reſcript iſt vom 
8. Mai datirt. (Elberfelder Z.) 
Dentſchland. 
Vom Neckar, 14. Juni. Bekanntlich hat die 
Getreide aufnahme in Würtemberg ein ſehr gün⸗ 
ſtiges Reſultat geliefert; es ergiebt ſich, daß reichlich ſo 
viel Getreide aller Art vorhanden iſt, wie die geſammte 
Bevölkerung in den nächſten zwei Monaten gebraucht, 
ganz abgerechnet von den bedeutenden Maſſen fremden 
Kornes, die ſchon für die hieſige Rechnung eingekauft 


find und allmälig immer mehr eintreffen. Die 205 ch 
ande im 


fämmtlicher Früchte find daher im ganzen L f 
lbſchlag begriffen und auch die Brodtaxe hat überall 
Pfd. erfahren. f 

ämmtliche Obſtſorten ftehen fo üppig und Hoffnung 
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oſtet dennoch das Pfd. davon nur 2 kr. 
N (O. P. A. 3.) 
Dresden, 16. Juni. Der Profeſſor Biedermann 
in Leipzig erklärt, daß ihm das Minifterium die An⸗ 
kündigung einer Vorleſung Über konſtitutionelles Staats⸗ 
techt 1 dem Lektionskatalog geſtrichen, er jedoch da⸗ 
gegen Rekurs eingelegt habe. Als Grund des Verbots 
5 das Miniſterlum an, „daß, da er in der wider 
n anhängig eweſenen Unterſuchung zwar aus Man⸗ 
gel mehreren Verdachts frei geſprochen, jedoch vom 
DO. ⸗A.⸗G. das Vorhandenſein des objektiven Thatbeſtan⸗ 
des der Aufreizung in der inkriminirten Rede anerkannt 
worden ſei, das Pinifterium ihm das Vertrauen nicht 
ee könne, welches die Geſtattung einer folchen 
orleſung bedingen würde.“ — Aus Freiberg werden 
in den nächften Tagen mit dem Dr. Bruhn, als Berg⸗ 
werksdirektor, 10 Bergleute nach Adelalde, in Neuhol⸗ 
land, abgehen. Es befinden ſich, nach den Unterſu⸗ 
chungen des deutſchen Mineralogen Menge, dort Erze 
aller Metalle auch Queckſilber⸗ und Sitbererze und 
Gold⸗Alluvianen. Die früher dahin gegangenen Berg⸗ 
lente aus dem Harz Ki ſich ſehr wohl befinden. 
Hamburg, 18. Juni. Die hieſigen Blatter ent⸗ 
halten eine amtliche Bekanntmachung, in welcher un⸗ 
ter anderem a geſagt wird: „Es haben in 
405 Tagen auf einigen der hieſigen Marktplätze 
rungen der Ordnung und Ruhe ſtattgefunden und 
Frerker haben dieſe Gelegenheit benutzt zu nächtlichen 
geiſfen auf Häuſer, fur Beſchädigung des Eigen⸗ 
thums friedlicher Bürger und zu ſonſtigen ſtrafbaren 
Gewaltthätigkeiten. Durch die eingefchrittene bewaffnete 
Macht find mehrere dieſer Frevlet zur gefänglichen 
e und werden nach der ganzen Strenge 
Ae e, werden. — um ähnlichem Umſuge 
afti zubengen, find die We Maaßregeln 


ft vo 
0 und wird die bewaffnete Macht nöthigenfalls 
. g werden, nach Maaßgabe des al Eh 
dates arf zu feuern.” 


NJeſter reich. 12 
Peſth, 16. Zuni. Das Peſther Comitat hat 
an den k. Statthalter, Erzherzog Stephan, eine Bitte 
l welche dieſem eine kleine Verlegenheit bereiten 
uͤrfte. Bekanntlich hat das Peſther Loma gegen 
den Wilen der Regierung beſchtoſſen, daß die Oderge⸗ 
ſpane und Administratoren den Gerichtsſedrſen nicht prä⸗ 
fiöiten dürfen. Ein k. Hofdecret, welches dieſen Comi⸗ 
tatsbeſchluß annulirte, wurde vom Peſther Comitat bei 
Seite gelegt und eine Mepräfentation an den König 
gerichtet. Der Administrator des Peſther Comitats er⸗ 
klärte nun aber, daß er in Folge des k. Hofdecrets 
befonderer Inſtruktionen von ſeinem Rechte des Präſt⸗ 
diums in den Gerichtsſedrien Gebrauch machen werde, 


ir⸗ gab Hr. Laveille den Bericht der 


möge. — Der Moniteur enthalt heute das 
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worauf das Peſther Comitat in ſehr ftürmifcher ‚Size 
zung den Comitatsbeamten verbot, an ſolchen Sedrien 
Theil zu nehmen, in welchem der Adminiſtrator präſi⸗ 
diren wolle. Zugleich beſchloß aber das Comitat, den 
k. Statthalter, Erzherzog Stephan, welcher auch Ober⸗ 
geſpann des Peſther Comitats iſt, zu bitten, daß er ſei⸗ 
nen Stellvertreter, den Adminiftrator veranlaffen möge, 
das friedliche Einverſtändniß mit dem Comitate nicht 
zu ſtören. Man iſt auf die Antwort des Erzherzogs 
Stephan ſehr gefpannt, a 

Krakau, 10. Jun. Mitte nächſten Monats wird 
die Eiſenbahn bis an die preußiſche Grenze eröffnet, 
und faſt e wird die Warſchauer Bahn in der 
Nähe von yslowitz ausmünden. Wahrlich, die 
Schnelligkeſt und Stille, mit welcher die Ruſſen dieſe 
Bahn vollendet, könnte das Staunen eines Jeden be⸗ 
wirken, der nicht weiß, warum und wozu? (D. A. Z.) 

Großbritannien. 

* London, 14. Juni. Es ſind durch ein heute 
angelangtes Dampfſchiff, das nur 12 Tage unter We⸗ 
ges war, neue Nachrichten aus Boſton eingetroffen. 
Die Nachrichten aus Veracruz reichen bis zum 13ten 


Mai. Der nordamerikaniſche General Scott ſtand am 


Iten in Jalapa, der mexikaniſche General Santa Anna 
in Orizaba, wo er 4000 Mann Guerillas einübte. 
Von dem Norden erwartete man ein Heer von 25,000 
Mann, das in lauter Guerillas aufgelöſt werden ſollte. 


Frankreich. 

* Paris, 15. Juni. Cours Sproc, 7727, 0, 
Bproc. 117%, Nordbahn 598%,. — Die heutigen 
Zeitungen enthalten den Schluß der geſtrigen Kammer⸗ 
Verhandlungen. In der Pairskammer wurde die Pe⸗ 
tition des Prinzen Jerome auf das Nachweiſungs⸗ 
Bureau gelegt. Dann beſchäftigte ſie ſich mit einem 
Kredit für die Zollbeamten und der Rekrutenaushebung, 
konnte aber das letztere Geſetz nicht mehr erledigen, 
weil es an der nöthigen Zahl von Mitgliedern man⸗ 
gelte. Heute war das langweilige e wie⸗ 
der an der Reihe. Ra der Deputirtenkammer haben 
geſtern faſt nur Hr. Eremieur und Hr. Guizot geſpro⸗ 
en. Hr. O. Barrot nahm noch das Wort, ſagte 
aber wenig, da wirklich nichts mehr zu ſagen war 
und als nun auch auf den Ruf des Präſidenten Nie⸗ 
mand mehr das Wort ergreifen wollte, ging man la⸗ 
chend auseinander. Heute wurde die Ermäßigung der 
Salzſteuer berathen. Kurz vor gang der Poſt über⸗ 

ommiſſion der De⸗ 
putirten⸗Kammer in Betreff des Hrn. E. v. Girardin. 
Es lautet dahin, daß die Vorladung bewilligt werden 
eſetz we⸗ 
en der Bankbillets. Der Miniſter des Innern, Gr. 
uchatel, hat ſich geſtern wieder in der Kammer gezeigt. 
— Ein ſpaniſcher Courier ging geſtern hier durch nach 
London und brachte die Anweiſungen und Wechſel für 
die nächſte Zinszahlung. — In Madrid ift nichts 
Neues vorgekommen. In den Nordprovinzen aber hat 
ein Inſurgentenhaufen Ingualada und Man⸗ 
tefa beſtürmt und im letzteren Platz das bedeutende 
Pulvermagazin ausgeleert. — Nachrichten aus Por⸗ 
tugal melden, daß die Tg reg Feſtung St. 
ubdes (bekannt durch die Gewinnung des Seeſalzes 
und ein Hauptplatz) kapituliren wollten. 
Spanien. je 

Madrid, 9. Juni. Die ſpaniſchen Truppen ha⸗ 
ben den Feldzug in Portugal ed (S. die geſtr. 
Brest. Ztg. den Art. „Paxis“.) Der General⸗Caͤpitain 
von Galicien befahl in Folge der ihm zugegangenen 
Vorſchriften am Iten, 4 Compagnien unter den Be⸗ 
fehlen des Brigadiers Fuente Pita die Beſatzung der 
portugiſiſchen Gränzfeſtung Valenza am Minho zu 
verſtärken. Sobald diefe Truppen dort anlangten, zogen 
die Inſurgenten, welche den Platz blockirten, ſich zurück. 
Der Genetal⸗Capitain von Galicien verfügte ſich darauf 
ſbſt nach Valenza und ließ, im Einverſtändniß mit 
den dortigen Behörden, durch die vier ſpaniſchen Kom⸗ 
pagnien und eine portugieſiſche die Umgegend rekognos⸗ 
ziren, während der ſpaniſche Brigadier Lerſundi mit 6 
anderen Kompagnien ſeines Regiments eine andere 
Richtung einſchlug, um den Inſurgenten in die Flanke 
zu fallen. Dieſe eröffneten ein heftiges Feuer auf die 
Kolonne des Brigadiers Fuente Pita und zogen ſich 
dann auf Villanova und Aras zurück. B ul 
Capitain kam in Perſon mit 4 Compagnien des Regi⸗ 
ments „Amerika“ herbei und bemächtigte ſich des Dor⸗ 
fes Aras, in welches auch Fuenta Pita eindrang. Hier 
wurde das Gefecht abgebrochen. Der Brigadier Lerſundi 
langte mit feiner Mannſchaft zu ſpät an, um an dem 
Gefechte Theil nehmen zu können. Die Spanier mach⸗ 
ten 5 Offtziere und 31 Soldaum zu Gefangenen und 
hatten einen Verluſt von 3 Todten (worunter 2 Por⸗ 
tugieſen) und 9 Verwundeten. Die Infurgenten ließen 
13 Todte und 1 Verwundeten zurück, ſammelten ſich 


während der Nacht des Zten in Villanova und wandten 


Dr dort nach Caminha an der Mündung des 


o. — Ein anderes ſpaniſches Truppen⸗Corps ſoll 


von Verin (Galicien) aus in Tras os Montes ein⸗ 
rücken und die dortigen Inſurgenten unterwerfen — 
Es läßt ſich indeſſen wohl annehmen, daß die bewaff⸗ 
nete Intervention Spaniens bald überflüffig werden 
wird, ſeitdem die 3009 Mann, welche am 31. Mai 


nicht. — Um die Türkei der 


rer Zeit ſchon Du Franzoſen, Engländer und SH 


unter das Antas Befehlen von Porto aus unter Se 


gel gingen, in die Gewalt des engliſchen Geſchwaders 


fielen. Dieſe Mannſchaſt wer nur auf einen Tag mit 
Lebensmitteln verſehen, und das Antas überlieferte ſich 
den Engländern auf die erfte Aufforderung. Vermuth⸗ 
lich hatte er in dieſer Abſicht, weil er jeden längeren 
Widerſtand für unrathſam hielt, Porto mit ſeinen Trup⸗ 
pen verlaſſen. (Allg. Preuß. 31g.) 


Belgien. 2 
Brüſſel, 14. Juni. Am geſtrigen Abend | 
zu Antwerpen in Folge des geſetzlichen neuen Br g 

ges Lärm, Juſammenkottungen fanden auf den 

Tranplat ſtatt; zwei Bäckern wurden die Fenſter 
ma und die Gendarmerie mußte nach den ge⸗ 
setzlichen Aufforderungen das Volk auseinander treiben. 
Der Lärm ſchien daher entſtanden zu ſein, daß die Bäk⸗ 5 
ker nicht genug Brot zu den Tagesprelſen mehr liefern 
konnten oder wollten, da Tags darauf erſt der höhere 
Brotpreis eintreten ſollte. 5 


Italien. 


Nom, 4. Juni. Eine nicht unbedeutende Zahl pos 
litiſcher Kompromittirten, welchen die päpſtliche Amneſtie 
des vorigen Jahres Freiheit und Güter wiederſchende, 
haben ſich in letzter Zeit nicht ſowohl in der Hauptſta 
als in den Gegenden von Cäſena, zum großen dern 
niß ihrer frühern Genoſſen, in aufrühreriſche umme 
und Komplote gegen die neue Regierung mit hinelnzie⸗ 
hen laſſen. Die meiſten von ihnen ſind Jünglinge von 
weniger Erfahrung. Vorgeſtern iſt dem Papſte v 1. ir 
ſogenannten liberalen Partei in Rom ein Bittſchreiben 
eingereicht worden, das ſich jener jungen Verführ 
unter denen einigen wirklich Unrecht widerfahren 
fol, annimmt. Ohne Verzug hat der Papſt fur 
den Bittſtellern den Beſcheid zukommen laſſen, er w 
die Sache genau unterſuchen und bei der Unterſuchunh 
wo irgend möglich, Gnade für Recht Br 9 

# Venedig, im Juni. Vor einigen Tagen . 
das neue in England verfertigte Dampfboot der Geſil' 
ſchaft zur Befahrung des Po mit Dampfſchiffen von 
Stapels es iſt das zweite Fahrzeug dieſer Dampffi 
fahrtsgeſellſchaft und mißt in der Länge 125 
Bei der dazu veranſtalteten Feierlichkeit hatte ſich da 
Podeſta Graf Correr eingefunden und Graf Mecenig® 
der Leiter der Geſellſchaft, befand ſſch an Bord de 
ſehr zierlich gebauten Bootes. — Das Journal 
Lloyd, das unter Schwarzers Leitung einen fo ef 
lichen Aufſchwung genommen und gegenwärtig einn 
Reichthum von Mittheilungen entfaltet, der es zu ein 
Fundgrube der Statistik, der Handelsintereſſen und dit 
Nationalökonomie erhebt, muß wegen der Menge da 
ihm zufließenden Korreſpondenzen abermals ſein Jo 
vergrößern, und wird fortan in Großfolio erſcheinen. 
Erzherzog Johann, welcher in Trieſt die Steba 
gebraucht, iſt nach Rovigno gegangen, um dort den 
König und die Königin von Neapel im Namen des 
kaiſerlichen Hofes zu empfangen. Geſtern iſt derſelbe ul 
der im Seebade eingetroffen, und wie man hört, ſoll H 
k. k. Hoheit an den König die offizielle Einladung zu einem 
Beſuch in Wien erhalten haben. Die Verabredungen 
wegen der Vermählung des Grafen von Trapani mi 
der Erzherzogin Marie, die ſich in Rovigno zum eric 
Male fahen, ſollen das Reſultat gehabt haben, W 
die Verbindung ſchon im Herbſt d. J. vollzogen 


den ſoll. 2 * 
5 Osmaniſches Reich. 3 

Konſtautinopel, 7. Juni. In einem me he 
lis (in der Berberei) liegenden türkiſchen Regiment 9. 
ſich vom alten Janitſcharengeiſt wieder etwas gere 
Beim Abgang des Gouverneurs 


Mehemet Paſchae 
als Poltzeiminiſter nach Konſtantinopel berufen wi 
zog das Regiment in Maſſe vor ſeine Wohnung 
verlangte einen Garniſonwechſel. Man will nun 


ein 


Garderegiment dahin ſchicken. — Forwchren wen | 
verdiente Leute vom Großherrn * . dekorirt 


beſchenkt. Nicht weniger als ſechs Bildniſſe d 
tans in Brillanten, drei 8 0 n vor 
Ehrenſäbel und fünf Doſen mit Brillanten = . 
Kurzem an verſchiedene Paſchas, Be ene an, ö 
vertheilt. Auch auswärtige befreund e mmand * — yo 
den bedacht, fo Herr Stürmer, der Woro 1 
engliſchen Dampfbootes Hella, ad. — — 
andere höhere kuſſiſche Millcbee Wr. „neunte TE 
Kaukaſus. Auch an Feſten un aftereien fehlt 
Sn ei der u 
en Kultur theilhaft zu machen, haben bekannt 
1 55 e Eranten gewetteifert, der Pforte iht 
Hülfe und Dienfte anzubieten, und fo find ſeit Kind“ 


5 ein 


iener in türkiſchen Dienſten. In neueſter Zeit scheinen 
a die a von den Türken vorgezogen 
werden. iſt ein Dr. Davis in tärkiſche Js 
enommen, um in St. Stephans eine Baumwolleupflan“ 

anzulegen. Ein anderer Amerikaner, Hr. Schmich, N 
wurde für das Bergweſen engagirt. Beide sa ‘ 
bedeutende Gehalte, und wenn die Summen, wom neo: 
Türken dergleichen ihnen geleiſtete Dienſte lohnen der, 
Maßſtab abgeben für den Grad der Achtung, 5 aben 
die verſchiedenen Nationen bei ihnen ftehen, ſo 


Wir Deutſche keineswegs Urſache, uns dadurch geſchmei⸗ 
22 zu fühlen. 5 x (A. 3.) 


Tolaales und Provinzielles. 


Breslau, 19, Juni. Am 17ten wurde ein maͤnn⸗ 
iR Gee von der Fäulniß ſehr en Leichnam vom 
Strome an den Rechen der Matthiasmühle angettie⸗ 
den. Wer der Verunglückte geweſen, iſt nicht er⸗ 


lt. A 
In der beendigten Woche find (erelüf. eines im 
Waffer verunglückten Mannes) von hieſigen Einwoh⸗ 
bern geſtorben: 27 männliche und 25 weibliche, über⸗ 
haupt 52 Perſonen. Unter dieſen ſtarben: an Abzeh⸗ 
dung 8, an Alterſchwäche 2, an der Bräune 2, an 
Bruſtleiden 1, an Leberentzündung 1, an Rückenmark⸗ 
Entzündung 1, an gaſtriſchem Fieber 2, an Wochen⸗ 
bett⸗Fieber 1, an Gehirnteiden 1, an Krämpfen 8, an 
Krebsſchaden 1, an Lebensſchwäche 1, an Lungenläh⸗ 
mung 2, an der Ruhr 1, an Scharlach 1, an Schlag⸗ 
fuß 3, an Stickfluß 1, an Lungen⸗Schwindſucht 9, 
den Unterleibs⸗Schwindſucht 2, an Luftröhren⸗Schwind⸗ 
ſucht 1, an Unterleibs⸗Typhus 1, an Herzbeutel⸗Waſ⸗ 
ſerſucht 1, an Gehirn⸗Waſſerſucht 1. N 
Dien Jahren nach befanden ſich unter den Verſtor⸗ 
enen: unter 1 Jahre 14, von 1 bis 5 Jahren 8, von 
5 bis 10 Jahren 2, bon 10 bis 20 Ihren 3, von 
20 bis 30 Jahren 7, von 30 bis 40 Jahren 2, von 
40 bis 50 Jahren 3, von 50 bis 60 Jahren 3, von 
60 bis 70 Jahren 6, von 70 bis 80 Jahren 3, von 
80 bis 90 Jahren 1. EN 
Stromabwärts find auf der oberen Oder hier an⸗ 
gekommen: 17 Schiffe mit Eifen, 6 Schiffe mit Zink⸗ 
dlech, 4 Schiffe mit Kalk, 12 Schiffe mit Steinkoh⸗ 
len, 3 Schiffe mit Hafer, 6 Schiffe mit Brennholz 
und 5 Schiffe mit Zink. 
Mit Anfang dieſer Woche begann in Folge voran⸗ 
gegangener Regengüſſe das Waſſer in der Oder zu 
wachſen und ſtieg bis zum 18ten früh auf eine Höhe 
don 23 Fuß 4 Zoll. Durch dieſen ungewöhnlichen 
aſſerwuchs wurden ſchon am I7ten die benachbarten 
| Ortſchaften Zedlitz, Pirſcham, Ottwitz ꝛc. überſchwemmt. 
Am nämlichen Tage wurde der anſcheinend im guten 
Stande befindliche Damm bei Grüneiche zwiſchen dem 
dafigen Kaffeehäuſe und der Härtelſchen Kalkbrennerei 
durchbrochen und dadurch Scheitnig und Grüneiche 
immt allen dazu 19 1 5 Feldern unter Waſſer ge⸗ 
Jet. — Auch das nahe tadt⸗Dorf Morgenau, deſſen 
ü Damme überfluthet wurden, iſt unter Waſſer. — Nur 
r an ſten und ausdauerndſten Thätigkeit ge⸗ 
Nba as herandrängende Waſſer durch aufgeworfene 
Nothdämme von den Vorſtädten abzuhalten. 


Der heutige Waſſerſtand der Oder am hieſigen 


Fuß 8 Zoll, mithin iſt das Waſſer ſeit geſtern am er⸗ 
ſteren um 8 Zoll und am letzteren um 10 Zoll wie⸗ 
| der ‚gefallen, 
& Breslau, 19. Juni. Es iſt bekannt, daß von 
Seiten der Staatsregierung auf das Ernſtlichſte darauf 
Bedacht genommen worden tft, in der Zeit der -gegens 
wärtigen ſo außerordentlichen Theurung durch Ankauf 
don Getreide einem wirklichen Mangel kräftig entgegen 
zu treten, und daß auch namentlich für den hieſigen 
t und die Provinz Schleſien bedeutende Ankäufe 
auswärts von Seiten des Miniſteriums gemacht wor? 
den find. Die erſten beiden Sendungen dieſes Getrei⸗ 
des find bereits auf der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Ei: 
ſenbahn hier angekommen, und betragen zuſammen 41 
Wispel Roggen. Die weitern Zufuhren werden regel⸗ 


Bahn hier anlangen. Dem Vermehmen nach find von 

iten des Staates 2000 Wispel Roggen und 
1000 Centner Mehl zur Verfügung des Herrn Ober⸗ 
Präfidenten von Wedell geſtellt, welcher mit deten 
ſacceſſiben Veräußerung theils hier, theils anderwärts, 
do dies nothwendig erſcheint, vorſchreiten wird. Dieſe 
utenden Getreidemaſſen ſind lediglich zum Verkauf 


Weise, wie dies am zweckmäßigſten zu bewirken fein 
bird, haben bereits Berathungen bei dem Herrn Ober⸗ 
räſidenten v. Wedell ſtattgefunden, zu welcher eine 
Magiſtrats⸗Deputation und das hieſige königliche Polipei- 
bräſſdium berufen worden iſt, welche ihrerſeits wiederum 
die hieſigen Bäckermittels⸗Aelteſten Hrn. Ludwig und 


wiß eine ſehr zweckmäßige Maßregel, wenn man be⸗ 
Eſichtigt, wie wacker ſich unſere Bäcker in den Zeiten 

dur gegenwärtigen Crlamität gehalten haben. Sicher iſt 

die getroffene Vorſorge dazu geeignet, wirkliche Noth 

und Mangel von uns fern zu halten. 

Der Waſſerſtand in der Oder hat eine Höhe er⸗ 

wicht, die wenigſtens in der jetzigen Jahreszeit noch 


zwar 


um einige Zoll im Oberwaſſer abgefallen, wahr⸗ 


wischen der Hertel'ſchen Kalkſcheuer und dem Kaffee: 
uſe geſprungen, und von der Gewalt des Waſſers 


Unglücksfälle ſind bis jetzt noch nicht vorgekommen. 
Fats bon iſt 22 Fuß 8 Zoll, am unter⸗Pegel 15. 


maßig und in beſtimmten Zeiträumen auf derſelben 


en die Conſumenten beſtimmt. Ueber die Art und 


„Rösler mit ihrem Gutachten gehört haben. Ge⸗ 


da geweſen iſt. Seit geſtern Abend iſt das Waſſer 


heimlich aber nur in Folge eines großen Dammbruchs 
järts. Es iſt nämlich bei Grüneiche der Damm 


—. 
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in einer Länge von etwa 300 Fuß gänzlich weggeriffen. 
Der Strom ergießt ſich dort mit furchtbarer Macht 


über die Grüneicher und Scheitniger Felder nach 


der alten Oder zu, und ganz Scheitnig und deſſen 
Umgebung ſteht unter Waſſer. Das ganze Inunda⸗ 
tionsterrain iſt auf viele Meilen zu beiden Seiten der 
Oder überſchwemmt, und wird die als ſo geſegnet in 
Ausſicht ſtehende Ernte durch das entfeſſelte Element 
vernichtet. Im Unterwaſſer hat wahrſcheinlich in Folge 
der Stauung durch das Waſſer in der alten Oder eine 
ſehr ſtarke Steigung ſtattgefunden. Zu den Uebelſtän⸗ 
den die hieraus erwachſen, tritt auch noch der, daß am 
hieſigen Orte die ſämmtlichen Mühlen ſeit mehreren 
Tagen und noch auf einige Tage durch das Hochwaſſer 
außer Thätigkeit geſetzt ſind. Gebe Gott, daß es bald 
anders werde. Noch gegenwärtig befindet ſich der Damm 
von den Waſchteichen nach der alten Oder in der drin⸗ 
gendſten Gefahr. Gegen 150 Arbeiter ſind beſchäftigt 
ihn zu ſchützen. Es iſt aber ſehr zweifelhaft, ob er er⸗ 
halten werden wird. Sollte auch dieſer Damm brechen, 
ſo würde die ganze Odervorſtadt überſchwemmt werden. 
* (Brest. Anz.) 

* Breslau, 19. Juni. Daß dieſes Jahr von 

den hieſigen Studirenden wiederum ein Zobten⸗Com⸗ 


mers veranſtaltet werden wird, iſt als ein erfreuliches 


Zeichen der unter der akademiſchen Jugend ſtattfinden⸗ 
den Einigkeit bereits gemeldet worden. Jetzt kann noch 
hinzugefügt werden, daß derſelbe auf den 9. Juli feſt⸗ 
geſetzt iſt, und zwar wird der Maskenzug ſich, ſowie 
früher, durch die Stadt bis nach dem Dorfe Kleinburg 
begeben. 

Ueber 8 Tage, alſo Sonnabend den 26. d. Mts., 
wird der Kapellmeiſter Bilſe aus Liegnitz im hieſigen 
Wintergarten wiederum einen Cyklus von Konzer⸗ 
ten eröffnen. Welchen Beifall die Aufführungen des 
Herrn Bilſe früher hier gefunden, darf nicht erſt erwähnt 
werden, fie find noch im friſchen Andenken. Diejeni⸗ 


gen, welche damals für feinen „Breslau Liegnitzer⸗Ei⸗ 


ſenbahn⸗Galopp“ (der übrigens hier bei Bote und Bock 
fürs Pianoforte bearbeitet erſchienen iſt,) ſchwärmten, 
dürfen jetzt neue Genüſſe erwarten. Herr Bilſe wird 
außer den beliebteſten Tanzſtücken und Overturen — in 
jedem Konzert eine Symphonie aufführen. 


Geographiſche Sektion der ſchleſiſchen 
Geſellſchaft für vaterländiſche Kultur. 

Am 9. dieſes machte Hr. Stadtrath Scholtz nach⸗ 
ſtehende Mittheilungen üder den beabſichtigten Kanal 
durch den Iſthmus von Tehuantepec im Staat von 
Mexico. Im Jahr 1842 erhielt Don Joſé de Gar⸗ 
ray von der mexikaniſchen Regierung ein Privile⸗ 
gium auf 50 Jahr zur Anlegung eines Kanals durch 
den Iſthmus von Tehuantepec, und ließ in Folge 
deſſen genaue Vermeſſungen dieſer Erdenge vornehmen. 
Das Reſultat dieſer Arbeiten wurde in einer Schrift 
veröffentlicht, worin er die Vortheile eines ſolchen Ka⸗ 
nals darſtellte und zur Theilnahme an dieſer Unterneh⸗ 
mung aufforderte. Wenn auch wenig Hoffnung zur 
Ausführung dieſes Planes iſt, ſo verdanken wir doch 
dieſer Schrift eine genauere Kenntniß eines bisher we⸗ 


nig gekannten Erdſtrichs. — Der Iſthmus liegt weſt⸗ 


lich von der Halbinſel Jucatan, und an ſeinem nörd⸗ 
lichen Ufer; unter 180 8° nördl. Breite und 94 22“ 
weſtl. Länge von Greenwich, ergießt ſich der Fluß 
Coatzacoalcos in den Golf von Mexico. Im Süden 


wird der Iſthmus durch das ſtille Meer begrenzt, wo 


unter 16% 137 nördl. Breite und 9453“ Weſtlänge 
von Greenwich die Mündung einer großen Lagune liegt, 
welche als Hafen benutzt werden ſoll. Dieſe Lagune 


ſteht mit einer zweiten in Verbindung, welche letztere 


im Süden, ſo wie die Mündung des Coatzacoalcos im 
Norden, die Endpunkte des Kanals bilden. Die Waſ⸗ 
ſerſcheide, welche dieſe Punkte trennt, liegt auf einer 
Höhe von 208 Metres (663 Fuß Rheinl.) über dem 
Mereresſpiegel, und iſt 5 geographiſche Meilen von 
der Südküſte und 25 geogr. Meilen von der Nordküſte 
in gerader Linie entfernt. Es iſt nun der Plan ge⸗ 
bildet, auf der Waſſerſcheide einen Kanal zu machen, 
um die Quellen der hier entſpringenden Flüſſe zu ver⸗ 
einigen und dadurch den Fluß Chicapa, welcher ſich 
nach Süden in die erwähnte Lagune ergießt, mit dem 
Coatzacualcos, welcher nach Norden ſtrömt zu ver⸗ 
binden. — Referent machte hierbei auf die Schwierig⸗ 
keiten aufmerkſam, dieſe Flüſſe bis zu ihren Quellen 
für größere Schiffe fahrbar zu machen. Man beab⸗ 
ſichtigt in dieſen Flüſſen 150 bis 160 Schleuſen an⸗ 
zulegen, wodurch freilich das Waſſer höher geſpannt 


werden könnte; allein es iſt ſehr die Frage, ob man h 


dadurch, ſelbſt wenn man die Flußbette vertiefte, eine 
hinreichende Waſſermaſſe erlangen wütde, um größere 
Schiffe zu tragen. Die Quellen auf der Waſſerſcheide 
können nur wenig Waſſer zur Speiſung des Kanals 
zuführen. 


Der Plan dieſes Kanals iſt vorzüglich auf die Vor⸗ 
aus ſetzung gegründet, daß die Schiffe, welchejetzt das Kap 


der guten Hoffnung umſchiffen, um nach China und 
Oſtindien zu gehen, ſo wie die Schiffe, die nach Chile 


und Peru beſtimmt find, den Kanal benutzen würden, 


um ihre Reiſe abzukürzen. Referent zeigte indeß, daß 
die Reiſe von Europa nach Kanton durch elnen ſolchen 
Kanal um ein Paar hundert Meilen verlängert werden 
würde. Da Caleutta Europa noch näher liegt, fo - 
würde der Unterſchied noch viel größer fein. Für 
Schiffe aus Europa wäre es daher kein Vortheil, die 
Reiſe durch den Sahm zu machen. Nur für die 
Schiffe aus den vereinigten Staaten von Nord⸗Ame⸗ 
rika, welche nach China oder in die Südſee auf den 
Waldfiſchfang gehen, würde die Reiſe etwas abgekürzt 
werden. Da aber der Bau des Kanals große Koften 
verurſachen würde, ſo mußte auch ein bedeutender Durch⸗ 
gangs⸗Zoll erhoben werden (der vorläufig zu 10 Schil⸗ 
ling Sterl. [oder 3 ½ Thlr.] pr. Tonne angenommen 
iſt), und es iſt ſehr die Frage, ob viele Schiffe ſich 
dieſer Kontribution unterwerfen würden. 

Gleiche Schwierigkeiten bietet auch ein Kanal bei 
Panama dar. Es iſt daher ſehr zu bezweifeln, daß 
je das Projekt eines Kanals für große Seeſchiffe zur 
Ausführung kommen wird. 8 

Herr v. Obermann aus Berlin, der erſt por nicht 
langer Zeit aus jenen Gegenden zurückgekehrt iſt, be⸗ 
ſtätigte als Augenzeuge in allen Stücken die Anſicht 
des Referenten. 

v. Boguslawski, 
z. Z. Sekretär der geogr. Sektion. 


Koſel, 19. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 18. Juni früh 6 Uhr am hieſigen Oberpegel 16 
Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 15 Fuß 10 Zoll; Mittags 12 
Uhr am Oberpegel 15 Fuß 11 Zoll, am Unterpegel 
14 Fuß 10 Zoll; Abends 6 Uhr am Oberpegel 15 
Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 14 Fuß; am 19. Juni 
früh 6 Uhr am Oberpegel 14 Fuß 11 Zoll, am Unter⸗ 
pegel 12 Fuß 10 Zoll. — Ueber Nacht ſtarker Regen. 


Trebnitz, 17. Juni. Der ſchleſiſche Fo rſt⸗ 
Verein hat dieſes Jahr ſeine Verſammlung hier ge⸗ 
halten und unſer ſonſt ruhiges Leben ſehr angenehm 
unterbrochen. Am 9. Juni Nachmittags trafen ſchon 
die meiſten Mitglieder aus den entfernteſten Gegenden 
ein, und den folgenden Tag des Morgens, die aus den 
näheren Umgebungen; die Geſammtzahl hat ſich auf 
70 Perſonen belaufen. Am 10ten und Liten d. M. 


hatten die Sitzungen und Vorträge von Morgens 8 


bis gegen 2 Uhr Mittags in dem dazu reich mit Em⸗ 
blemen der Forſtwirthſchaft und Jägerei dekorirten 
Saale des Gaſthauſes „zum preußiſchen Hauſe“ ſtattz 
die Mittagstafel wurde dagegen. in dem ebenfalls feſt⸗ 
lich dekorirten Saale des Kaffeehauſes in dem nahen 
und ſchönen Buchwalde gehalten, nach welcher am er⸗ 
ſten Tage durch eine Excurſion in den Buchwald, am 
zweiten Tage aber durch Zutritt mehrerer Damen von 
den verſammelten Vereinsmitgliedern die Freuden des 
Tages und Zuſammenſeins erhöht würden. Den 12ten 
fand eine Excurſion nach dem großen königlichen Forſt⸗ 
Revier Katholiſch⸗Hammer ſtatt; die Fröhlichkeit ſtörte 
der heftigſte Regen auch nicht im Mindeſten. Unter 
lautem Jubel und fröhlichen Waidmanns ⸗Liedern ver⸗ 
ließen die Vereinsglieder auf mehreren, ſehr großen zahl⸗ 
reich befegten Wagen unſere Stadt und kehrten am 
päten Abend zwar durchnäßt, aber über die Anſchauung 
rrlich gelungener Forſt⸗Culturen auf ausgedehnten 
großen Flächen ſo wie Über kapitale Beſtände, vollkom⸗ 
men befriedigt zurück. — Auf dem Rückwege aus bie 
ſem Waldrevier begaben die Vereinsmitglieder ergange⸗ 
ner Einladung gemäß ſich nach der Waldwollen⸗Fabrik 
ts⸗Au, in welcher jedoch nur die Vorräthe, 
nicht aber die Fabrikation ſelbſt, gezeigt wurden. — 
Am 13 ten fand ein Ausflug von wenigen Mitgliedern, 
die Mehrzahl hatte ſich bereits in ihre Heimath be⸗ 
geben, nach den fürſtlich Hatzfeldtſchen Trachenberger 


Forſten ſtatt, von welcher die kleinere Geſollſchaft am 


ſpäten Abend durch nicht minder fehöne Culturen und 
den reichen Wildſtand, der ihnen durch Verfügung des 
Herrn Kammerrathes Seitz in Abweſenheit Sr. Durch⸗ 
laucht des Herrn Fürſten von Hatzfeldt durch das Forſt⸗ 
Perſonal gezeigt worden war, ſehr befriedigt zurück. — 
Eine wahrhaft fürſtliche Aufnahme im Jagdſchloſſe zu 
Neſigode und darauf gehaltene erfolgreiche Pürſchfahrt 
auf dem großen Lug im Thiergarten zu Kahne, ſowie 
eine Hochwild⸗Treibjagd in gemiſchten Beſtänden in 
der Nachbarſchaft des Jagdſchloſſes, hatten zu den fro⸗ 
heſten Aeußerungen und Mittheilungen Veranlaſſung 
gegeben. — Die Mehrzahl der Herten Mitglieder hatte 
hier Privat⸗Logis genommen, weil der in dem erſtbe⸗ 
merkten Tagen hier ſtattfindende Jahrmarkt die Gaſt⸗ 
häuſer ſehr unruhig machte. Lauter Dank über die 
Bereitwilligkeit und Uneigennützigkeit der Quartiergeber 
atte ſich in Toaſten an den Mittags ⸗Tafeln ausge⸗ 
ſprochen, auch wurde eine ergiebige Kollekte Für die 
Armen der Stadt veranlaßt, die der Stadtbehörde über⸗ 
ſendet wurde. } 


—— 
Ans Oberſchleſien, 5. Juni. Ein jn die 


ſocialen Verb aalen iſſe eines großen Theiles unſerer Pro: 


viaz tief eingreifendes Inſtitnt, der ſchleſiſche Knapp⸗ 
ſchaftsverband, iſt in dieſen Blättern noch keiner Be⸗ 


ſprechung unterworfen worden. Der induſtriclle Auf⸗ 
ſchwun g der Provinz. feit einigen Decennien, weit durch 


* 


die mehr und mehr zur Anwendung gekommene, ja faſt 
unentbehrlich gewordene techniſche Benutzung der Dampf⸗ 
kraft, iſt auch auf den ſchleſiſchen Bergbau, namentlich 
Kohlenbergbau, von fo greßem Einfluß, daß bei der 
dadurch dedin sten Vermehrung der Arbeiterzahl der 
Knappſchafisverband eine immer größere Beachtung ver⸗ 
dient. — Es iſt nicht unſere At ſicht, dier eine Ab: 
handlung über dirſes feinem Prinzip nach fo woblthä⸗ 
tige, in einzelnen Theilen feiner Einrichtung aber ſchon 
längſt einer gründlichen Reviſion bedürftig en J ıftitue zu 
f&hreiben; wir wollen jetzt nur einen Gegenſtand zur 
Sprache bringen, der in feinem gegenwärtigen Zuſtande 
zu grell hervericlit, as daß er unde biet bleid en könnte, 
Dies ift die Pexiioniruny der Ber. En ipper 2% validen 
und Wittwen. Ein zum Knappſch fisverbande gehört 
ger Bergmann zahlt vom T aler verdienten Loones 


1 S. r. 3 Sur. foyenanntes Büchſengeld zur Knapp⸗ 


ſchaftskaſſe. Dafür hit derſeibe A ſprüche auf‘ freie 
Kur und Verpflegung in Krank eitsfällen, Krankengeld 
pro Tag 5 Sgr. tie 7 Ser. 6 Pf., auf freien Schul: 
Unterricht für die Kinder, in Sterbefällen Bearäoniß 
-beihlrfe, für die Witwe unter Bedingungen Penſion 
und dei Invalidität auf ein Gnadenkohn. Diefis Gna— 
denlohn nun beträ t, gleichviel, ob der Bergmann ein 
Jahr oder fünfzig Jndre bedient bat, monatlich im 
höchſten Satze einen Thaler, das iſt einen Silber: 
greſchen täglich; für j des Kind außerdem noch zehn 
Silbergrofhen. Hat nun der Berzm inn z. B. eine 
Frau und drei unerzogene Kinder, — für Kinder üder 
14 Jahre wird nichts gegeben — ſo hat dieſe aus fünf 
Perſonen beſtebende Familie zwei Silbergroſchen läglich 
zu ihrem Unterhalt. Wir fragen, ob Jemand mit 
einem Sibergrofhen, ſage zwölf Pfennigen täglich, 
in gegenwärtiger Zeit und überhaupt ſticen kann? — 
Wir glauben obige Thatſachen zur Oeffenilſchkeic brin⸗ 
gen zu müſſen, in der Hoffaung, daß tiefe Zeilen viel: 
leicht höhern Octs eine geneigte Berückſichtigun, fi den. 
Es find ſchon früher, und j Kt wieder vor mehreren 
Monaten, ſowohl von den Knappſchafts-Aelteſten, als 
auch den Bergbebörden, dem Vernehmen nach, in Be: 
zug auf die unglückuche Lage der Berg⸗Invaliden ge: 
eignete Anträge formitt worden, bis jetzt aber verzeblich. 


Oppeln, 18. Juni. Das hieſige Kreisblatt ver⸗ 


öffentlicht folgende vortreffliche Anordnungen der könig. 
' „Zur möglichften Linderung des fo fehr | 


Regierung: e 
verbreiteten Nothſtandes und zur Hebung der durch 
denſelben erzeugten Aufregung in den niedern und mitt⸗ 
lern Volksklaſſen, geben wir, höhern Orts hierzu veran⸗ 
laßt, den Herren Landräthen und den Magiſträten hier⸗ 
durch auf, ohne Verzug ſich durch Rückfragen und fo 
viel als möglich durch eigene Ueberzeugung an Orten, 
wo Vorräthe an Getreide zu erwarten ſind, von den 
Beſtänden im Kreiſe und reſp. in den Städten nähere 
Kenntniß zu verſchaffen. Die Ausmittelung muß mit 
Vorſicht erfolgen und darf zu dem im § 7, Theil J., 
Titel 11 des Allg. Landrechts geſtatteten Zwange ohne 
unſere ausdrückliche Genehmigung um ſo weniger an⸗ 
jetzt ſchon geſchritten werden, als der Fall der Außer: 
ſten Noth noch nicht eingetreten iſt, auch bei der 
vorausſichtlichen Zulänglichkeit der Vorräthe an Lebens⸗ 
mitteln, bei der ſteigenden Zufuhr auf den Getreide: 
märkten und bei dem Sinken der Fruchtpreiſe nicht zu 
beſorgen ſteht. — Bei dieſer Gelegenheit find die Be⸗ 
ſiber eindringlich zu ermahnen, eben fo aus Billigkeits⸗ 
gefühl, wie im eigenen Intereſſe, ihre Vorräthe baldigſt 
feilzuſtellen, damit die für den Nothfall geſetzlich geſtat⸗ 
teten Zwangsmaßregeln nicht erſt erforderlich werden. 
Auch iſt denſelben zu erwägen zu geben, wie das Ge⸗ 
rücht in der Regel die Vorräthe vergrößert, und die 
Erbitterung der Nothleidenden dadurch erregt wird. — 
Auf der anderen Seite aber müſſen die Communen 
ſelbſt mit durchgreifenden Maßregeln die Hand bieten. 
— Die Produzenten bringen nicht Brot, nicht einmal 
Mehl, ſondern Körner zu Markte, fo daß der Con⸗ 
ſument von ihnen kaum kaufen kann, wogegen die 
Händler ein zu bedeutendes Intereſſe haben, ferner 
aufzukaufen, um nicht durch Herabgehen der Preiſe 
Verluſte an ihren Vorräthen zu erleiden, als daß ſie 
nicht alle Mittel verſuchen ſollten, die feilgebotenen 
Produkte für ſich zu gewinnen. Es iſt daher 
Sache der Communen, wenigſtens in den Städten 
mit den Produzenten, welche Vorräthe beſitzen, 
Uebereinkommen wegen Ueberlaſſung derſelben an die 
Kommune ſelbſt zum Verbacken oder an die, einer ge⸗ 
hörigen Controle zu unterwerfenden Bäcker der Stadt 
zu treffen. — Von den Seitens der Kommune anzu⸗ 
kaufenden Nahrungsmitteln ſind demnächſt, wie dies 
bereits in einzelnen Orten geſchieht, angemeſſene Quan⸗ 
titäten an die armen und mittleren Volksklaſſen zu 
möglichſt billigen Preiſen zu verkaufen. — Da übri⸗ 


gens einzelne Produzenten aus Beſorgniß vor Exzeſſen 


Seitens aufgeregter Nothleidenden, wie ſie an einzel⸗ 
nen Orten ſchon ſtattgefunden haben, leicht von der 
Zufuhre ihrer Produkte auf den Getreidemärkten ab: 
gehalten werden dürften, fo find insbeſondere die Land: 
bewohner durch die Herren Landräthe zu bedeuten, daß 
die irgend zuläſſigen Sicherheitsmaßregeln für Leben 


und Eigenthum getroffen ſind. — Die betreffenden 


Stadt⸗Kommunen mögen den Beſchluß faſſen, jede 


1576 
Eigenthums⸗Beſchädigung, welche ungeachtet der Vor: 
kehrungen bei dem Marktverkehre verübt werden ſollte, 


—— — 


garantiren und erſetzen zu wollen. — Um aber jeden 


Exzeß bei Gelegenheit der Märkte zu vermeiden, ſind 
insbeſondere vor den Thoren Patrouillen aufzuſtellen, 
zur Verhütung von Aufkäufereien und zur Abwehr des 
andringenden Geſindels vom Lande, welches ſich dennoch 
mit Arbeitsgeräthe, unter dem Vorwande, Arbeit zu 
ſuchen, einzuſchleichen verſucht. Auch ſind die Meiſter 
und Dienſtherrſchaften aufzufordern, Geſellen, Lehrburſchen 
und Dienſtboten an Markttagen möglichſt vom Marktbe⸗ 
ſuch zurückzuhalten; zweckloſe Gaffer ſind polizeilich zu 
entfernen und im Weigerungsfalle durch Zwang fort⸗ 
zuſchaffen, auch benöthigten Falles durch Einſperrung 
unſchädlich zu machen, das Mitbringen von Beilen, 
Schaufeln, Hacken, Stöcken und dergleichen mehr zur 
Begegnung eines Mißbrauchs zu unterſagen und dieſe 
Geräthe während des Marktbeſuches abnehmen zu laf: 
ſen. — Damit endlich denjenigen Landbewohnern, 
welche ungeachtet aller dieſer Sicherheitsmaaßnahmen aus 
Furcht oder aus andern Gründen vielleicht die Wochen⸗ 
märkte vermeiden, durch Lokal-Aufkäuferei ihrer Pro: 
dukte von Aufkäufern möglichſt wenig entgegen gekom⸗ 
men werden kann, haben die Herren Landräthe die 
ländlichen Orts⸗Behörden und die Gendarmen gemeſ— 
ſenſt anzuweiſen, die große Anzahl der- mit einem 
Steuerzettel lediglich zum ſtehenden Fruchthandel 
verſehenen Aufkäufer, welche ohne Hauſirſcheine 
dennoch die Früchte außerhalb ihres Wohnortes her- 
umreiſend aufkaufen, ſofort anzuzeigen und zur Un⸗ 
terſuchung zu ziehen.“ f 


Von der untern Neiſſe, 17. Juni. Das Ge⸗ 
ſeufze nach und das Bitten um Regen hat überreiche 
Früchte getrieben. Vom 10ten bis 14ten d. M. find 
die Fenſter des Himmels über uns faſt ununterbrochen 
offen geweſen. Am fleißigſten haben ſich ſanft aber 
unermüdlich aus dem mit Windeseile über unſern 
Häuptern hinwegfliegenden dichten, grauen Wolkenmeere 
vornehmlich den 12ten volle Waſſerkrüge ausgeſchüt⸗ 
tet. Die für den 13ten und IAten ordnungsmäßig 
beſtimmte Schießfeier in Löwen mußte darum auf den 
l4ten und 15ten d. M. hinausgeſchoben, und zuletzt 
in drängender Nothwendigkeit auf Erſteren allein be⸗ 
ſchränkt werden. Die Schützen ſammt ihren Ballda⸗ 
men hätten ſonſt nur auf zürnend ſich wälzenden Wo⸗ 
gen durch eine ziemlich lange und "gefährliche Kahn⸗ 
fahrt, alſo nur mit Hülfe Neptuns, zu ihrem Feſt⸗ 
lokale gelangen, und dort unter obligatem Wellentanze 
ihre der Terpſichore gelobten Opfer darbringen können. 
Die langerſehnte Freude, welche als Lichtpunkt in der 
Nacht der Zeit von jedem Wohlmeinenden ihnen gern 
zu gönnen geweſen wäre, iſt ihnen ſo buchſtäblich zu 
Waſſer geworden. Die naſſen Grüße, welche die Graf⸗ 
ſchaft Glatz, vornehmlich ihr Schneeberg, mit den Maſ⸗ 
ſen reſtirenden und zerſchmelzenden Schnees uns ſen⸗ 
Pee, breitete ſich gar gewaltiglich. Buchſtäblich ſtun⸗ 
denweit, unüberſehbar dehnten die von Minute zu Mi⸗ 
nute zuſehends anſchwellenden Fluthen ſich aus und be⸗ 
deckten überraſchend üppige Heuerndten, ſo wie die hoff⸗ 
nungsreichſten Getreide- und Kartoffel-Felder ohne Zahl, 
den Troſt von Tauſenden, in ihrem unwiderſtehlich be⸗ 
grabenden Schooße. Am Ißten ſpät Abends ſtiegen 
Fluthen und Gefahren zur höchſten Höhe und erhielten 
ſich brauſend darauf bis gegen den Morgen des 16ten. 
Die niedrigſten Theile von Schurgaſt, hart am rechten, 
und von Löwen hart am linken Ufer, und die Dorf⸗ 
ſchaften umher ſtanden unter Waſſer. Die hölzernen, 
großen, wohlgebauten, feſten Brücken beider Städte, ſo 
wie die drei ſoliden Brücken der Eiſenbahn zwiſchen 
Beiden, widerſtanden glücklicherweiſe dem conſequenten 
wilden Andrange des feſſelfreien Elements. Es fehlte 
wenig und es hätte Jene überfluthet. In feinem ge: 
wöhnlichen Bette pflegt es ſchon, bei einer Fallhöhe 
des nicht unbedeutenden, von der Oder bis Löwen 
ſchiffbaren Fluſſes von mehr denn 2000 Fuß, mit rei⸗ 
ßender Schnelle vorüberzueilen. Am Pegel von Löwen 
war der höchſte Waſſerſtand 16 Fuß (weiter reicht das 
Maaß nicht), an dem zu Schurgaſt 14 Fuß 7 Zoll. 
Am 16ten des Morgens war an erſterm Orte die Fluth 
um 4 Zoll, an letzterem, ungefähr eine kleine Meile 
davon, näher der Oder zu, noch durch die Steine ver⸗ 
mehrt, doch kaum um 1 Zoll gefallen. Das über⸗ 
mächtige, bis auf 1½ Stunde heraufdrängende Oder⸗ 
waſſer hemmte ihren Abfluß. Bis heute Nachmittag 
4 Uhr war dieſelbe in Löwen 2 Fuß und 6 Zoll ge⸗ 
ſunken. Grünende Oaſen begannen hie und da aus 
vn Waſſerwüſte wiederum emporzutauchen. Nicht alle 
Oder⸗ und Neiſſedämme, wie hoch und feſt fie auch 
waren, haben wacker genug Stand gehalten. Die bei 
Tag und Nacht angeſtrengteſte Thätigkeit vermochte 
nicht überall vor Ueberlaufen und Durchbrüchen zu 
ſchützen. Die Poſten zwiſchen Falkenberg und Löwen 
mußten vom Idten d. M. an bis heute den bedeuten⸗ 
den Umweg über Schurgaſt nehmen. Morgen wird 
der direkte, drei volle Tage gehemmte Verkehr zwiſchen 
beiden Orten hoffentlich wieder ſich herſtellen. Nicht 
von allen, ſonſt wohl Unterrichteten läßt ſich erfahren, 


. . — — — — — : — — — — 


nach welchem Prinzipe und ob überhaupt nach irgend 2 


einem bei den Pegeln unſerer Fluͤſſe und Kanäle der 


Nullpunkt geregelt werde. Wünſchenswerth erſcheint 
es, daß darüber die Stimme eines recht Sachverſtän⸗ 
digen einmal ſich vernehmen laſſe, um alle Pegel dar⸗ 
nach zu ordnen und ein Licht darüber dem vielbetheis 
ligten Publikum aufzuſtecken. Dieſes tappt darüber 
größtentheils im Dunkeln. — Heute nach Tiſche haben 
Mehrere hier in der Gegend ganz eigenthümliche Fork 
men und Farben um die Sonne bemerkt. Da it 

dieſelben nicht mit eigenen Augen zu beobachten Gehe 
genheit hatte, fo wage ich mich nicht an eine Schildes 
rung des außergewöhnlichen Phänomens. E, a. w. Fr 


X Liegnitz, 19. Juni. Das hieſige Amtsblatt ent⸗ 
hält eine Bekanntmachung des Oberlandes⸗Gerichts zu 
Glogau, in welcher auf den 16. Juli eine General⸗ 
Verſammlung der Juſtizkommiſſare und Notare des 
Departements auf dem Schloſſe zu Glogau ange ſagt 
wird, behufs der Bildung eines Ehrenrathes. 

Liegnitz. Der Rittergutsbeſitzer, Premier-Licutenant 
Baron von Roſen auf Neudorf G. B., iſt als Poſzei⸗ 
Diſtrikts⸗Kommiſſarius für den zweiten Biſtrikt des Gold⸗ 
berg Hainauer Kreiſes beſtätigt worden. Der Orts richter 
Johann Bınjamin Rummler zu Reuſſendorf Kreiſes Lan⸗ 
deshut iſt zum Kreistarator gewählt und beſtätigt worden. 
Von der königlichen Regierung zu Liegnitz iſt beſtätigt wor⸗ 
den: der bisherige Hauslehrer Albert Werſcheck als zwei 
ter Lehrer an der karholiſchen Stadtſchule zu Goldberg, — 
Der Kaufmann C. Klee in Sagan hat die Spezial Agen? 
tur für die Geſchäfte der Magdeburger Feuer⸗Verſicherungs“ 
Geſellſchaft niedergelegt. 8 

2 Mannigfaltiges. er 

— it Münſter, 15. Juni. In diefen Tagen 
ward hier ein ſehr kühner Betrug vollführt. Ein fehr 
anſtändig gekleideter junger Mann von äuferft feinem 
Benehmen, der ſich für einen hierher verſetzten Regie? 
rungs⸗Aſſeſſor von Saalfeld ausgab, erſchien kurz nach 
einander bei verſchiedenen Uhrmachern, Goldſchmieden 
und Juwelieren, von denen er eine Menge werthvoller 
Gegenſtände, angeblich für ſeine Braut einkaufte. 5 
Zahlungsſtatt ſtellte er den Verkäufern Anweiſungen 
auf fein Gehalt an die hieſige Regierungshauptkaſſt 
aus. Als Einer derſelben gleich darauf mit einer fol- 
chen Anmeifung ſich zur Kaffe begab, erfuhr er bald, 
daß er hintergangen ſei, er vernahm aber zugleich auf 
ger Poſt, daß ein Regierungs⸗Aſſeſſor von Saalfeld 
ſich nach Minden habe einſchreiben laſſen. Zeitig, vol 
der Abfahrt der Mindener Poſt fand der Betrogen 
ſich mit dem Polizeikommiſſar auf dem Poſthofe ein, 
der Herr Affeffor ließ ſich jedoch nicht blicken, wiewohl 
er feinen Koffer hatte zur Poſt bringen laſſen; dieſet 
ward ſofort mit Beſchlag belegt und unterſucht: es 
fanden ſich nur gänzlich verſchloſſene Gegenſtände in 
demſelben vor. Der Betrüger hatte ſich wohl ohne 
Zweifel, nur um die von ihm Betrogenen auf ein 
falſche Fährte zu leiten, unter jenzm angenommene 
Namen einſchreiben laſſen, und war gewiß unter ein 
andern Namen ſchon früher abgereiſt. Alle angeftel# 
ten Nachforſchungen haben bis jetzt noch nicht auf feine 
Spur gebracht. e 4 

— % unter den zahlreichen Schriften zur Beleh⸗ 
rung und Unterhaltung der Jugend verdient ein fo ebel 
zu Frankfurt a. M. bei H. L. Brönner erſchienenes 
Buch: „Hühnchen und Hähnchen, ein Mährchen 
mit Federzeichnungen von Guſtav Süs“ beſondere Ev 
wähnung. Die Auswahl und Behandlung des Stof' 
fes iſt ganz geeignet, den wißbegierigen Kleinen ange 
nehme Stunden nützlicher Unterhaltung zu verſchaffen 
wozu noch die nicht übel gerathenen Federzeichnunge. 
das Ihrige beitragen dürften. Das Buch, in get 
Quart, iſt glänzend ausgeſtattet und dürfte en N 
ihren Kindern ein paſſendes Geſchenk machen wollen, 
ſehr zu empfehlen ſein. a 

— (Wien.) Am 16ten d. M. früh 3 uhr iſt 
ein mit Brennholz beladenes Schiff an die Aerarial⸗ . 
brücke nächſt Florisdorf angefahren und daſelbſt geſchel⸗ 
tert, welcher Vorfall zu verſchiedenen durchaus u 
gründeten Gerüchten Veranlaſſung gab. — Zur 
higung diene, daß weder die Nordbahnbrücke eine? 
ſchädigung noch die Trains irgend 40 ae 2 
litten. . (Wiener . 
ss Rem, 10. Juni: Wanner, wenn 
Kreiſe geſtern einer durch den Tod ente ie, g = 
den täglich feltener; es ift Pflicht der ik, ihren 
Hintritts auch dann zu gedenken, wenn 5 fern 29255 
Vaterlande erfolgte. Wir ſp von dem greifen 
Maler Johann Chriſt. Reinhart, eine wie m 

; ihr hochbegabtes Talent der 
Reiche der Formen durch ihr 9 of 9050 
Produktion, ſo mehr noch durch männliche Tugenden 
3 r Individualität. Reinhart. wurde 

gezeichnete, einzige W 
den 24. Januar 1770 zu Hof geboren. „Er hatte In 
Friedrich von Schiller in den ſchönſten Jungungeseh e 
ein ſehr vertrautes Verhältniß, der große Dichter I 


ihm, wie R. dem Referenten oft erzählte, ſeine Dich 
tungen vor und ließ fie ſich von ihm vorleſen, 


ar 


denn 
R. hatte außer anderen ſeltenen Geſchenken der om 
zien, auch das einer überaus angenehmen und kl 
reichen Stimme von der Natur empfangen. 

Hingeſchiedene in ſeinem angehenden Mannesalter aher 
Rom gezogen, wollte ihm Schiller feinen Sohn un 
die Alpen nachſchicken, ihn zum Künſtler auszubilden 
FCaortſetzung in der Beilage.) — 


Mit drei Beilagen - 


©’ = 
— Fortſetzung.) 
dec ange dies. R. erfreute ſich der Gnade und 
mehrerer Fürſten; er durfte ſich der Freundſchaft 
des Königs von Baiern rühmen, der ihm ſeit vielen 
Jahren eine freie Penſion gewährte. 
tung, die morgen ſtattfindet, wird viele Hunderte von 
fremden, Künſtlern und Nichtkünſtlern, unter letztern 
meiſten Diplomaten hinter dem Leichenwagen ver⸗ 
ſammeln, der die irdiſche Hülle des Heimgegange⸗ 
| nen nach dem proteſtantiſchen Friedhöfe bei der Pyra⸗ 
mide des Ceſtius führt. 


„ (Rom.) Auf der Rückreiſe des 7 8 von 
Sublaco nach Rom ward er vom Grafen Bolognetti, 
dem Feudaleigenthümer des über den Ruinen und Be⸗ 
eſtigungsmauern des antiken Vicus Variae, deſſen Do: 
daz ſo oft gedenkt, erbauten Vico Varo mit ſeinem Ge⸗ 
folge zum Mittageſſen eingeladen. Der Ort liegt hart 
an der alten Via Valeria, nur wenige Miglien fern 
don Horazens Villa im Thale, das die Digentia noch 
eute durchfließt. Ueber Tiſch fragte der Papſt ſeinen 
irth, wie es um die leibliche Wohlfahrt der Dorfbe⸗ 
wohnerſchaft ſtände. Dieſer erwiderte, daß er zu einer 
inzelauskunft darüber unfähig ſei, weil er ſelten nach 
ſeinem Schloſſe in Vico Varo hinauskomme, vielmehr 
faſt das ganze Jahr über mit feiner Familie in Rom 
18 Doch ſei auch hier wie im ganzen Kirchen⸗ 
ſtaate im vorigen Herbſte die Ernte ſehr ſchlecht und in 
Folge deſſen viel Noth unter den Vicovareſen geweſen, 
ie er aus eignen Mitteln nach Kräften zu mildern ge⸗ 
ſtrebt habe. Der Papſt erkundigte ſich nach dem Ges 
ſundheitszuſtande der Bewohnerſchaft; Graf Bolognetti 
ſchlug vor, den Arzt rufen zu laſſen, welcher gewiß die 
beſte Auskunft hierüber zu geben im Stande ſein würde. 
er Mann kam und erklärte, es ſei gegenwärtig nur 
Bun Kranker in der Gemeinde. Er bemerkte, 
daß ſein Leiden ein hartnäckiges ſei und durch äußerliche 
oth noch vermehrt werde. Der Papſt ſtand vom Ti⸗ 
che auf und lud ſeine Mitgäſte ein, den armen kranken 
Landmann zu beſuchen. Alle folgten gern, man erreichte 
die Wohnung, und der Papſt an der Spitze des Zugs 
trat in die von mephitiſchen Dünſten ſtark affizirte At⸗ 
moſphäre des Krankenzimmers, tröſtete den Leidenden 
und beſchenkte ihn mit geiſtlichen Gütern und Geld. 
an verſichert, er habe auf der Hin- und Herreiſe von 
Subiaco mehr als 13,000 Scudi (gegen 20,000 Thlr.) 
W aus eignen Mitteln an die Armen ver⸗ 
„ — (Freiburg, 14. Juni.) Heute Morgen halb 
9 Uhr hat die feierliche Eröffnung der Eiſenbahnſtrecke 
von hier bis Schliengen (4 Stunden von Baſel) ftatt” 
gefunden. g 


Sanbels bericht. 


Breslau, 19. Juni. Wenn gleich die heutigen Noti⸗ 
rungen ſämmtlicher Getreideſorten abermals eine merkliche 
Erhöhung ſeit 8 Tagen nachweiſen, ſo ſieht man doch in die 
nahe Zukunft mit weniger Beſorgniß. Es würde auch wohl 

ſchon eine mäßige Reaction in den Preiſen eingetreten fein, 
wenn nicht der Abzug nach Oberſchleſien anhaltend lebhaft 
geweſen. Ju der nächſten Woche werden hoffentlich die Waſ⸗ 
Tic aufuhren noch an umfang gewinnen, und da wir, wie es 
ſich nun herausſtellt, auf dieſe angewieſen ſind, ſo wird von 
deren Eintreffen der fernere Gang des bieſigen Marktes ab: 
hängen. Der in der letzten Zeit gefallene viele Regen iſt 
eider Urfache ausgedehnter Ueberſchwemmungen in der Pro: 
ding geweſen, hauptſächlich iſt Oberſchleſien davon heimgeſucht 
worden. So ſchwer nun auch jede Beeinträchtigung der im 
Beide ftehenden, Erndte ins Gewicht fällt, fo iſt anderſeits 
der Einfluß der naſſen Witterung, ſowohl auf die Sommer⸗ 
ſaaten, als auch ganz beſonders auf die Kartoffeln jo außer: 
ordentlich günftig geweſen, daß die partiellen Schäden dadurch 
weit überwogen werden. 15 

Für Weizen bezahlte man in guter Waare 5 ½ — 5 Kthl. 
18 Sgr., welche Preiſe aber in den letzten Tagen nicht cou⸗ 
lant zu bedingen waren, ſo daß ſich die heutige Notirung ei⸗ 
nige Sgr. niedriger annehmen täßt. 


1 Theaters: Nepertoire. 
Sonntag: „Die Memoiren des Ten: 
feels.“ Laſtſpiel in 3 Akten, nach dem 
Franzöſiſchen von L. V. G. — Robert, 
Herr Emil Devrient, vom kgl. Hof⸗ 
* N in Dresden, als vorletzte Gaſt⸗ 
rolle. 
Montag: „Der Freiſchütz.“ Romantiſche 
Oper in 4 Akten, Muſik von C. M. von 
Weber. g { 
Antwort. 
Mit Bewunderung hat der Anwohner die 
außerordentliche Nervenſtärke der anwohnen⸗ 
den Wöchnerin am Magdalena⸗Thurm in 
Nr. 140 dieſer Zeitung bemerkt, womit fie 
ſich am überflüffigen Lärm dankbar gelabt 
und dies auch durch den Vorſchlag von Nacht⸗ 
wächter⸗Viſitenkarten und ſanften Flötenchoral 
du erkennen giebt; die allerdings, fofern fie 
ſich mit gleicher Wirkſamkeit ermöglichen lie⸗ 
en, vorzuziehen wären. f 


Breslau. 


Ein in Breslau vortheilhaft gelegenes klei⸗ 

nes Haus iſt für 1500 Rtlr. mit 500 Rtl. An⸗ 

ahlung zu verkaufen durch Müller, Kupfer: 
miedeſtr. Nr. 7. 


Erft Beilage zu N? 


Seine Beſtat⸗ 


Bei Otto Wi 
Für 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften 


Penſions Anzeige. 
Zu Johanni d. J. oder auch bald können 
wieder zwei Knaben in mein Penfionat ein⸗ 
treten, welche nächſt der erforderlichen Pflege 
und Kufſicht auch gründlich vorbereitenden 
unterricht für eine der — * höhern Lehr⸗ 
Anſtalten bei mir genießen 


ein koloſſales Rundgemälde, 
iſt von Morgens 9 uhr bis Abends, ſo lange 
es Tag iſt, zu ſehen. 1 


nr 


Sonntag den 20. Juni 1847. 


Roggen war nach Qualität 4 4% — 5 Rthl. gut ver⸗ 
käuflich; ruſſiſcher im Gewicht von 79 — 83 Pfd. iſt 4 4% — 


2 RKthl. zu laſſen. 

Gerſte iſt fortwährend ſehr geſucht, weshalb ſich der 
Preis auf 3%, — 3½ Rthl. ſteigerte, beſte Waare wurde 
ſogar bis 4 Rthl. bezahlt. 

Hafer blieb ziemlich unverändert; 46 — 50 Sgr. iſt da⸗ 
für willig zu bedingen. 

Für Erbſen wird 4½ — 4% Rthl. gefordert. 

Für Kleeſaat, beſonders weiße, von der man eine geringe 
Erndte erwartet, bleibt gute Meinung vorherrſchend; beſte 
Waare iſt bis 12%, Rthl. bezahlt worden. Feinſte rothe 
wurde bis 10% Rthl. geſteigert; geringere Qualität war 
weniger beobachtet. 

Rapsſaat ohne umſatz; trockne Waare von neuer Erndte, 
im Auguſt zu liefern, iſt a 90 — 91 Sgr. anzubringen, wo: 
zu indeß keine Verkäufer. Man fürchtet allgemein in der 
Provinz, nicht nur einen ſehr mittelmäßigen Ertrag, ſondern 
auch unegale Qualität von dieſer Saiſon zu gewinnen. 

In rohem Rüböl wurde wenig gehandelt, die Meinun 
dafür e gut, loco 11½ — 11% ; pro Herbſt 12% 
— 4 

Südſeethran feſt auf 10 Rthl. gehalten. 

Spiritus flau, 4 16%, Rthl. erlaſſen. 

Zink unverändert. 


— Briefkaſten. 
Zurückgelegt wurden: 1) Aus Oeſterreich, 16. Juni; 
2) Vorſchlag zur Abhilfe der dringendſten Noth der 
Armen; 3) Tarnowitz, 17. Juni. 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


Bekanntmachung, 
die Ernte⸗Ferien betreffend. 

Die Ernte⸗Ferien, finden bei dem unterzeichneten 
königl. Oberlandesgericht auch für dieſes Jahr in dem 
Zeitraum vom 15. Juli bis 26. Auguſt einſchließlich 
ſtatt. Nach Inhalt der Ferien⸗Ordnung vom 26. No⸗ 
vember 1832 können in dieſer Zeit nur diejenigen Sa⸗ 
chen, welche einer beſonderen Beſchleunigung bedürfen, 
zur Erledigung gebracht werden. 

Breslau, den 12. Juni 1847. 

Königliches Oberlandesgericht. 
Ya ' Hundrich. 


Einladung. 

Diejenigen ſchleſiſchen Veteranen aus dem 
Militair⸗ und Civil⸗Stande, welche bereits unter 
König Friedrich dem Großen im Staatsdienſte ſich 
befunden haben, werden zu der den 27. Juni o. 
Vormittags 11 Uhr ſtattfindenden feierlichen Ent⸗ 
hüllung des hierſelbſt errichteten Denkmals Fried⸗ 
richs des Großen mit dem Erſuchen eingeladen, die 
Karten zum Eintritt in das Innere des Quarré's 
bei dem Rathhaus⸗Inſpektor Herrn Klug bis 
Sonnabend den 26. Juni c. in Empfang nehmen 
zu wollen. * 

Der vollziehende Ausſchuß des Schleſiſchen 
Vereins zur Errichtung eines Denkmals 
für Friedrich den Großen in Breslau.“ 


Zinſenzahlung. 8 
Den Inhabern hieſiger Stadt⸗Obligationen wird 

hierdurch bekannt gemacht, daß die Zinſen davon für 
das halbe Jahr von Weihnachten 1846 bis Johanni 
1847 in den Tagen 

v. 21. bis zum 30. Juni d. J. einſchließlich, 
mit Ausnahme der dazwiſchen fallenden Sonntage, 
in den Vormittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr auf 
der hieſigen Kämmerei - Haupt Kaffe in Empfang 
genommen werden können. 

Die Inhaber von mehr als zwei Stadtobliga⸗ 
tionen werden zugleich aufgefordert, behufs der Zin⸗ 
ſenerhebung, ein Verzeichniß, welches 


U 


Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in 


Önnen. 
Lehrer B. Blo 
Antonien⸗Straße . 16. 


Paris, 


Eintritt 5 Ser 
J. Lexa. 


gand, Verlagsbuchhändler in Leipzig, erſcheint und iſt durch iede Buchhandlung zu beziehen: 


ae = AL end eria tions⸗ L 19 ikon. 8 


60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in umſ 
Breslau und Oppeln, in Brieg bei Blagles. 8 


Augengondeseesde doe 
\ eBreslauer Kunstausstellung ist von 9 Uhr früh bis Abends 
6 Uhr im Börsenhause am Blücherplatz geöffnet. Eintritt 5 Sgr. 


Das neue Adreſhuch von Breslau 
ür 1847 5 


herausgegeben vom königl. Pollzei⸗Commiſſarius Herrn Reg.⸗Ref. Vogt N 
(Verlag von Graß, Barth u. Comp.) 0755 
wird Ende Zuli d. J. ausgegeben werden. 


Inſerate für den Geſchäfts⸗Anzeiger des Adreßbuches werden für 
den Preis von 2 Sgr. pro Petit⸗Zeile oder deren Raum angenommen in der 
Buchhandlung von Graf, Barth u. Comp. 


141 der Breslauer Zeitung > 


1) die Nummern der Obligationen nach der 
Reihenfolge, 5 
2) den Kapitals⸗Betrag, 5 
3) die Anzahl der Zins⸗Termine, un 
4) den Betrag der Zinſen 
ſpeciell angiebt, mit zur Stelle zu bringen. 
Breslau, den 30. Mai 1847. . 
Der Magiſtrat hieſiger Haupt und Reſidenz⸗Stadt. 
Sollte der freiherrliche Verfaſſer der komiſch⸗ pathe⸗ 
tiſchen Verſe in Nr. 127 und 140 der Breslauer Zei⸗ 
rung nicht Ehrgeiz genug beſitzen, ſeinen wirklichen alt⸗ 
adligen Namen darunter zu ſetzen? . f 
Nichard Kuniſch, stud. jur. et cam. 
Karlsſtraße Nr. 29. 5 


Kirchliches. 


In dem Dorfe H., Löwenberger Kreiſes, als verei⸗ 
nigte Kirchgemeinde mit dem Dorfe D., kam am 30. 
Mai d. J. der Fall vor, daß eine 70jährige Greiſin 
ihrer letzten Lebensſtunde entgegen ſah, und wünſchte 
deshalb von dem Ortsgeiſtlichen, Herrn Ldg., den letzten 
Troſt durch Reichung des heiligen Abendmahls zu er⸗ 
langen. Der Herr Paſtor Ldg. — ein junger Mann 
in den Dreißiger Jahren, erklärte nach geſchehener 
Aufforderung: er habe heute bereits früh Kommunion 
und Predigt, auch Nachmittag zwei Begräbniſſe abge⸗ 
halten, müſſe jetzt noch die Verſammlung des Mäßig⸗ 
keits⸗Vereins leiten, könne daher dem Anſuchen der 
Kranken heute nicht nachkommen, ſie möge nur bis 
Morgen warten. 8 a ung Ade 

Ob dies von einem evangeliſchen Seelforger im 
Jahre 1847 in der Provinz Niederſchleſien zu billigen 
ſei, erwarten eine Antwort f 1 

Mehrere Gemeindeglieder als Kirchkinder 
2 zu H. und D. 16 ind 
* 2 f 
ieee, ee 

Vor wenig Tagen verkündeten die Zeitungen die An⸗ 
zeige des Herrn Lieutenant Wuthe . Nachbarſtadt 
Bolkenhain, daß ihm am 12. d. M. der Tod in feiner Les 
bensgefährtin, Marie, gebornen Kram ſta, fein: Lebens⸗ 
glück entriſſen hat. Seinen gerechten Schmerz ehrend, iſt 
ihm dies unbedingt zu glauben, die Entſchlafene war ihm 


eine treuinnige Gefährtin, die Freude ihrer Mutter, die we⸗ 
nig Monden vorher eine zweite Tochter unter gleichen Ver⸗ 


hältniſſen zu verlieren das unglück gehabt hat; fie widmete 


ihr Daſein in ſtiller Einfachheit ihrem bedauernswerthe 

ihr die gerechteſten Zähren gc em e Gatten, cher Be 
mitie, fie mag daher weniger, als zu wünſchen geweſen, ges 
kannt worden ſein, daß ſie aber nicht von ihrem mit gerech⸗ 
ter Trauer erfüllten Gatten, nicht von ihrer braven Mut⸗ 
ter, nicht von ihren verwaiſten Kindern, nicht von ihren 
Verwandten allein geliebt, geehrt, geachtet worden, und be⸗ 
weint wird, daß ſie ihr Stillleben außer ihree Familie auch 
anderen edlen Zwecken gewidmet, daß ſie ſich auch in den 
Herzen Anderer ein dauerndes Denkmal gegründet hat, da⸗ 
e d das treffendſte Zeugniß die Thränen, die nach 

rem Hinſcheiden den Augen einer Menge von Noth 

geſuchter unwillkührlich entrannen, die Referent geſehen, da⸗ 
für ſprechen mit überzeudender Beredſamkeit die Exklama⸗ 
tionen Einzelner: „ach! hätten wir nicht für unſere Wohl⸗ 
thäterin aus dieſer Welt ſcheiden können!“ die Referent ver⸗ 
nommen hat. Giebt es einen rühmlicheren Nekrolog, als 
dieſen Weheruf, für die zu beſſerem Leben Abgerufene? Hat 
der hinterbliebene Gatte auch ihrer ungetheilten Gatten: 
liebe ſich zu erfreuen gehabt, ſeinen Schmerz muß er mit 
vielen hundert Anderen nothwendig theilenz mochte dieſe 
Nothwendigkeit ſeinen gerechten Schmerz, in dem er aus⸗ 
ruft: „um Troſt iſt mir fo bange!“ doch, wenn nicht mil: 
dern, bald in milde Wehmuth wandeln! Dies der lebhafte 
Wunſch feines ihm nachfühlenden treu und aufrichtig erge⸗ 
benen . . 1 L. R. S. 
B. und L., den 18. Juni 1847. 8! 


deutſcher Gelehrten bearbeitet. N 
geh. 2½ Sgr. 


L 


5 


o 
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Prov. A. v. Schl. 24. VI: 12. St.-Joh. 
F. n. TFA: 


Verlobungs⸗ Anzeige. i 
Die Verlobung ihrer älteſten Tochter Hen⸗ 
riette mit dem Dr. med. Herrn Herrmann 
33 aus Brieg beehren ſich hiermit 
erwandten und Freunden, ftatt jeder beſon⸗ 
deren Meldung, anzuzeigen: 
S. H. Cracow und Frau. 
Berlin, den 17. Jani 1817. 


Henriette Cra cow, 
Dr. Herrmann Friedberg 
empfehlen ſich als Verlobte. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die am Löten d. erfolgte glückliche Entbin⸗ 
dung meiner geliebten Frau, geborenen von 
Schweinichen, von einem muntern Kna⸗ 
ben, zeige ich befreundeten Bekannten hier: 
durch ergebenſt an. 

Aſcheſchen, den 17. Juni 1847. 
Pavel. 
Entbin dungs ⸗ Anzeige. 
Freunden und Bekannten die ergebene An⸗ 
zeige, daß meine geliebte Frau Marie, geb. 
Heinrich, heute von einem geſunden Mäd⸗ 
chen glücklich entbunden wurde. 
Görlitz, den 18. Juni 1847. 112 
H. Förſter, Prediger. 
Todes: Anzeige. 

Us u (Ber ſpätet.) 

ela Uhr vollendete im 68. Jahre 
nach mehrwochentlichen Leiden an der Waſſer⸗ 
ſucht feine irdiſche Laufbahn, der kel. Oeko⸗ 
nomie⸗Kommiſſarius und Ober⸗Amtmann Carl 
Traugott Thiele. Allen Verwandten und 


Ey 


Freunden des Dahingeſchiedenen widmen biefe |' 


traurige Anzeige, mit der Bitte um ſtille 


Theilnahme: 
05 die Hinterbliebenen. 
Wronowo bei Krotoſchin, den 13. Juni 1847. 
FTFodes⸗ Anzeige. 

Geſtern Nacht um 11 Uhr verſchied un: 
ſere liebliche Angelika, 16 Wochen alt, an 
Zahnkrämpfen. ief betrübt erlauben, wir 
uns, um ſtille Theilnahme bittend, dies für 
uns fo hoͤchſt ſchmerzliche Ereigniß ganz er⸗ 
gebenſt anzuzeigen. 

Gramſchütz bei Groß⸗Glogau, den 

138. Juni 1847. 
Mitkow ski, 
nnigen Dank a 
allen den Frenden and Vetaunten, welche 
bei der am 11. d, M. mich bedrohenden 
Feuersgeſahr mir hülfreichen Beiſtand erwie⸗ 
ſen haben. Breslau, den 19. Juni 1847. 
verw. C. Thiemann. 


Herrn Hofrath Doktor Burchard, 
dem Arzt und Freunde. 

Heil Dir! Verehrter! uns wiedergegeben, 
Ja, uns vom Himmel geliehen auf's Neu’, 
Wie wir gezittert — gehofft, für Dein Leben; 
Achtung und Liebe bekennen Dir's treu! 
Herzlicher om man wohl Niemand begrüßen, 
Als wenn der Leidenden Retter und Freund 
— Seliger Troſt — ihn gerettet zu wiſſen — 
Wieder in unſerer Mitte erſcheint! — 
Wahrlich, Dich trugen aus Todes⸗Geſahren, 
Freundliche Engel zur Heimath zurück; 
Möge Dich géttliche Huld nun bewahren, 
Theurer, ach, Vielen zu Freud' und zu Glück! — 


Noch immer bau’ ich auf nassen Sand. 
Hab' Mitleid und reich mir bald die Hand! 


7. 


* N ü ge! 

In Nr. 135 S. 1482 der Bresl. Zeitung 
wird berichtet: daß das Feuer am 11. Juni 
im Hauſe Hintermarkt Nr. 1, in der Zten 
Etage, der Wohnung des Schuhmachermei⸗ 
ſter Schwarzbeck, ausgebrochen ſei. Die⸗ 
ſes ſſt aber eine ganz unrichtige Angabe, 
indem Jeder ſehen konnte, wie das Feuer nicht 
in der Zien Etage, bei mir, ſondern über mir 
in der Aten Etage herauskam, und von 
da aus um ſich griff. Es ſollte daher der 
Vexfaſſer genannten Artikels von dieſem 
Vorfalle ſich vorher beſſer überzeugt haben, 
ehen er durch feine unrichtigen Angaben eine 
Familie kompromittirte. 
en Der Schuhmadermeifter Schwarzbeck. 


Bei Ang. Schulz und Comp. in Bres⸗ 
lau (Altbüßerſtraße Nr. 10, an der Magda: 
lenen- Kirche) iſt erſchienernn 

Friedrichs des Großen 

Betrachtungen 
über die Negierungsformen und die 
Pflichten der Regenten. 

Von Ihm Selbſt nie dergeſchrieben. 
Geb. Preis 3 Sgr. 2 
2 Di e b ſt a hi1. 

4 Buch Elephanten⸗Zeichnenpapier, 


2. Ries bläulich Bütten⸗ Kanzlei, beſchnitten, 
mit dem Waſſerzeichen F. H. Altfriedland. 


35 Stück Sciefertafeln. 
3½ Ozd. Schreibebücher mit rothen Linien, P. 
zu latein. Schrift, mit buntem Umſchlag. 


Vor Ankauf dieſer Gegenſtände wird hier⸗ 
mit gewarnt und ergebenſt erſucht, den Ver⸗ 
käufer anzuhalten. 

Nobert Hübner, Ohlauerſtraße Nr. 43. 


Zwei Schaukaſten 
ſind veränderungshalber billig zu verkauftn: 
„Karlsſtraße Nr. 2, im Gewölbe. 


praktischer Wundarzt erſter Klaſſe und Frau. 


1578 
SQachſiſch⸗ſchleſiſche Eijenbahn. 


Hiermit wird die zu leiſtende zehnte Einzahlung 
[> der ſächſiſch⸗ſchleſiſchen Gfenb ahn und zwar von 10 Cha- 
8 ler auf jede Aktie ausgeſchrieben. 
Dieſelbe iſt zu gewähren entweder 
den 26., 27. oder 28. Juli d. J. 
bei der Bank zu Leipzig, oder 
den 29. 30. oder 31. Juli d. J. 
von früh 9 uhr bis Mittags 12 Uhr und von Nachmit⸗ 
tag 2 Uhr bis Abend 5 Uhr in Dresden im Büreau der 
ſächſiſch⸗ ſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft — Anton⸗ 
ſtraße Nr. 7 — unter Rückgabe der vom 15. Novem⸗ 
ber v. J. datirten Interimsaktien der neunten Einzah⸗ 
lung mit e 
f 7 Rtlr. 22 Sgr. 5 Pf. baar und 
2 Rtlr. 7 Sgr. 5 Pf. durch Zurechnung der Zinſen vom 15. November 1846 
dis 30. Juni 1847, . 
wogegen ſodann volleingezahlte Aktien auf 100 Rtlr. lautend, mit Talon und Dividenden⸗ 
Coupons vom I. Juli d. J. verſehen, ausgehändigt werden. ! 
Diejenigen Aktionäre, welche die Einzablung bis zum obigen Schlußtermin (den 31. 
Juli Nachmittags 5 Uhr) nicht geleiftet haben, verfallen der § 17 der Statuten feſtgeſetzten 
Strafe von 10 Prozent der Einzahlungsſumme (1 Atlr. für die Aktie). 
Dresden, den 15. Juni 1847, 


Das Direktorium 
der ſächſiſch⸗ſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Anton Freiherr von Gablenz. Franz Netcke. 


8 Sächſiſch⸗ſchleſiſche Eiſenbahn. 


eſtimmungen über präkludirte Aktien. 

ER In der am 31. Mat d. J. bieıfelbft abgehaltenen 
öten General⸗Verſammlung iſt beſchloſſen worden: 
den Inhabern von Aktien der ſächſiſch⸗ſchleſiſchen 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, welche wegen nicht gelei⸗ 
fteten Einzahlungen nach $ 18 der Statuten prä⸗ 
Hudirt worden find, die auf eine jede Interims⸗ 
aktie bis her geleiſtete Einzahlung ohne Zinsver⸗ 
gütung und nach Abzug der verwirkten Conven- 
kionalſtrafe von 1 Rtlr. pro Interimsaktie zurück⸗ 
zugewähren, inſofern ſich dieſelben bis zum 31. 
S December dieſes Jahres melden und durch Abgabe 
1 ö der Interimsaktien genügend legitimiren. 
Selches wird hierdurch zufolge hoher gebenen mit der Bemerkung bekannt ge⸗ 
macht, daß die Erhebung der betreffenden Betrage von jetzt an (Antonſtraße Rr. 7) et 
folgen kann. Diejenigen präkludirten Interümsaktien aber, welche bis zum 31. Dechr. d. J. 
nicht prädueirt worden, werden hierdurch aller ihrer Rechte und Anſprüche unwiderruflich 
als verluſtig erklärt. hid icht a 

Dresden, den 9. Juni 1847. e 
ge Das Direktorium 


der ſächſiſch⸗ſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
; Auton Freiherr von Gablenz. v. Burgsdorff. 


m Gasbeleuchtungs⸗Actien Geſellſchaft. 


en werden im Eentral⸗Bureau, Ring Nr. 25 (zweiter Ein: 
gang Junkernſtraße Nr. 29), Vormittags zwiſchen 8 bis 18 und Nachmittage 
zwiſchen 2 bis 6 Uhr angenommen. * 
Breslau, den 10. Juni 1847. } 
Direktorium der Gasbeleuchtungs⸗Actien⸗Geſellſchaft. 


Gasbeleuchtungs⸗ 


Anzeige. Den geehrten Mitgliedern des Sterbekaſſen⸗Verein 
der Juſtizbeamten die ergebene Anzeige, daß am 12. April ein weibliche 
und am 30. deſſelben Mts. ein männliches Mitglied geſtorben iſt; demzufolge die 
ſtatutenmäßigen Beiträge an uns, auf die gewöhnliche Weiſe, baldigſt einzuſenden 
ſind. Breslau, den 18. Juni 1847. N Das Direktorium. 


Eine Buchdruckerei 


mit einer ſoliden eiſernen Preſſe und einem bedeutenden Sortiment moderner Brot- und 
Titelſchriſten, dieſe und ſämmtliche Utenſilſen erſt vor 1½ Jahr neu angeſchafft, ſteht in 
einer Kreishauptſtadt Schleſiens (mit 7000 Einwohnern) zum baldigen Verkauf. Dieſelbe 
hat für 400 Rthlr. contracilich feſte Arbeit jährlich und viele Geſchäfts⸗Verbindung mit den 
Nachbarſtädten. Nähere Auskunft beim Herrn Kaufmann Aebert, Schmiedebrücke Nr. g. 


Chauſſeebau⸗Materialien und Bauverdingungs⸗Termine. 

In den 4 Baukreiſen ſollen an den Mindeſtfordernden an Chauſſeebau⸗Materialien un: 
ter Vorbehalt höherer Genehmigung verdungen werden: a) Im erſten Banukreiſe Neu⸗ 
markt: den 5. Juli früh von 9 bis 12 Uhr in der Behauſung des Wegebaumeiſter Arnold, 
von der Liegnitzer e e den bis nach Liſſa 268 Schachtruthen Feldſteine und 30 
Schachtruthen geſiebten Kies; den 6. Juli früh von 9 bis 12 uhr im Gaſthofe zum Löwen 
in Liſſa, von Liſſa bis Breslau, 134 Schachtruthen Feldſteine, 15 Schachtruthen Kies; den 
9. Juli früh von 9 bis 12 Uhr in der Brauerei zu Dambritſch für die Waldenburg ⸗Mallſch⸗ 
ſcher Kohlenſtraße von der Weiſſenleiper Grenze bis Maltſch 412 Schochtruthen Kies. b) Im 
weiten Baukreiſe Breslau: den 3. Juli von 10 bis 12 uhr früh in der Hebeſtelle 

arlowitz, von Breslau bis Langewieſe, 180 Schachtruthen Feldſteine; den 8. Juli früh von 
9 bis 12 uhr in der Hebeſtelle zu Schmarſe, von Langewieſe bis an die Oel ser Kreisgrenze 
bei Görnsdorf, 470 Schachtruthen Feldſteine; den 10. Juli Nachmittags von 2 bis 4 uhr 
in der Hebeſtelle zu Groß⸗Mochbern, die Anfuhr von 120 Schachtruthen Kies. e) Im 
dritten Baukreiſe Breslanz den 7. Juli früh von 8 bis 11 uhr in der Hebeſtelle 
Lamsfeld, von Breslau bis Lamsfeld, 50 Schachtruthen Feldſteine, und von Lamsfeld bis 
Schlieſa 150 Schachtruthen Feldſteine; benfelben Tag Nachmittags von 3 bis 5 Uhr im 
Kretſcham zu Klein-Lauden, von Schlieſa bis Klein⸗Lauden, 100 Schachtruthen Feld: 
fteine, und von Klein⸗Lauden bis Strehlen 45 Schachtruthen Granitbruchſteine; den 
14. Juli früh von 8 bis 10 uhr in der Hebeſtelle Klettendorf, von Breslau bis Kler: 
tendorf, 75 Schachtruthen Felöſteinez von Klettendorf bis Klein⸗Tinz 50 Schachtruthen 
Feldſteine, und von Klein⸗Tinz bis Malſen 36 Schachtruthen Feldſteine; deſſelben Tages 
von 1 bis 3 uhr Nachmittags im Zollhauſe zu Gniehwig, von Malſen bis Schiedlagwitz, 
90 Schachtruthen Kies, und von Schiedlagwitz bis zur Kreisgrenze 20 Schachtruthen Grün: 
ſteine; desgleichen Nachmittags von 5 bis 7 Uhr im Zollhauſe zu Koberwitz, vom Theilungs⸗ 
punkt der Schweidnitzer Straße bis Bettlern, 10 an eldfteine, von Bettlern 
bis Magnitz 60 Schachtruthen Kieſelſchiefer, und von Magnitz bis zur Kreisgrenze 130 
Schachtruthen Kieſelſchiefer. d) Im vierten Baukreiſe Ohlau: den 13. Juli Vor⸗ 
mittags von 8 bis 12 uhr im Gaſthauſe zu Paulau bei Brieg, von der Oppelner Kreis: 
grenze bis Jägerndorf, 25 Schachtruthen Baſaltſteine; von Jägerndorf bis Brieg 55 Schacht⸗ 
ruthen Baſaltſteine, und von Brieg bis Heidau 40 Schachtruthen Baſaltſteine. Ferner auf 
der Neiſſer Chauſſee von Roſenhein bis zur Regierungsgrenze 240 Schachtruthen Kies. — 
Dann wird kautionsfäbigen und qualiſizirten Werkmeſſtern an demſelben Tage in den 
Stunden von 8 bis 12 uhr in Paulau der Bau zweier maſſiver Doppeldurchläſſe, vor 
Pautau und hinter Loſſen, fo wie der Reparaturbau in der Hebeſtelle zu Jägerndorf min⸗ 
deſtfordernd, mit Vorbehalt der königlichen Regierungs⸗Genehmigung verdungen, und die 
Anſchläge zur Einſicht vorgelegt werden. — Den 14. Juli Nachmittags von 1 bis 5 Uhr 
werden im Kretfham zu Gröbelwitz an kautionsfähige, qualifizivte Werkmeiſter die Repara⸗ 
turbaue in den Zollhäuſern Baumgarten, Gröbelwitz und Rothkretſcham mit Vorlegung der 
Anſchläge und mit Vorbehalt hoher Genehmigung an den Mindeſtfordernden, fo wie bie 
Anlieferung von 220 Schachtruthen Feldſteinen von Gröbelwitz bis Heldau, und 270 Schacht⸗ 


ruthen Feldſteine von Breslau bis Gröbelwitz verdungen werden. 


Breslau, den 19. Juni 1847. 


Königliche Breslauer erſte Wegebau⸗Inſ peltion. Vie bis 


worden. 


Bekanntmachung. 
Es ſollen circa 40 Centner reponirte Akten 
in kleineren. Quantitäten theils zum Maku⸗ 


katux⸗Gebrauch, theils zum Einſtam⸗ 


en, im Wege des Meiſtgebots gegen gleich 
4 Bezahlung, verkauft werden. Wir ha⸗ 
ben hierzu einen Termin auf Montag den 
d. M. Vormittags 9 uhr im gieſigen Regie⸗ 
rungs⸗Gebäude (am hinteren Ausgange der 
Steuer⸗Regiſtratur) vor dem mit dem Ver⸗ 
kauf beauftragten Regiernnas⸗Sekretär Bree 
anberaumt und laden Kaufluftige ein, in bier 
ſem Termin zu erſcheinen und ihre Gevoke 
pro Centner abzugeben. Die Kauf⸗Bedi 
gen werden im Termine bekannt gemacht 
können ſchon vorher in unſerer Steuer⸗Rogl⸗ 
ſtratur eingeſehen werden. nm 
Breslau, den 17. Juni 1847. 
Königl. Regierung. 
Abtheilung für Domainen, Forſten und 
Steuern. ö 


Aufruf. 

Da bei der am 20., 21. und 27. Oktober 
dieſes Jahres abgehaltenen gaſten Auction 
der im hieſigen Stadt⸗Leihamte verfallenen 
Pfänder, und zwar: 9 7 

u. Aus dem Jahre 1842/49 

Nr. 27775. 342%, 30806. 37634. 

39442. 41746. 42312. 46396. 


b. Aus dem Jahre 1844. 
1733. 2707. 3375. 3800. 55 
% 


direlte 
aN 


Nr. 
5977, 7728. 8388. 8677. 89 
9739, 10142. 10292. 10454. 10512 
e. Aus dem Jahre 1845. 
Nr. 13520, 13555. 14187. 16567. 16373. 
16591. 16675, 17023. 17096, 17182. 
17987, 15012, 18071. 18471, 18650, 
19325. 19330. 19573. 19886. 1990% 
19991. 20050. 20077. 20001. 20240. 
20358. 20387. 20444. 20522. 20662. 
20711. 20863. 20925. 20066, 20968. 
2102521042. 21098. 21493, 21572. 
21576. 21695. 21764, 21873. 21929. 
22091. 22129. 22190. 22207. 22258. 
22491. 22596. 22609. 22675. 22703. 
22714. 22790. 22981. 2303 1. 23048. 
23055. 23139. 23206. 23306. 23307. 
23337. 23398. 23529. 23598. 23818. 
23998. 24169. 24314. 24356. 24420. 
24548. 24555. 24563. 24756. 25353. 
25405. 25580. 25772. 25774, 25891, 
20084. 26179. 26191. 26208, 26262. 
26308. 26336. 26394, 26524. 26607. 
26741. 26777. 26780. 26801. 27012, 
27013. 27059. 27291. 27369. 27501 
su 27649, 27603. 27717. 27810. 
ſich ein Ueberſchuß ergeben hat, fo werden dle 
betheiligten Pfandgeber hiermit aufgef ö 
ſich bei dem hieſigen Stadt⸗Leih⸗Amte von 


zu melden und den nach Berichtigung 
Darlehns und den davon bis zum Verkauf 
des Pfandes aufgelaufenen Zinſen, ſo wie 
des Beitrages zu den Auctions ⸗Koſten © 
bliebenen. Ueberſchuß, gegen Quittung und 
Rückgabe des Pfandſcheines in Empfang z 
nehmen, widrigenfalls die betreffenden Pfan 
ſcheine mit den daraus begründeten Rechten 
der Pfandgeber als erloſchen angeſehen un 
die verbliebenen Ueberſchüſſe der ſtädtiſchen 
Armenkaſſe zum Vortheite der hieſigen Armen 
überwieſen werden ſollen. 
Breslau, den 23. November 1846. 


Bekanntmachung. 3 K 
Die für den Ledermarkt beſtimmten a 


im Erdgeſchoß und dem erſten Stocke be 


Ende der Herrenſtraße an den Mühlen 


zur Benutzung für die Zeit außer den 4 
märkten auf 3 Jahre, und zwar vom J. fe 
1847 bie ultimo Juni 1850, meiftbietend 4 
fentlich vermiethet werden, und ſteht ierz 
ein Termin auf ; W 26 
. den 22ſten d. M., Oie 
in dem rathhäuslichen Fürſtenſaale an, aube 
Bedingungen können in der Rathsdienerſt 8 
eingeſehen werden. u u 
reslau, dr 15. Juni He 
x er Magiſtrat Pr 
hieſiger Haupt» und Reſidenz⸗Stabr . 
Edictal⸗Vorladung , 
Ueber den Nachlag des are dae zune 
zu Dzielonke verſtorbenen Ba, d. 3 der 
tin Moſch iſt am 16. * 


erbſchoftliche Ligudatiens Vrobeß eröffnet 


zue Anmeldung aller Au- 
ſprühe ſt ht am 


N 1547, Vorm. um 7 uhr, 
bor dem erte, Bultgtath Ehalheim, in 
herzogl. Umtsbaufe zu Medzibor an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, 
wird aller feiner etwanſgen Vorrechte verlü⸗ 
fig erklärt, und mit feinen, Forderungen nut 


Der Termin 


an dasjenige, was nach Befri,digung der f 


den Gläubiger von der Maſſe nos 
übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 
Oels, den 28. Mat 1847. 


Herzoglich Braunfhweig Oelsſches ‚Kürten! 


thums⸗Gericht. 
te Weben leine: 


18,000 ſcharf gebrannte Mauer , 


ſtehen Matthiasſtraße Nr. 27 zum 
Nähere Auskunft giebt der Herr Mautern 


fie Diebus, Graben Nr. 31. 


300904. 


jett 
ab bis ſpäteſtens zum 23. November 1847 


Der Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ u. Reſibenzſtobt 
F 


genen Gebäudes über der Waſſerkläre en 


Deitte Melpnntmeänng. 
Sid nter den Scheunen von Rybnik auf der 
leiwiger Straße find, am 28. März d. J. 
rgens 2 Uhr zwei mit vier Pferden, bes 
uralte und mit fünf Fäſſern Wein, im Ge: 
cht von 14 Ctr. 7 Pfd., beladene Wagen 
e Führer und Aufſicht vorgefunden, ange⸗ 
halten und in Beſchlag genommen worden. 
Die Einbringer find unbekannt geblieben. 
a ſich bis jetzt Niemand zur Begründung 
feines etwanigen Anſpruchs an die in Beſchlag 
genommenen Gegenſtände gemeldet hat, ſo 
werden die unbekannten Eigenthümer hierzu 
mit dem Bemerken aufgefordert: daß, wenn 
binnen vier Wochen von dem Tage, wo 
dieſe Bekanntmachung zum dritten Male in 
m öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes der 
önigl. Regierung zu Oppeln aufgenommen 
wird, bei dem königl. Haupt⸗Steuer⸗Amte zu 
Ratibor Niemand melden ſollte, nach § 60 
des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Januar 1838, 
mit dem für die in Beſchlag genommenen Ge⸗ 
genſtände inzwiſchen aufgekommenen Verſtei⸗ 
gerungs⸗Erlöſe nach Vorſchrift der Geſetze wird 
verfahren werden. 
Breslau, den 21. April 1847. 
Der wirkl. geheime Ober » Finanz Ratf 
und Provinzial⸗Steuer⸗Direktor 
v. Bigeleben. 


Zaur Verſteigerung der auf Antrag meh⸗ 
kerer Miteigenthümer Behufs ihrer Ausein⸗ 
anderſetzung, zur nothwendigen Subhaſtation 
ſtellten, auf 4502 Rthlr. 29 Sgr. 8 Pf. 
rirten, unter Hypotheken⸗Nummer 18 hier: 
ſelbſt belegenen Schloßarrende nebſt Zu⸗ 
behör ſtehet 
am 29. Juli d. J. Vormittags 


r 

in dem Lokale des unterzeichneten Gerichts, 
Inſtruktionszimmer Nr. 1 Termin an. 
Die Taxe und der neueſte Hypotheken⸗ 
Schein find in unſerer Regiſtratur einzufehen. 

Zu dieſem Termine werden folgende Per⸗ 
ſonen, deren Aufenthalt unbekannt iſt: 
I) der Stellmachermeiſter Chriſtian Pohl; 

Y die Emilie verehelichte Gürtler Werner; 

3) der Schankpächter Louis Dünkelz 
4) der Tuchmachermeiſter Sam. Heinrich; 

5) die verw. Züchner Dorothea Auſt mann; 
) der FTiſchlermeiſter Friedrich Wilhelm 

Ehrlichz 
7) die verw. Maurer Anna Juſtine St el 

8) die verw. Anna Chriſtiane Lendt; 

9) der Kaufmann Samuel Benedikt Voigtz 
10) der Tuchſcheermeiſter Johann Baumannz 
11) der Poſamentirer Carl Friedrich Michler; 
15 die Anna Chriſtiane geſchiedene Töpfer 


Stein; 

13) der Bäckermeiſter George Franke; 

4) der Kaufmann Karl Wilhelm Koppez 
15) der Züchnermeiſter Conrad Hufnagelz 
105 der, Lachen en Gottfeieh 2 5 

2 machermeifter Karl Riemer 
18) der ma. er A Welzz 
200 der Fleiſchermeiſter George Miſ che ckz 
der Viktualienhändler Andreas Zimmerz 
21) die verwittwete Klemptnermeiſter Frie⸗ 
derike Liſſez ei 
) die verwittwete Schuhmacher Witte, 
t geb. Steffkez x 
%) 7 e Töpfer Ehrlich, geb 
3 rellext; 

2%4) die verw. Fleiſcher Franziska Melcher 
oder deren Erben hiermit vorgeladen. Zu⸗ 
gleich werden alle etwanige unbekannte Mit⸗ 
eigenthümer aufgefordert, ſich ſpäteſtens in 
dem anberaumten Termine zu melden, widri⸗ 
genfalls dieſelben mit ihren Anſprüchen auf 
das 1 5 or | 

Brieg, den 12. März A f 
Aglches Sands und Stabt-Geriät. 


8 Bekanntmachung. 

Die Pfandbriefs⸗Zinſen für Johannis d. J. 
ſowie die Valuten für eingezogene Pfandbriefe 
werden an hieſiger Kaffe den 25., 26., 
und 30. Juni d. J. täglich von 9 bis 1 Uhr 
Morgens, und von 3 bis 5 Uhr Nachmittags 
ausgezahlt. Bei mehr als 3 Pfandbriefen muß 
mit dieſen zugleich ein Verzeichniß übergeben 
werden, wozu Formulare in hieſiger Regiſtra⸗ 
tur gratis zu haben ſind. Valuten für einge⸗ 
zogene Pfandbriefe werden nur gegen Rück⸗ 
or der Einziehungs⸗Rekognition, auf welche 

Inhaber zu quittiren hat, und bei ge⸗ 
ſperrten pfandbriefen auch nur nach vorheri⸗ 
ger Legitimation des Inhabers der Rekogni⸗ 
tion ausgezahlt, r 
Neiſſe, den 12. Mai 1847. 
Neiß⸗Grottkauſche Landſchafts⸗Direktion. 


— — ZZ 

Die bevorſtehende Abel des Nachlaſſes 

des hierſelbſt am 20. Mai 1847 verſtorbenen 
andlungs⸗ Disponenten Eduard Auguſt 
amberger wird hiermit zur öffentlichen 

Kenntniß 16 und die etwaigen unbekann⸗ 

ten Gläubi 

aufgefordert, ihre Anſprüche baldigſt bei dem 

unterzeichneten anzumelden. 

Breslau, den 11. Juni 1847. 

F. E. v. Löbbecke, Geh. Commerzien⸗Rath, 

. als Teſtaments⸗Exekutor. 


Theater⸗Anzeige. 


* 


Da ich im Laufe des Monats Auguſt meine E 


Dühne in Schleſten wieder eröffne, ſo erſuche 
ich befähigte Schauſpieler ſich an mich wegen 
Engagements in portofreien Briefen nach 
warzburg⸗Rudolſtadt zu wenden. 
s J. Heiniſch, 
1 Schauſpiel⸗Direktor. 
Drei große Rittergüter Bei Strehlen habe 
W en, rates, Schuhbr. 66. 


ger des Erblaſſers werden hiermit 


— 
— 


1579 


Im Verlage der Buchhandlung Joſef Max und Komp. in Breslau iſt erſchienen 
und durch alle Buchhandlungen zu erhalten: 


Ueber die Zukunft des deutſchen Rechts. 


Eine germaniſtiſche, mit beſonderer Rückſicht auf die großen Geſetzbücher 
. der neueren Zeit verfaßte Abhandlung 


9 vom | 
Dr. Ernſt Theodor Gaupp, 
ordentl. Profeſſor der Rechte an der königlichen Univerſität Breslau.“ 
Gr. 8. 1847. Geheftet 12 Gr. = 15 Sgr. a 

Dieſer ſehr zu empfehlenden, gehaltvollen Schrift liegt der Gedanke zu Grunde, daß 
das deutſche Recht den ihm gebührenden Platz noch nicht errungen habe und das Anſehen 
deſſelben nothwendig wachſen müßte. Indem ſich aber zugleich damit die Anſicht verbindet, 
daß für jenen Zweck nicht ſelten auf eine verfehlte Weiſe gekämpft werde, ſucht der Herr 
Verfaſſer zugleich genauer zu entwickeln, wie und wodöch / hi wahrhaft förderlicher Art auf 
jenes Ziel hinzuwirken ſei. 

In allen Buch⸗ und Kunſthandlungen iſt zu haben, in Breslau und Oppeln bei 
Graß, Barth u. Comp., in Brieg bei J. Ziegler: 


Das neueſte un billigste Prachtwerk: 


Die Erde, 


Natur und Kunſt in treuen Farbenbildern. 
Buntdruck von der lithographiſchen Anſtalt 
von E. Sachſe. 


Text vom Oberlehrer A. Heinze. 

Dieſes Bilderwerk erſcheint in monatlichen Heften zu 10 Sgr., jedes mit 3 Abbildun⸗ 
gen, die, dem Oelgemälde durchaus ähnlich (vergleichbar), naturgetreu ihren Gegenſtand 
veranſchaulichen, ſo weit dies von der Kunſt nur irgend beanſprucht werden kann, unter 
BR angemeſſener, die Wiſſenſchaft und Unterhaltung gleich berückſichtigender Text⸗ 

nitte. 


Zu je 12 Heften, die einen Band bilden, wird mit der letzten Lieferung ein ſehr ſau⸗ 


beres Titelblatt beigegeben. — Die unterzeichnung verpflichtet zur Annahme eines Jahr⸗ 
ganges oder Bandes. 


Das ſo eben erſchienene erſte Heft, welches in allen Buch⸗ 
ſehen werden kann und das die Anſichten: 


Käsmark und das Tatra⸗Gebirge von der Südſeite, 
Anſicht des Kriwan von der Südſeite, 5 
die Propyläen in Athen 
enthält, dürfte den beſten Beweis geben, daß in dieſem Werke nichts Gewöhnliches 


geboten wird. 
E. Sachſe's Kunſtverlag in Görlitz 


Naeueſte Reiſe⸗Handbücher. 


Die Buchhandlung Joh. Urban Kern, Junkernſtraße Nr. 7 in Bres⸗ 
lau, empfiehlt zur jetzigen Reiſe⸗Saiſon ihr bedeutendes Lager der beften. Reiſehand⸗ 
bücher für Deutſchland, die Sudeten ꝛc. ꝛc., Schriften über die Bäder, Fremden⸗ 
führer durch die Hauptſtädte, Poſt⸗ und Eiſenbahnbücher, Poſt⸗ und Eiſenbahn⸗ 
Karten zu dem Preiſe von 10 Sgr. bis zu 3 Rthl., Pläne, Panoramen ꝛc. ıc; 

Als neueſte und praktiſche Handbücher empfehle ich die bei mir ſtets 
vorräthigen: f 


Illuſtrirtes Reiſe 
Ein Führer 

durch Deutſchland, die Schweiz, Tyrol ze. 
Herausgegeben von G. F. Jahn. 


Mit Reiſekarte und über 300 Anſichten. 
1847. Berlin, Gebd. Preis 3 Athl. 


und Kunſthandlungen einge⸗ 


Der neueſte 


bu * 2 * 
| ch Paſſagier und Touriſt. 
Handbuch 
für Reiſende durch Deutſchland und die 
angrenzenden Länder. 
Mit Reiſekarte und Plänen. 
zte Aufl, Berlin 1847. Gebd. 3 Rtl. 10 Sgr. 


0 Deutſches N 
Bädeckers Handbuch Ei h 0 
für Reiſende in Deutſchland Ei ſe nb ah N: B u ch. 


Ein Taſchenbu 
und dem öſterr. Kaiſerſtaate. für Reiſende, en uch 755 
Mit Karte und Plänen. } : 


Dr. F. W. v. Reden. 


ate Aufl. Goblenz 1847. Geb. 2 Rtl. 10 Sgr. 2te Aufl. Danzig 1847. Geb. 1 Rthl. 20 Sgr. 


Reſtauration zur Stadt Warſchau 
. (Schmiedebrücke). N 
Heute, großes Harfen⸗Concert der Geſchwiſter Ehnert, welche ergebenſt einladen. 


Seidene Eravatten⸗Tücher von 7% Sgr. 


in den neueſten und geſchmackvollſten Deſſins in reichſter Auswahl empfiehlt die 


Putz- & Mode⸗Waaren⸗Handlung von Eduard Nickel, Albrechtsſtraße Nr. 11. 


Das Magazin der feinſten Shawls und Umſchlagetücher, 
wie auch Manufakturwaaren⸗Handlung von 


Moritz Sachs zur Kornecke in Breslau. 


In dieſen Tagen empfing ich Zuſendungen in den nachſtehenden Artikeln: 
Die eleganteſten Pariſer und Wiener Braut⸗Roben, ſo wie Alles was zur Kom⸗ 
plettirung einer Ausſtattung erforderlich iſt. Die größte Auswahl der neueſten 
Schnitte in Mantillen, Bournuſſen, a und Staubmänteln; die neueften 
Zeichnungen in Sommerkleider⸗Stoffen, als: Batiſte, Balzorines, Grenadines, Haut⸗ 
claires, Percals, Toiles du Nord, Foulards und Wiener Leinen, eine ſehr große 
Auswahl ganz neuer Sommer⸗Umhängetücher und Double⸗Shawls. En 

Auch verkaufe ich Mehreres der porſtehenden Artikel, um theilweiſe damit zu räumen, 


zu bedeutend zurückg eſetzten Preiſen. 


Druckerei u. Waſch⸗ 
von W. Spindler, 
Berlin, Wallſtraße Nr. 125 Stettin, Breiteſtraße Nr. 345, 
Breslau, Ohlauer Straße Nr. 83, 
; Ecke der Schuhbrücke, | 
empfiehlt fih im fauberften Waſchen und Farben a 


nz 
N 


gegenwärtig gere⸗ 
f der Eiſenbahn auch eine ſchleunige Retournirung⸗ 


N 


N 
1 


SZ zert. 110 


großes 


22 e aus Boſtonmarken, 


5 hal 


In der Buchhandlung Ignaz Kohn, 
(Schweidnitzer⸗ und Junkernſtraßen⸗Ecke Nr. 50, 
neben dem Gaſthof zur goldnen Gans) ſind 
ankiquariſch voträthig: Goethes poetiſche 
und proſaiſche Werke 845. eleg. Hlbfrzb. f. 
12 Rthl. Shakespegres Werke üb. v. Schle⸗ 
gel u. Tieck. 12 Tl. 844, f. 4½ Rthl. J. 
H. Voß Werke 846, f. 2 Rthi, Arnold 
Ruges geſ. Schriften. 846, f. 4½ RKthl, 
Byrons Werke üb. 1 Sölger- Pracht⸗Ausg. 
847. 12 Thle. f. 3½ Rthl. Byrons Works 
. 3½ Rthl. Haufe Werke. Pracht⸗Ansg.⸗ 
f. 3% Athl. Rückert, morgenländ. Sagen. 
2 Bde. ſtatt 4 f. 2 Rihl. Th. Mundt, Leſhe⸗ 
tik 845. f. 1% Riehl. Deſſen Mythologie, 
M. Kpfın. 846, f. 1 Athl. Rotteck's 
ala Apnlaetahee M. Supplem. 11 Bde. 
846. ſt. 9 f. 5% Mehl, Becker, Weltge⸗ 
ſchichte 14 Bde. 7te (neueſte) Aufl. f. 8% Rthl. 
Wirth 's Geſchichte d. Deutſchen. 4 Bde. 
846. f. 2% Rthl. Stieler, Hand⸗ Atlas üb. 
alle Theile d. Erde. ſt. 6% f. 4%½ ige 
Sohr's groß. Atlas in 80 Blättern, g. neu 
eleg. Hlöfrzb. f. 5½ Rthl. — Block, land⸗ 
wirthſchaftl. Mittheilung. 3 Bde. 843. f. 11 Ktl. 
Koppe, Ackerbau. 3 Bde. 845. f. 4 Rthl. Lie⸗ 
big, die Chemie in ihrer Anwdn. auf Agri⸗ 
cultur und Phiſilogie. öte Aufl. f. 17% HR 
Deſſen Thier⸗Chemie. te Aufl. f. 14, Rthl. 
Petzhold, Agricultur⸗Chemie. 844. f. 1½ Rthl. 
Rohlwes, Thierheilkunde, her. v. Tennecker. 

Auktion. Am Alten d. Mts. Vorm. 9 
Uhr werde ich in Nr. 42 Breiteſtraße 116 
Stück Parketten, 1 faſt neuen Brenn⸗Apparat, 
dann Leinenzeug, Kleidungsſtücke, Möbel und 
Hausgeräthe verſteigern. na 

Mannig, Auktions⸗Kommiſſ. 

Auktion. Am 21. d. M., Nachm. 2 Uhr, 
werde ich in einem Gewölbe des Hauſes Nr. 1 
am Ringe (Eingang Nikolaiſtraße): Ladenta⸗ 
feln, Repoſitorien und andere Handlungs⸗ 
Utenſilien, ſo wie eine Parthie Zigarren ver⸗ 
ſteigern. Mannig, Aukt.⸗Kommiſſ. 
Auktion. Am 22. d. M. Vorm. 9 uhr 
werde ich in Nr. 39 Kupferſchmiedeſtraße: 

überzeug, Porzellan, wobei ein Service. zu 

Perſonen, Gläſer, Zinn, Kupfer, Betten, 
Wäſche, Möbel u. div. Hausgeräthe verſteigern. 

Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 

Auktion. Am 23. d. M. 9 Uhr 
werde ich in Nr. 19 Neue Gaſſe: Kleidungs⸗ 
ſtücke, Möbel, Hausgeräthe und I Fortepiano 
verſteigern. Mannig, Aukt.⸗Komm. 


Weiß ⸗Garten. 
Sonntag uzert, 
Montag letztes Konzert 
der Herren Schenk und Caroli 
zu ihrem Benefiz. Anfang 6. Uhr. Bet 
ungünſtiger Witterung im Glas⸗Salon. 


Wintergarten. 


Heute, Sonntag, den 20. Juni 
großes Nachmittag und Abend⸗ 
Concert, 
ausgeführt von der Kapelle des Muſik⸗Dirt⸗ 
genten Herrn Bartſch. - 


Anfang des Concerts 4 uhr. Entree für Ders 
ren 2½ Sgr., Damen 1 Sgr. C. W. Schmidt 


Kiebichs Garten. 
großes 
er Blumenfeit 


bei großem 


| Inſtrumental⸗Kon ert, 


wobei jede Dame beim Eintritt ein 


ouquet 
nebſt Programm gratis erhält. 


Pöpeltwitz in der Erholung. 
Heute Sonntag den 20. Junf, 
Konzert in dem hochgelegenen Garten. 
Schröter. 


Zum Silberausſchieben 
ladet auf beute einn 
| Bittner im Prinz von Preußen, 
Montag, den 21, Jum 
Muſikaliſche Abendunterhaltung der 
Geſchwiſter Ehuert, Ring Nr. 10/11, 
im Bairiſchen Bierkeller, wozu ergebenſt ein⸗ 


ladet: Der Neftanrateur. 
Im Schießwerder 


heute Sonntag den 20. Juni großes Kon⸗ 
25 Käſer, RT 


Im ehemaligen Zahnſchen Garten 
heute den 20. Jun: 


Horn⸗Konzert. 


Hartmann, Tauenzienſtraße B. 


Billard⸗Bälle, Kegel : Kugeln von 
lignum sanctum, Somind und ach⸗ 


ürfel⸗ und Würfelbecher, börnerne 
rinkbecher, Geſundheitsbecher von 
Quaſſia, feine Gurkenhobel, Pflanzen⸗ 
e eee 

er u. a. m. empfiehlt: 
C. Wolter, große Grofhengaffe Nr. 2 


dan — 1580 — 


Das fünf und zwanzigjährige Bestehen des Musik- Vereins 
der Studirenden 


soll, wie schon angezeigt worden, am 30sten d. M. durch ein grosses Concert in der 
Aula Leopoldiva und eine darauf folgende Liedertafel gefeiert werden. Alle die frü- 


heren Herren Commilitonen, welche an dieser Feier Theil nehmen wollen, haben als 


Beitrag zur Bestreitung der Kosten 1 Rthlr. zu zahlen, wofür sie ein Billet zum Con- 
zert und ein Couvert zur Liedertafel (im ehemaligen Liebichschen Garten) erhalten. 
Wir ersuchen recht dringend, um die nöthige Anzahl von Conzerts bei der Liedertafel 
besorgen zu können, die Theilnahme spätestens bis zum 26sten d. M. in der Musika- 
nenhandlung des früheren Commilitonen Herrn Scheffler (Ohlauerstrasse Nr. 0) an- 


zumelden, 
Kahl. Seidelmann. Sadebeek. Sobirey. 


AUnſere Manufaktur für Herren⸗Toilette 


iſt in feinen Tuchen, Beinkleiderſtoffen und Weſten vorzüglich aſſortirt. Gleichzeitig empfeh⸗ 
len wir unſere Kleiderverfertigungs⸗Anſtalt, in welcher, unter Leitung des Herrn Jacob 
alle Aufträge in kürzeſter Zeit, nach den neueſten engliſchen und franzöſiſchen Modells 


ausgeführt werden. > 
Stern und Comp., 


| Schweidnitzerſtraße Nr. 52, neben der Stadt Berlin. 
Ogeseesdsseseeseesesasesesssesssssseseese 
Die neue Weiß⸗ und Modewaaren⸗Handlung 8 


von 

* n 
Sungmann Gebrüder, 

Ning Nr. 16, nahe Freiers Ecke, 

empfiehlt ihr auf das vollitändigfte aſſortirtes Lager in franzöſiſchen und ſächſiſchen G 

Stickereien, Tüll und Spitzen, Negligee⸗, Möbel: und Gardinen: & 

Zeuge, fo wie eine große Auswahl der neueſten Pariſer und Wiener Man: & 

telets und Viſites in wollenen und ſeidenen Stoffen und verſpricht bei reeler & 
Waare die auff allend billigſten Preiſe. 


* 
920080909902000902000000008009009E0U0000U000G 


2000099000008800900020000000200090000000 
R eachtungswerth 18 


für Reiſende nach Warmbrunn. 


Famtlien welche ſich der Eiſenbahn bis Freiburg bedienen, um von dort ſofort 
mit einem bequemen anſtändigen Fenſterwagen nach Warmbrunn zu reiſen, belieben 
ſich zuvor ſchriftlich an nachſtehende Adreſſe zu wenden, wo ſie auf prompte und reele 
Bedienung ſicher rechnen konneu. 5 


8 

2 M. F. Sachs und Söhne in Hirſchberg. 
D289990090028009900003:099GHHCOGNON = de 
Zaur geneigten Beachtung empfehle ich mein Gommiffions-ager- von feinen Seifen 
und Parfümerie⸗Maaren in beſter Qualität zu billigen Preiſen. Gleichzeitig empfehle 
ich Marſeiller Seife für Seidenfärber, _ 6 Dehnel 


Junkernſtraße Nr. 51, vis-z-vis der goldenen Gans. 


Iwoniczer Jodquelle. 


Die Iwonſczer Jodquelle kommt mit der Heilbrunner Adelheidsquelle ſowohl 
in Zuſammenſetzung als Wirkung überein, iſt jedoch wirkſamer, weil fie mehr Natronſalze 
führt und weit angenehmer zu trinken, da ſie viel Kohlenſäuer enthält und deshalb ſelbſt 
von Kindern gern genommen wird. 

Die ausgezeichnetſten Erfolge, gewonnen bet Anwendung in allen Formen der Skro⸗ 
phelm, des chroniſchen Rheumatismus, der Gicht, bei Kropf und Blähhals ꝛc. ꝛc. ſichern dies 
ſem Jodwaſſer einen entſchiedenen Vorzug. - 


In Breslau haben Lager die Mineral⸗Brunnenhandlungen von 


5 F. W. Scheurich und Straka, Carl Straka, 


neue Schweidnitzer Straße Nr. 7. Albrechtsſtraße Nr. 39. 


Direktion 
der Mineral⸗Waſſer⸗Heil⸗Anſtalt zu Iwonicz in Galizien. 
Bezugnehmend auf vorſtebende Anzeige empfehlen wir ſowohl dieſe f 


Iwoniczer Jodquelle 
als auch 0 

Hinnewieder Brunn aus Carlsbrunn in Oeſterreich⸗Schleſien, 
Selter, Roisdorffer, Kiſſinger Ragozzi; f 
Emſer Kränchen, Fachinger, Pyrmonter Stahlbrunn, 
Heilbr. Adelheids⸗, Homburger Eliſabeth⸗Quelle, { 
Marienbader Kreuzbrunn, Eger Franzensbrunn, 
Eger Salzquelle, Sprudel, Wieſenquelle, 


28 
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Carlsbader Schloß⸗ und Mühlbrunn, Carlsbader Sprudel, 
Saidſchützer und Pillnaer Bitterwaſſer, f 
Salzbrunn, Cudowa⸗, Langenau⸗, Reinerz⸗ und Flinsberg⸗Brunn; 

Straka, F. W. Scheurich und Straka, 
Albrechtsſtraße Nr. 39. neue Schweidnitzer Straße Nr. 7. . 
TTC 

nung verändern, empfehle ich mein gut aſſortirtes & 
Gardinen: und Möbel⸗Stoff⸗Lager, & 
zu den ſolideſten Preiſen; eine Partie geſtickte Gardinen habe ich im Preiſe & 
8 f Louis Schleſinger, n 
& Ring Nr. 19, Ecke Blücherplatz, im Haufe des Weinkaufmann Hrn. Philippi. 
13,000 Rttir. werden auf eine Herrſchaft, welche 172,000 Rthlr. landſchaftl 
caxirt iſt, bei faſt pupillariſcher Sſcherdelt Be zu 5 pet. 527005 — 0 
werden 5,000 Rtbl) 1,300 Rthl, 1000 Rthl, 400 Rthl. Togleih und 
2 alle aber bei vollſtändiger Sicherheit verlangt. 
Ein Haus, nicht höher als einen Stock, mit ſchönem großen Garten wird zu kau⸗ 
ſen gewünſcht. Näheres im x 
Zaum devorſtehenden Wohnungswechſel beſitze ich ein ſehr wohlaſſortirtes Lager 
Möbelſtoffe in Wolle und Seide, reiner Wolle und halbleinener Drills, Glanz⸗ 
Moͤbel⸗Cambris und Gardinen⸗Zeuge in allen Nuancen. 
Schweidnitzer Straße Nr. 50, in dem neu erbauten Haufe zum weißen Hirſch. 
Bei jeder ; ö 7 Aufna i 
Witterung Lichtbild⸗ Portraits imer 


ſo wie echtes Carlsbader Salz und Seeſalz. 
Carl 

Denjenigen geehrten Herrſchaften, die zum bevorſtehenden Quartal ihre Woh⸗ D 
2 
2 bedeutend zurückgeſtellt, und verkaufe ſolche pro Fenſter zu 2½, 3 und 4 Rtlr. 
SESESECEELPPLPLL:LPIEPPELPPESOS 

5000 Fthl. zu Michaeli d. J. auf hieſige Grundſtücke, theils zur erſten Stelle 
1 Commiſſions⸗ und Agentur⸗Büreau des E. Frücke u. Ep., Kupferſchmiedeſtr. 17. 

A. Weisler, 
von Julius Roſenthal, im Brill ſchen Atelier, Ring Nr. 42, Schmiedebrücke⸗Ecke. 


2 
u 


Althüſſerſtraße Nr. 12, em 


ſtehende Inſtrumente, mit deutſcher und engliſcher Mechanik, 


Il Die Pianoforte⸗Manufaktur C. Walliſchö fs kv, 


ehlt unter Garantie Flügels ſowie aufrecht⸗ 
133 nach neueſter 


Konſtruktion, zu den ſolideſten Preiſen. 


Nach langwieriger ſchwerer Krankheit bei⸗ 
nahe geneſen, iſt es mein Erſtes, in mein und 
der Meinigen Namen den Freunden meines 
lieben ſeligen Vaters für die vielen Beweiſe 


nach ſeinem Tode ſo offen bekundet, den in⸗ 
den 19. Juni 1817. 

Die Uhrgehäuſemacher⸗Werkſtatte, unter 
3 Thürmen. Pickhan. 

auf der Schweidnſeerſtraße. * 
2 g 
C 
belebten Stadt, welche an der Eiſenbahn liegt, 
gen eine Einzahlung von 1000 Rthl. zu ver: 
koven, 5 Küchen, 3 Keller und nöthigen Kam⸗ 
ches jetzt darin betrieben wird, noch beſonders 
auf reflektirende Käufer wollen ſich deshalb 
auf beauftragt iſt; nächſt dieſem hat derſelbe 
verſchiedener Größe, zu verkaufen und zu ver⸗ 


von Liebe und Achtung, welche ſie vor und 
nigſten, tiefgefühlteſten Dank zu ſagen. 

Nieder⸗Arnsdorf bei Schweidnitz, 

Hedwig Grünig. 
Wohnung⸗Veränderung. 
der bekannten Firma: J. Guttentag, beſin⸗ 
det ſich jetzt äußere ri Nr. 38 in den 
DIREUEDUT DEE WITTEN 
3 Ich wohne jetzt in der Pechhütte 
E Bamberger, x 
Schnürmieder⸗Fabrikant. 
Haus⸗Verkauf. 

Ein Haus, in einer bedeutenden und ſehr 
circa 6 Meilen von Breslau, iſt veränderungs⸗ 
halber aus freier Hand für 4600 Rihl. ge⸗ 
kaufen; daſſelbe iſt 3 Stock hoch, ganz maſ⸗ 
ſiv neu gebaut und enthält 14 Stuben, 7 At: 
mern ꝛc. nebſt einer Plumpe im Hofe. Das 
Haus eignet ſich außer dem Gewerbe, wel⸗ 
der paſſenden Lage wegen, zur Backerei wie 
auch zu jedem andern Handels⸗Geſchäft. Hier⸗ 
an den Hrn. F. A. Beinlich in Brieg zur 
de Linde, wenden, welcher zu dem Ver: 
noch andere Häuſer, nebſt Gaſthäuſern und 
Gaſthöfen, wie auch Ritter⸗ und Freigüter 
tauſchen. 

— 
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Agentur! "U 

Zu einem National: Unternehmen, 
welches ſich auf ganz Deutſchland erſtrecken 
ſoll, werden für die einzelnen Städte gewandte 
und thätige Agenten gesucht. Die Funk⸗ 
tionen nehmen wenig Zeit in Anſpruch, ſind 
leicht zu verſehen, und, je nach der Verwen⸗ 
dung, höchſt einträglich. Offerten franco un: 
ter der Adreſſe: 
Leipzig, Grimma'ſche Straße Nr. 2. 


Reit Handſchuhe, 


von ſchottiſchem Zwirn, empfiehlt: 


Herrmann Littauer, 
Nikolaiſtraße Nr. 15, dicht an den 3 Königen. 

Zum 1. Juli find zwei elegant möblirte 
Zimmer mit Ausſicht nach der Promenade 
Kloſterſtraße Nr. 1 a. zu verm ethen und im 
Gewölbe des Hrn. Kauſmann Beer daſelbſt 
zu erfragen. ‚ 


Alle Arten Handſchuhe 
werden ſehr ſchön und billig gewaſchen 
Hummerei Nr. 38, eine Treppe, 
bei der Wittwe Krüger. 


Neue Matjes Heringe 
in ganzen und getheilten Tonnen, ſowie ſtück⸗ 


weiſe, empfiehlt von neuer Zufuhre zu neuer: 
dings herabgeſetzten Preiſen: 


C. J. Bourgarde, 


Schuhybrücke Nr. 8, goldne Waage. 


Am 18. Juni gegen Abend iſt Reuſche⸗ 
ſtraße Nr. 55 
ein Sack Kaffee 
entwendet worden, vor 
warnt wird. 


Neue ſchönſte Matjes Heringe, die 
12 re 1% 5 a er fle. 
5 \ errma 
Sgr., empfiehlt asche Straße N — 


* 


“= 


(Sumatra) 
deſſen Ankauf ge⸗ 


Central⸗Verein in 


5 Kleinburg A 
Heute Sonntag den 20. Juni Garten⸗Muſtk⸗ 


* [3 1] j 
Nicht zu uͤberſehen! 
Altmodiſche Spitzen, Kanten und Pointe, 
Kirchengewänder mit Spitzen werden gekault 
und die höchften Preiſe dafür gezahlt: Gol⸗ 
dene Radegaſſe Nr. 26, im Kleibergemölbe | 
Eine Brückenwaage 
in noch gutem Zuſtande, iſt billig zu verkau⸗ 
fen Nikolaiſtraße Nr. 34. 


Steppdecken in Seide, Purpur und Kattun⸗ 
ſind in großer en vorräthig bei 
Far 


1 J. Schreiber. 


Mein Kommiſſtons⸗Lager 
Velvur d' Utrecht 
iſt durch neue Zuſendungen in den bes 
liebteſten Farben verſtärkt worden, und 


offerire ich daſſelbe zu den bekannten bil 

ligen Fabrik⸗Preiſen. 

Emanuel Hein, 
Naſchmarkt Nr. 52. 


Fil d'Ecosse, 
(ſchottiſche Zwirnhandſchuhe) 
für Damen, Herren und Kinder, empfiehlt? 


Herrmann Littauer, 


Malz⸗Syrup 


empfiehlt im Ganzen und Einzelnen billig? 
Carl Steulmann, 
Breiteſtraße Nr. 40. 


r 

Ein großes Spielwerk 
a i J 

fen: Slockgaſe 28 in Gert. T Wage 


Beachtungswerthes. 

Am 7. Juli treffe ich mit einer großen Aus⸗ 
wahl moderner Hut: und Haubenbänder, 
Spitzen und Haubenzenge in Salz 
brunn ein, wofelbft ich während der Babe 
Saiſon im großen Bazar Nr. 34 mein 
Verkaufslokal haben werde. M. Münſter⸗ 

Echte ſchottiſche Wachtethunde find zu vers 
kaufen: Oder⸗Vorſtadt am Waldchen Nr. 8. 
„Eine Partie ſehr gut gehaltene Sirup 
fäſſer ſtehen billig zum Verkauf urſuliner⸗ 
goffe Nr. 20. 2 

Die zu dem Dominium Ruppersdorf b 
Strehlen gehörige Brau- u. Brennere 
fo. wie die Flerfcherei find zu verpachten, 
Die Pachtbedingungen find in dem herrſchaſt⸗ 
lichen Schloſſe daſelbſt zu erfahren. 


Zwei gut eingefahrene ru 
Wagenpferde ſtehen zum ah 
Junkernſtraße 33. 


——— —— —ͥ8ẽ 3 — 


Vigogne⸗Strickgarn, 


in weiß, grau und ungebleicht, zu Damen 
und Herren-Strümpfen, empfiehlt billigft: 


Herrmann Littauer, 
Nitslaiſtraße Nr. 15, dicht an den 3 Königer 


Schöne junge Wachtethunde ſind zu ve 


kaufen Reuſcheſtraße Nr. 60, 2 Stiegen. 
Handlunge⸗Kommis für Comto 
und Dela lgeſchafte, fo. wie 
alle Hausoffiziauten weiſen wir 
den geehrten Prinzipalen koſtenfrei nach. 
Auch können wir einige Oekonomielehr⸗ 
linge gut placiren. N on 
E Commiſſions- u. Agentur -Buread ® 
Frücke u. Comp., 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 17. 
Gute Frottav. Flügel find billig zu . 
fen auch zu verleihen: Reuſcheſtra — 
Gute Flügel ſind zu vermiethen umd za ver⸗ 


kaufen: Hummerei Nr. 56. . 
Eine Partie dauerhafte Sefafer, in Eiſen⸗ 


lan Raum 
und Holzband, ſtehen wegen Mange 
billig zum Verkauf: urpulinergale Nr. 26. 
oral : Johanni d. J. zu bes 

u vermiethen und zu g 3 

sieben ift 25 Kirchgaſſe Nr. 9 in der Nike⸗ 
la- Vorſtadt ein Quartier im erſten Stod, de 
ſtehend aus 3 Stuben, 2 Kabinets, Küche, 
Entree und Gartenbenutzung. ee 


2 . 
rmiethen und Johannk oder Michael 
„a % beziehen ift Familienverhältniſſe hal 
ber ein Quartier Fiſcherſtraße Nr. 22, 1 
weiten Stock, beſtehend aus 3 Stuben, 
Kabinet, Küche, Entree und Beigelaß. 
Zu vermiethen 7 
Kupferſchmiede⸗Straße Nr. 37 zu Michael 
der 2te Stock: 3 Stuben, 1 Alkove, 1 — 
1 Küche und Küchenſtube nebſt Beigel® 1 
Näheres beim Hauswirth daſelbſtz ferner 


. Boden, _ 
Zu vermiethen „ 


"ft zum 1. Juli d. J. Meſſergaſſe Nr. ute 
der erſten Etage eine möblirte Vonderſtube⸗ 
Das Nähere daſelbſt links zu erfahren. 


Nikolaiſtraße Nr. 15, dicht an den 3 Königen. 


Jute. 


* 


Beilage zu 


1581 
141 der Bresl 


Sonntag den 20. Juni 1847. 


auer Zeitung. 


7 


Das 


* 


8 ½% Rthlr., 


1 feinſten Tuchrock, mit Lüſtre, durchgefuttert, 923 10%, Kthle., 
extra feinen Tuchrock, mit Seide gefuttert, 1076 bis 


13¼ Kthlr., 
1 Geſellſchafts⸗ oder Reit⸗Frack, mit Seide 


1 Surtout du prince de Joinville ete. (Sommerrock) 7½ Rehlr., 


1 Florentiner Schwenker (Negligee⸗ und 
2% Rthlr., 


1 Sommer⸗Burnuß zur Jagd, Reife und Negligee, 123 Rthlr., 
Ich bitte, dieſe Anzeige nicht mit den gewöhnlichen S 
Mit feſten Preifen. — Daher das ſo gewöhnliche, ſchacherhafte, 

wird, wenn es unbeſchadet iſt, 


Was nicht ſchön paßt, 


1 Pluderhoſe 1 
2½¼ Rthlr., 
1 Bukskin⸗Beinkleid 


gefuttert, 10 Kthlr., 


Reiſe⸗Twin) 2 bis 1 Livree⸗Tuchoberrock 


bekannte Magazin Wittwe Goldſchmidt 
in Breslau, Ohlauer Straße 71, dicht an der Biſchofs⸗Straße, 


N fegte feinen bedeutenden Vorrath eleganter, beſtgearbeiteter Herten: Garderobe 


zu nachſtehenden billigſten aber nur feſten Preiſen: 
ſehr feinen Tuchrock, mit Orleans durchgefuttert, 7½ bis 


17, Rthlr., 1 elegante Weſte 


„ bis 


2%—4% Kthlr., 


1 Drill: Beinkteid 1½— 12g Rthlr., 
1 Winter⸗Tween 9—11½ Rthlr., 

1 Sackpalitot, Burnus ꝛc., 812 Rrhlr., 
1 Reiſe⸗, Karbonari⸗Mantel ꝛc., 9—1 


Rthlr., 
7½—7 Rthlr., 


1 Schlafrock ꝛc., 27% —12 Rthlr., 


eführt werden. — Auswärtige belieben Maß oder ein Kleidungsſtück mit einzufenden., 


aus f 
Beſtellung von 6 Kthlr. an, iſt. 


Unterzeichaeter giebt fi) hiermit die Ehre, 
ergebenſt anzuzeigen, daß nach nunmehriger 
Wiedereinrichtung des Kaffeehauſes zum Gold⸗ 
nen Kreuz, Fiſchergaſſe Nr. 11, die Einwei⸗ 

ng deſſelben heute Sonntag den 20. Juni 

ttfinden wird, und bittet daher, unter Ver⸗ 
ſicherung der beſten Bewirthung, um geneig⸗ 
ten Zuſpruch. 

Naheres die Anſchlagezettel. 

C. Hanuig, 
5 0 Cafetier. 
SEechte Bremer Cigarren 
100 Stück für 25 Sgr., 100% Stück 7 / Thlr., 
empfiehlt als ſehr preiswürdig. 
N. Ehrlich, Schmiedebr. 48. 

Zu Tſchinſchwig, Kreis Striegau, iſt im 
Dorfe ein Haus zu verkaufen, was aus 2 
Wohnungen und Stall beſteht, und wobei noch 
ein Garten iſt. Das Nähere beim Dominium 
zu erfahren. 


Wald⸗Wolle 


und 


Waldwollen Decken. 


Die Niederlage davon befindet ſich jetzt 
in der Leinwand⸗Handlung Ring Nr. 4. 
Breslau, 19. Juni 1847. J 
Direktorium der Wald⸗Wollfabrik 
Mr dit in Humboldts⸗Au. 


s Eine Mangel 
iſt Friedrich⸗Wilhelmsſtr. Nr. 12 zu verkaufen. 


Gute Flügel ſtehen billig zu verkaufen und 
zu verleihen Nikolaiſtr. 43, 2 Stiegen 
Mehlgaſfe Nr. 7, iſt zu verpachten: ein 
Abtrockenplatz und ein 00 eg wie meh⸗ 
tere Kl. Scheitholz und einige Schock Reiſig 
u verkaufen. Näheres beim Eigenthümer. 
Zu vermiethen iſt von Johanni d. J. eine 
freundliche Wohnung von 4 Stuben und nö⸗ 


igem Beigelaß, Feldgaſſe Nr. 8. Das Nä⸗ 
ere daſelbſt in Nr. 95 0 7 


— — 


Reuſche-Straße Nr. 39, im 1. Stock vorn 


heraus, iſt eine möblirte Stube nebſt Kabi⸗ 
— zu vermiethen und ſogleich zu bezie⸗ 
en. 


In Nr. 6, Play an der Königsbrücke, iſt 
die Hälfte der erſten Etage, mit Stallung für 
5 pferde und Zubehör, oder auch ohne die: 
ſelbe, zu vermiethen und Johanni, oder Mi: 
chaeli zu beziehen. Das Nähere daſelbſt 
Parterre, beim Eigenthümer. 

Die zweite Etage, in Nr. 38 am Ringe, 
iſt zu vermiethen und bald oder Michaeli zu 
beziehen. Nähere Auskunft daſelbſt in der 
Handlung Krambs und Stetter. 
PPPPPPPP dr iu ie 

Zu vermiethen und Johanni zu beziehen ift 
eine Stube nebſt zwei Alkoven, Küche und 

odengelaß: Ohlauerſtr. Nr. 59, 

* Wohnungs: Anzeige. 

Ein freundliches Quartier von 4 Stuben 
nebſt Entree, Küche und Beigelaß, mit Be⸗ 
nutzung des anſtoßenden Gartens, iſt in der 
Ohlauer Vorſtadt, Paradiesgaſſe Nr. 2, bald 
der Termin Michaeli, für 100 Rthlr. pro 
1115 zu vermiethen. Das Nähere Ohlauer⸗ 

aße Nr. 55 im Gewölbe zu erfragen. 

Kupferſchmiedeſtraße 46, 1 Treppe, iſt eine 
Möblivte Stube nebſt Alkope zu 1 

Ring Nr. 54 iſt der zweite Stock zu ver: 
miethen, beſtehend aus zwei Stuben, Küche, 

eller und Boden. Das Nähere im Ges 

Wölbe daſeloſt. 25 a 5 

a a Schuhbrücke Nr. 8, 
a goldene Waage, 

ab Michaeli d. J. der zweite Stock zu be⸗ 
ehen. 
Mittle und kleine Wohnungen ſind zu 

tmiethen in Nr. A neben der Kleinbur⸗ 


Nr Acciſe. L 
ſredarlsſtraße Nr. 16, 2 Stiegen, iſt ein ſehr 
ber nbliches Zimmer, mit oder auch ohne Mö⸗ 
el, ſofort zu vermiethen. 


* 


Remiſen zu vermiethen. 
here iſt in der Kanzlei Ring 20 
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Tauenzien⸗Straße Nr. 6 iſt eine Wohnung, 
beſtehend in Stube, Alkove nebſt Zubehör, 
von Johanni ab zu vermiethen. Näheres in 
der Gold⸗ und Silber⸗Handlung am Butter⸗ 
markte Nr. 6. 

Breiteſtraße Nr. 41 iſt die Ste, Etage, be⸗ 
ſtehend in 3 Stuben, 2 Kabinets, Küche und 
Beigelaß zu Jehannt zu vermiethen. ie 

Nikolaivorſtadt, kurze Gaſſe Nr. 1, ſteht 
eine neue Handmangel zum Verkauf beim 
Tiſchlermeiſter . Kolavitſ ch. 

: In den drei Mohren 
iſt ein Gewölbe und Comptoir zu vermiethen. 


In dem Hauſe Nr. 3 C. auf 
der Neuen Schweidnitzer Straße 
iſt zu Johann i der erſte Stock ge: 
theilt oder ungetheilt zu vermiethen. 
Desgleichen ſind Stallungen und 
Das Nä⸗ 


zu erfragen, 


Zwei Stuben nebſt Küche 

find. von Johanni d. J. ab für 70 Rthl, zu 
vermiethen. Das Nähere Herrenſtraße Nr. 20, 
im erſten Stock. 7 15 RE 

Heiligegeiftfttaße Nr. 21 iſt die erſte Etage 
von drei Zimmern, Alkove und Beigelaß Ter⸗ 
min Johanni zu beziehen. — 

Näheres daſelbſt bei Madame Rhode. 

Ein kleines Gewölbe 

in der Biſchofsſtraße iſt zu vermiethen und 
bald zu beziehen. Näheres bei 


Von Johanni d. J. ab, bis Michaelis, iſt 
Ring Nr. 50 (Naſchmarktſeite) die erſte Etage, 
ſich als Geſchäftslokal eignend, zu vermiethen. 
Auch wird dieſelbe ſchon während des nachſt 
hieſigen Johannimarktes als Verkaufslokal ab⸗ 
gelaſſen. Näheres daſelbſt zu erfragen. 


Zu vermiethen 
und Johanni zu beziehen iſt Riemerzeile Nr. 
il und 12 die zweite Etage, fo wie auch der 
Hausflur. Näheres daſelbſt im Gewölbe. 
Für Haushaltungen! 

Der Milchverkauf von dem königl. Domä⸗ 
nen⸗Amt Neukirch wird jetzt vom 24. d. M. 
ab von früh 5 bis Abends 8 Uhr in den Kel⸗ 
lern Nikolaiſtraße Nr. 17 b und Albrechts⸗ 
ſtraße Nr. 3 ſtattfinden. 


Gut möblirte Quartiere 
auf Tage, Wochen und Monate find jederzeit 
zu haben Ritterplatz Nr. 7 bei Fuchs. 


Eliſabetſtraße Nr. 3 


iſt bald oder von Johanni d. J. ab eine 
große trockene, feuerſichere Remife zu ver: 
miethen. 1 . 

Zu vermietben und Johanni zu bezies 
hen iſt die dritte Etage, Blücherplatz Nr. 4, 
beſtehend aus vier Zimmern und Beigelaß; 
das Nähere im Comtoir zu erfragen. 


Ein kleines Gewölbe, 
nahe am Ringe, iſt zu vermiethen und Jo⸗ 
hanni zu beziehen Stockgaſſe Nr. 28. 


ä— — — — — 

Wegen ſchneller Veränderung iſt Ritter⸗ 
platz Nr. 9 im erſten Stock ein Quartier 
nebſt nöthigem Beigelaß Johanni d. J. noch 
gu eee eee 

nHötel garni in Breslau, 

Albrechtsſtraße Nr. 33, 1. Etage, bei König, 
find elegant möblirte Zimmer bei prompter 
Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen. 

P. S. Auch iſt Stallung u. Wagenplatz dabei. 


Angekommene Fremde. 

Den 18. Juni. Hotel zum weißen 
Adler: Gutsbeſ. Gr. v. Schwerin a. Wan: 
gerczinowo, Rieder g. Glaz, v. Prittwitz aus 
Kaſimir, v. Manteuffel aus Hinterpommern. 
Regier.⸗Präſident Gr. v. Pückler a. Oppeln. 
Lieut. v. Schkopp a. Glogau. Lieut. Baron 
v. Bodenhauſen und Oekon. Bar. v. Boden⸗ 
hauſen a. Radis. Fr. Major v. Schönitz a. 
Klein⸗Kloden. Juſtiz⸗Kommiſſ. Menzel aus 


Aug. Heyn, Ring Nr. 31. N 


1 Sommerrock 1/½ —4% Rthlr. 8 

chreiereien zu verwechſeln. — Sämmtliche Gegenſtände haben Etiquetts 
ordinäre Vorſchlagen und Ueberbieten der Waare nicht benutzt wird. — 
ſogar in 3 Monaten noch umgetauſcht. — Beſtellungen können in 24 Stunden 
— Für Letzteres zahle ich Porto, wenn die 


Hirſchberg. Frau Oberſt von Treſchow aus 
Schmarferdorf. Oekon. Rücker a. Hamburg. 
Kaufl. Seyde a Chemnitz, Donath a. Berlin, 
Sternberg a. Glauchau, Haltauf a. Halle, 
Simon a. Hamburg. Erzprieſter Schwender⸗ 
ling a. Lſegnitz. Part. Bredal a. Gräfenberg 
kommend, de la Fertee a. Paris. Inſpektor 
Welſſe a. Sakrau. Dr. Kaltenborn a. Jena. 
— Hotel zur goldnen Sans: Gutsbeſ. 
v. Saliſch a. Jeſchütz, Gr. v. Frankenberg a. 
Warthau. Major v. Eickſtädt a Suberkopf. 
Frau Neumann a. Stettin. O.⸗L.⸗G.⸗R. v 
Lettow a. Bromberg. Priorin v. Buchwaldt 
u. Stiftsfräulein v. Buchwaldt a. Holſtein 
Oberamtm. Leeſe aus Amt⸗Krieſcht. Kaufl. 
Morgenſtern a. Berlin, Plochmann a. Nürn⸗ 
berg, Schultz a. Stettin. Gottſchu a. Berlin, 
Brünner a. Warſchau, Schmidt a. Poſen, 
Krüger a. Freiberg, Roſenſtein a. Wiesbaden. 
Fabrik. Heckmann a. Berlin. — Hotel zu 


den drei Bergen: Hütteninſp. Kutſchg u. 
Kaufm. Gutſch aus Myslowitz. Oberförſter 
Baſſet a. Ullersdorf. Kaufl. Behr a. Stutt⸗ 
gart, Milon a. Lyon, Stuttgardt u. Lehmann 
a. Fürth, Weber a. Barmen. Militär⸗Effek⸗ 
tenskiefkranten Watzeck u. Schwarz a. Ver⸗ 


lin. — Hotel de Stleſie: Dr. Liber aus 


Berlin. Lieut. von Heydebrand aus Poſen. 
Inſp. Molling a Bromberg. — Zettlitz's 
Hotel: Oberſtlſeut. v. Wunſch aus Neiſſe. 
kieut. v. Wunſch aus Gr.⸗Strehlitz Lieut. 
Schneider a. Ratibor. Juſtizrath Robe aus 
Freiburg. Regier.⸗Rath Lübbe a. Bromberg. 
Schauſpieler Pätſch a. Prag. Hofſchauſpieler 
Genaſt a. Weimar. Kaufl. Pollack a, Pas 
ris, Herrbeck a. Hamburg, Lobe a. Schaffhau⸗ 
fen. — Hotel zum blauen Hirſch: Su⸗ 
perintendent Menzel a. Roſenhain. Gutsbeſ. 
von Oldershauſen aus Göttingen. Konditor 
Purmann a. Frankfurt. Kaufl. Nehrling a. 
Berlin, Wehowski a. Ratibor, Kammer aus 
Glogau. Beamter Buchholz a. Neuſtadt. — 
Hotel de Saxe: Fabrikbeſ. v. Woyski a. 
Sorau. Kaufm. Devantier aus Kolberg. 
Hüttenbeſ. Reisner u. Hüttenmeiſter Kalide 
aus Sorau O.⸗S. — Röhnelt's Hotel: 
Oekon. Stiegler a. Poſen. Student Surieux 
a. Stettin Tyroler⸗Sänger Je ſchinger aus 
Wien. — Zwei goldene Löwen: Kaufm. 
Seliger a. Ratibor. Gutsb. Gebel a. Bude 
wald. — Deutſches Haus: Dr. Kletke u, 
Kaufm. Bonn a. Berlin. Wirkl. Staatsrath 
Schuing a. Petersburg. Gutsbeſ. Woy aus 
a. Nieder⸗Glauche. Zoll⸗Einnehmer Blaſchnik 
a. Ziegenhals. Kaufm. Briski a. Poſen. — 
Weißes Roß: Gutsbeſ. Wilde a. Bruch. — 
Goldener Löwe: Gutsp. John a, Groß: 
Pluſchnitz. Lieut. Beyer aus Birgwitz. — 
Königs⸗Krone: Partik. Weger a. Schweid⸗ 
nig. Haupt Zollamts⸗Rendant Jeithe a. Pod⸗ 
zamze. Oekon, Korneck aus Wyszanow. 


Breslauer 
115 Fonds ⸗ und 
Holl. A. Calf, vw. Dut. 95%, .d 
Friedrichsd' or, preuß. 113˙ cd. 

Louisd'or, vollw. 111 ½ Gld. 

Poln. Papiergeld 90% Br. 

Oeſter. Banknoten 103% Br. 
Staatsſchuldſcheine 3% % 92 ½ Br. 
Seeh.⸗Pr.⸗Sch. * 50 Thl. 95 73 Sn. A Br. 
Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 ½ % — 

dito Werechtigkeits 4% % H6U Br. 


Cours ⸗Bericht vom 19. Jun 1847. 


Geld⸗Cours. 
Poſener Pfendbrieſe 3% 93 Br, 


Schleſ dito 3% 95% bez. u. Br. 
dito dito 4% Litt. B. 102%, Br. 
dito dito 3½ % 


dito 95% Br, 
Poln. Pfdbr., alte 4% — 5 
dito dito neue 4% 05 ¼ bez. u. Gld. 
dito Part. -s. 1 300 Fl. 98% ld. 
dito dito a 500 Fl. 80 ½% Br. 
dito P. B.⸗C. 5 200 Fl. 17 Br. 


Poſener Pfandbriefe 4% 102 ½ bez. u. Br. Aſſ.⸗Pln.⸗Sch.⸗Obl.i S. R. 4% 81½ B. % G 
— en" 
Siſenbahn⸗Actien. 


Oberſchleſ. Litt. A: 4% Volleingez. 104 / Old. 
dito Prior. 4% 96% Br. 5 
dito Lit. 8. 4% 98%, Gld. 

Bresl.⸗Schw.⸗Freſb. 4% 101% Br. 
dito dito Prior. 4% 96 Br. 

Niederſchleſ. Mätk. 4% 87% Br. „ Glb. 
dito dito Prior. 5% 102% Br. 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) 

Wilhb. (Koſel Oderb. 4% — 


Nſſe⸗Brieg Zuſ.⸗Sch. 4% 64½ Br. 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 76 ½ Gld. % Br. 


Rheiniſche 4% * 

dito Pr. ⸗St. Zuſ.⸗Sch. 4% — 
Köln⸗Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 93%, Br. 
SH. Schl. Drs. Srl.) Zuf.⸗Sch. 4% 100 Gd. 


Poſen⸗Starg. Zuſ.⸗Sch. 4% 84 Br. 
Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 72½ Gld. 


Breslauer Wechſel⸗Courſe vom 19. Juni 1847. 


Amſterdam in Courant, 2 Mon., 250 Fl. 
Hamburger in Banko, 300 M., à vista 

dito dito 

Pfund Sterl. 3 Mon. 


f London 1 
Paris 2 


Berlin, à vista 


ud e Mon il. ak ae 


Non a aan ana be cher ES VER 
Bilen SMONse. . nun ee FUOD-URURR IL 


ar. du. — Briefe. ver ld. 
STETTEN — 2 6) 9A 
nn 8 140% 2 
. 3 — u 

66592 2 2 2 — " — 7 
UR on 102% „ — „ 
ů(— B een 173 995 [73 
e en er 992 


* 


Berliner Eiſenbahn⸗A 


Breslau⸗Freiburger 4% 101 bez. 
e * 5 1 Re Sb, 
„ 4% r. 
dito dito 5% 102 Br. 1013, Gld. 
Niederſchl. Zweigb. 4% — 
dito dito Prior. 4% — 
Oberſchleſ. Litt. A. 4% 105 Br. 
dito I.itt. 8. 4% 99 Br. 908% Gib. 
Wilheimsbahn 4% — 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 76%, Br. 3 | 
! Quittungsbogen. ‚| 


Rheinſſche Prior.⸗St. 4% 89 ½ Br. 


etien⸗Cours⸗ Bericht vom 18 Juni 1847, 


Föln⸗Minden 4% 933% u. % bez. 
Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 723, u, % 
Poſen⸗Stargarder 4% 83% bez. 
Sächſ.⸗Schleſiſche 4% 100 ld. 


Fonds » Gourfe, 


Staatsſchuldſcheine 34°, 93 bez. u. Gld. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 etwas ar 5 


be. 


dito dito neue 3% 92% bez. 
olniſche dito alte 4% 9% bez. 
Ve dite 5 


r 


neue 4% 95 bez. 


4 


. Bee Sorte. Mittle Sorte. Geringſte Sorte: 
Weizen, weißer. 5 Nil. 11 Sg. — pf. Ft. 4 Sg. — Pf. 5 Af e pf 
dito L geſber , d e re 5 ,, eee, eee RR ER 
Hruch⸗ Weizen. 4 „ 27 „ 4 „25 e e, 4 „ 20 „ A= 
Roggen de ein i e : rn UN at 
Serſte , mr So rd dh 
Dale an a abe er 


Bat wer ae rer wre 


. 5 bene „ Abermo meier r 2 
= 5 en. | 5 
18. und 19. Juni. 3. e., meet] auge iu | N ech e, 
a ! niebriget. |. ; 

— —— — anne rei u 
ende A Uhr. 27 5, 400 f 16% 10 1 0 2 8 Gier Gtr 
Rorgene d dhe. 5, 88 . 14, 25 ½ 12, 8] 0, 8 13% RWI üderwölkt 
Nachmitz. 2 Ahr. 5, 84 15, 70 % 15. 7 2 61% NRW RR 
*iaimsum 5:12) + 14 204 2.770 2 | peninicbi 
Minu 6, 00) „ 16, 90% is 4 2 6 38. d on 
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Sitzung der Kurie der drei Stände 
am 14. Juni. 
(Schluß.) 

a — Wenn ich nun die Gründe ange⸗ 
führt habe, die mich beſtimmen, gegen die Emancipa⸗ 
tion der Juden zu ſprechen, ſo will ich zugleich bemer⸗ 
ken, daß ich in aller übrigen Hinſicht es billig halte, 
wenn den Juden alle diejenigen Rechte eingeräumt wer⸗ 
den, von denen man glaubt, ſie ihnen einräumen zu 
können, ohne dem Chriſtenthume zu nahe zu treten, 
und ohne die bürgerliche Wohlfahrt der chriſtlichen Un⸗ 
terthanen zu gefährden. Welches nun ſolche Rechte 
ſind, bedarf gewiß einer näheren und mit vieler Um⸗ 
ſicht zu vereinigenden Prüfung. Ich muß bekennen, 
daß ich mich bisher niemals mit jüdiſchen Verhältniſ⸗ 
en befaßt habe, und daß ich daher den vorigen Red⸗ 
nern, welche die Rechte der Juden vertheidigt haben, 
gern einräumen will, daß ſie genauer damit bekannt 
ſind. Wenn in der Denkſchrift und ihren Anlagen 
ein reichhaltiges Material dargeboten iſt, um ſich über 
dieſe Verhältniſſe zu unterrichten, ſo muß ich bekennen, 
daß es mir ſchwer geworden iſt, in manchen Punkten 
eine Entſcheidung abzugeben, mit der ich mich im prak⸗ 
tiſchen Leben niemals befaßt habe. Ich habe geglaubt, 
daß der Geſetz⸗Entwurf, wenn ich mich auch nicht in 
allen Theilen, namentlich nicht in Hinſicht der Bildung 
einer Corporation, mit ihm einverſtanden erklären kann, 
doch den Juden manche Begünſtigungen einräumt, die 
mir entſprechend und zweckmäßig erſchienen ſind, ſo daß 
ich der Meinung war, daß dieſer Geſetz⸗Entwurf mit 
einigen Abänderungen eine Gleichſtellung der Geſetze 
herbeizuführen im Stande ſei. Ich habe indeß von der 
Majorität der Abtheilung die entgegengeſetzte Anſicht 
vielfach ausſprechen gehört, auch von vielen Juden 
Druckſchriften erhalten, die auch den übrigen Mitglie⸗ 
dern zugekommen ſein werden, worin das Gegentheil 
dieſer Anſicht auf das gründlichſte und entſchiedenſte ent⸗ 
wickelt wird, und worin unter anderen ſich ein Gut⸗ 
achten eines Herrn Dr. Stern befindet, welchem ich 
geglaubt habe, beſondere Aufmerkſamkeit widmen zu 
müſſen, da es paragraphenweiſe den Geſetz⸗ Entwurf, 
vom jüdiſchen Standpunkte aus, durchgeht. Am Schluſſe 
des Gutachtens ſind Begünſtigungen angeführt, die 
durch den vorliegenden Gefeg-Entwurf den Juden ein⸗ 
geräumt werden ſollen, und geſagt, daß ſie darauf 
verzichten. 

Dies iſt mir auffallend geweſen, und ich muß be⸗ 
kennen, daß bei den Vorrechten, die den Juden einge⸗ 
räumt find, ich einige Rechte in dem Geſetz-Entwurfe 
nicht gefunden habe, und von denen ich glaube, daß 
ſie den Juden größere Begünſtigungen einräumen, als 
ihnen bisher zuſtanden, als die Freizügigkeit und die 
Befugniß, ländliche Grundſtücke zu beſitzen, die Auf⸗ 
hebung von Beſchränkungen im Gewerbe⸗Betrieb. Es 
befindet ſich darunter eine Denkſchrift, welche von 200 
bis 300 Juden unterſchrieben und ſich mißbilligend über 
den Geſetz-Entwurf ausſpricht, und ich glaube, daß die 
Verſammlung eben ſo wenig bei der Beurtheilung 
eines Geſetzes, das für dauernde Zeiten die Pflich⸗ 
ten der Juden feſtſtellen ſoll, und ſowohl für die 
jüdiſche wie für die chriſtliche Bevölkerung von glei⸗ 
chem Einfluſſe iſt, das audeatur et altera pars 
verletzen möchte, und wenn ſolche Gutachten, wie dieje⸗ 
nigen, welche uns zugeſchickt wurden, nicht völlig genü⸗ 
gend erſcheinen, um ein gründliches Urtheil über den 
Geſetzentwurf abzugeben, ſo bin ich doch der Meinung, 
daß es wünſchenswerth erſcheinen möchte, daß von 
mehreren ſachkundigen Juden wo möglich aus allen 
Provinzen ein Gutachten eingeholt, und ſolches mit 
einem Geſetzentwurf dem künftigen vereinigten Land⸗ 
tage vorgelegt werden möchte. Ich muß noch bemer⸗ 
ken, daß alle dieſe jüdiſchen Zuſchriften ſich auf die Ar⸗ 
tikel der Bundesakte beziehen. Ich habe geglaubt, daß 
es wünſchenswwerth erſcheinen möchte, wenn, bevor ein Geſetz 
über die jüdiſchen Verhältniſſe erlaſſen würde, erſt die Bera⸗ 


— — — 


thung mit dem hohen Bundestage ſtattgefunden hätte; da 


aber der Herr königl. Kommiſſar erklärt haben, daß 
Sie hier nicht die Hinderniſſe zu unterſuchen hätten, 
welche einer ſolchen Berathung entgegengeſtanden ha⸗ 
ben müßten, ſo muß ich in dieſer Beziehung mein Amen⸗ 
dement zurücknehmen, obgleich es mir wünſchenswerth 
erſcheint, daß dem nächſten vereinigten Landtage der 
Geſetzentwurf vorgelegt würde, mit dem Gutachten der 
Juden darüber, und die Bitte hinzugefügt werde, daß 
Se. Majeſtät bis dahin es in allen Landestheilen beim 
Alten bleiben laſſe. Nun noch eine kurze Bemerkung 
in Betreff des Gutachtens; es iſt darin von der An⸗ 
ſicht der Abtheilung geſprochen, und hierunter kann 
doch nur die Majorität der Abtheilung verſtanden ſein, 
denn es kommen unter dieſer Rubrik mehrere Anſichten 
vor, denen ich mich nicht anſchließen kann. a 
Abgeordn. Freihere von Vincke: Der Redner, 
der ſo eben geſprochen hat, veranlaßt mich, zwei Be⸗ 
richtigungen zu machen, eine, die mich ſpeziell betrifft, 
und die andere, die ich noch mit mehreren Rednern zu 
theilen habe. Zuerſt ſind mir die Worte in den Mund 
ge egt worden, daß die Veranlaſſung der Bedrückung 
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der Juden ein Geſetz geweſen ſei, die Worte: „Wir 
184.5 Geſetz, und danach muß er ſterben.“ Ich 


habe nur geſagt, daß die Kreuzigung Chriſti die Ver⸗ 


anlaſſung geweſen wäre; wenn die Juden ein ſolches 
Geſetz früher beſaßen, ſo iſt daſſelbe wenigſtens längſt 
unpraktiſch geworden. Was die allgemeine Bemerkung be⸗ 


trifft, ſo hat der Redner geſagt, viele Redner vor ihm 


wären vog den jüdiſchen Verhältniſſen fehr unterrichtet ge⸗ 
weſen, er könne ſich aber das nicht beimeſſen. Ich glaube, 
der Redner iſt hier durch ſeine Beſcheidenheit zu weit 
geführt; er hat uns viel von einer Schrift eines ge⸗ 
wiſſen Stern und überhaupt von ſeinen Judenakten 
mitgetheilt. Ich muß geſtehen, daß mir dergleichen 
Schriften auch in Menge zugekommen ſind; ich habe 
ſie aber nicht geleſen. Ich muß alſo den geehrten 
Redner in jüdiſchen Angelegenheiten für weit unterrich⸗ 
teter halten, als mich. 

Abgeordn. Frhr. von Landsberg⸗Steinfurt: 
Ich muß mir die Bemerkung erlauben, daß ich mich 
des Ausdrucks Juden⸗Akten nicht bedient; was aber 
die Bemerkung betrifft, ſo bin ich von dem Herrn 
Redner mißverſtanden worden; ich habe nicht geſagt, 
daß ſich der Redner der Worte: „wir haben ein Ge⸗ 
ſetz, und nach dieſem muß er ſterben,“ bedient habe, 
ſondern ich habe nur dieſe Worte angeführt. 

Marſchall: Es iſt Zeit, die heutige Sitzung zu 
ſchließen, indem ich die geehrten Herren bitte, ſich mor⸗ 
gen früh um 10 Uhr zur Fortſetzung der Debatte ver⸗ 
ſammeln zu wollen. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Ende der Sitzung kurz vor 4 Uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 14. Juni. 

Die Sitzung beginnt nach / 11 Uhr unter dem 
Vorſitz des Marſchalls, Fürſten zu Solms. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. 

Hierauf findet die Fortſetzung der in letzter Sitzung 
(am ten d.; ſ. 137 der Brest. Ztg.) abgebrochenen 
Berathung über den Antrag der Kurie der drei Stände 


hinſichtlich der Verweiſung des Hauptfinanzetats 


und der Ueberſicht der Finanzverwaltung an eine 
Abtheilung ſtatt. 

Wir übergehen dieſe Berathung und beſchränken 
uns auf die Mittheilung des Reſultats. — Die Frage, 
welche zur Abſtimmung kommt, lautet: f 

„Beſchließt die Herren⸗Kurie der Bitte der Kurie 
der drei Stände beizutreten, 5 
Maj. dem Könige die Interpretation des § 11 
des Geſetzes dahin zu erbitten, ob dieſer Gegen⸗ 
ſtand unter die § 14 des Geſetzes gedachten, zu 
dem Reſſort der vereinigten Kurien gehörenden zu 


rechnen oder in den beiden Kurien getrennt zu be⸗ 


handeln ſei?“ 
Die Frage wird mit der erforderlichen Majorität von 
zwei Dritteln angenommen. 


Marſchall: Wir kommen nun zur Berichterſtat⸗ 


tung über die königliche Propoſition, die Feſtſtellung 
der Verhältniſſe der Juden betreffend. Ich bitte 
den Referenten, Grafen Itzenplitz, den Bericht zu er⸗ 
ſtatten. i 

Referent Graf Itzenplitz: Wenn die hohe Ver⸗ 
ſammlung es ſo genehmigen möchte, ſo glaube ich, würde 
die Berathung einfach den Gang nehmen können, daß 
ich immer erſt den Text des Geſetz⸗Entwurfs, zunächſt 
den Eingang des Gefeg-Entwurfs, alſo den Theil, der 
vor dem Abſchnitt J. ſteht, vorleſe und darauf dann 
das Gutachten der Abtheilung über dieſen Abſchnitt 
folgen ließe. Das Gutachten der Abtheilung über den 
Eingang wird dann diejenige Information über die all⸗ 
gemeine Lage der Sache enthalten, welche die Abthei⸗ 
lung für Pflicht gehalten, der hohen Kurie zu verge⸗ 
genwärtigen, und wird ſchließlich auf Beantwortung der 
Frage führen: „Ob überhaupt der Erlaß eines ſolchen 
Geſetzes Bedürfniß oder Nothwendigkeit ſei.“ 

(Lieſt den Eingang des Geſetzes vor — ſ. Bresl. 
Ztg. Nr. 138.) a 

Es wird nun das Gutachten der Abtheilung zur Aller⸗ 
höchſten Propoſition Rae 


(Lieſt:) 

In Folge Allerhöchſter königlicher Propofition iſt die 
Herren⸗Kurie aufgefordert worden, einen von den Räthen 
der Krone vorgelegten Geſetz⸗Entwurf über die Verhältniſſe 
der Juden zu begutachten und hat die unterzeichnete Abthei⸗ 
lung mit der Vorberathung beauftragt. — Diefe iſt bemüht 
geweſen, den Geſetz-Entwurf unter Beachtung der in der 
Denkſchrift mitgetheilten Metive und nach Einſicht des in 
zwei Heften vollſtandig mitgetheilten Materials unter Zu: 
ziehung königlicher Rärhe vollſtändig zu prüfen und beehrt 
ſich, ihre Anſicht in dem hier nachfolgenden Gutachten vor: 
zutragen. . 

Die erſte Frage, welche ſich die Abtheilung vorlegen 
mußte, war: - 
ob überhaupt ein Bedürfniß zum Erlaß eines Ge: 
ſetzes über die Verhältniſſe der Juden in preußiſchen 
Staaten vorhanden ſei? 
um dieſe beantworten zu können, war es nöthig, die jetzigen 
Verhältniſſe, unter welchen die Juden in — Staa⸗ 
ten leben, ins Auge zu faſſen. — Es liegt in der Pflicht 
der Abtheilung, der hohen Kurie hierüber die weſentlichſten 
Momente zu vergegenwärtigen. — Es wohnen in preußi⸗ 
ſchen Staaten 206,000 Juden und von dleſen faſt die Hälfte 
mit ungefähr 80,000 im Juen Poſen. Außerdem 
wohnen nahe an 26,000 Juden in den Regierungs⸗Bezirken 
Breslau und Oppeln. 


tet ſein und aus Eigennutz und innſucht h 
tet ſ 9 8 Ge 4 Ya 


In der Stadt Berlin wohnen circa 8000 Juden, 
vun " * 17 2 7300 " 
nu 75 re lau 6000 77 
un . Danzig 3 4000 ” 

un „ Kempen 5 3528 a 

Die Stadt Kempen ift, wie den verehrten Mitgliedern bes 

kannt ſein wird, ein Städtchen im Großherzogthum Poſen 

und enthält 6413 Einwohner, unter welchen Juden. 
In der Stadt Rönlgerg wohnen circa 9 Juden, 
den übrigen großen Städten 500 u. weniger’ 

Wenn hiernach in vreußiſchen Staaten unter 744 

wohnern ein Jude iſt (im Großherzogthum 0 unter 
Einwohnern ein Jude), fo ſtellt ſich dies Verhältniß verglei⸗ 
chungsweiſe mit anderen Staaten fo; 


In preußiſchen Staaten 1 Jude auf 74 Einwohner, 
„ öſterreichiſchen Staaten 1 = = 57 : 
„Baiern 123 ; | . 5 
den Niederlanden 1 61 AR 
„Württemberg, wo die 

Juden ſehr heiten 

gedehnte Freiheiten 2 

genießen 1 er 
Frankreich E 33 el P 


„Großbritannien und Ir⸗ 


land 1 * 2076 2% e 
Was daher für Frankreich und England angemeffen # 
ſcheint, dürfte es deshalb noch nicht unbedingt für Preuß 
(reſp. Poſen) fein, — Neben dieſen Bevölkerungs ⸗V 
niffen darf die Geſetgebung nicht die Stellung außer Acht 
laſſen, welche die Juden in preußiſchen Staaten bisher 9e, 
wonnen haben. Es iſt bekannt, wie die Ausgezeichnetſten 
dieſes Stammes an Intelligenz, Bildung und Vermögen 
Erſten des Landes kaum nachſtehen, und wie der Mitt . 
in Verhältniſſen lebt, die denen der chriſtl. bürgerlichen Beuöllf? 
rung ziemlich gleichkommen; während die geringe, ungebil 
dete und ärmere Klaſſe der Juden ſehr ſelten den Acker be 
baut, felten Gewerbe treibt und ſich in der Regel mit dem 
Kleinhandel beſchäftigt, welchem fie mit eben fo viel Gewand 
heit als Ausdauer obliegt. — Dabei mußte die frühere rück 
ſichtlich der Juden ziemlich in ganz Europa gültige Steen 
welche auch in einem bedeutenden Theil des preuß. Staal“ 
noch jetzt beſteht, alle Juden als eine Kaſte abſondern, zu⸗ 
ſammenhalten und dahin führen, daß die ſonſt in ſehr 
ſchiedenen Verhältniſſen lebenden Mitglieder dieſer Religio 
artei ſich doch ſtets in vieler Beziehung als Genoſſen aner 
annten, überall wiederfanden und einander unterſtützten. 
Nach den dem Landtage vorgelegten Bericht En Nach⸗ 
weiſungen des Juſtiz⸗Miniſteriums hat eine Vergleichung 
Angeſchuldigten jüdiſchen Glaubens mit denen chriſtlicher Kon⸗ 
feffionen ein für erſtere ungünftiges Refultat-ergeben. — 
Nach der Tabelle war 1839 im Ganzen der 133ſte Einwoh⸗ 
ner ein Angeſchuldigter und von dieſen der 135 ſte ein Ch 
der Säfte ein Jude. — Und im Jahre 1834 im Ganzen d 
106 ſte Einwohner ein Angeſchuldigter und von dieſen der 
162ſte ein Chriſt und der 82fte ein Jude. Die Aeußerungen 
der einzelnen Gerichtshöfe find abgedruckt, nach einigen d 
fer und nach dem Bericht des Juſtiz⸗Miniſteriums ſollen die 
meiſten Verbrechen der Juden gegen das Eigenthum geri 0 
enz au 
will man hier und da bemerkt he N Verbreche 
haufiger — Chriſten als gegen Glaubensgenoſſen ihn j 
ſind. — Es iſt mehrſeitig geltend gemacht worden, daß diele 
1 und Tabellen⸗Reſultate wenig gegen die Juden be 
eiſen könnten, namenttich deshalb, weil die jüdiſche Bevol 


dter mit der ganzen; 
auch ländlichen übrigen Bevölkerung verglſchen worden fe 
während fie nur mit der ſtädtiſchen Bevölkerung hätte: ver 
glichen werden können und ſollen. — Die Wahrheit dieſeß 
Einwurfs kann nicht in Abrede geſtellt werden, denn es 
nur zu bekannt, daß die Bevölkerung der Städte unen 
viel mehr Verbrechen begeht, als die des Landes. — Im An 
gemeinen iſt zweifelsohne anzuerkennen, daß die jüdiſche Be 
völkerung, namentlich in den Landestheilen, in welchen ſie 
geordneten und freieren Verhaltniſſen lebt, in ve 


kerung, welche faſt nur in Städten aa 


Geſittung bedeutende Foriſchritte gemacht und an den Te 
gelegt hat. — Noch wichtiger für die hohe Kurſe und die 
hier zuerſt zur Beantwortung vorliegende Frage iſt der jei ge 
Zuſtand der rückſichtlich der Juden in preußifchen Sig 
gültigen Geſetzgebung. — In den Landestheiten, welche 1 
zum preußiſchen Staate gehörten, gilt das Edikt vom 11. 
Marz 1812, welches die Juden im Allgemeinen den Ghriſſen 
ziemlich gleich ſtellt, ſie nicht in beſondere Korporation 
vereinigt, ihnen Breihei des Erwerbes und Grundbeſiges 4, 
geſteht, fie, auch zu akademiſchen Lehr⸗ und Schulämtern, dr. 
gleichen zu Gemeinde⸗Aemtern für befähigt erklärt, ſie a 
von Staats ⸗Aemtern noch ausſchließt. Dieſe Geſetgebung 
hat durch die deutſche Bundes Akte eine Beſtätigung erhal⸗ 
ten, welche im Artikel 16 ſagt: 1 
„Die 1 ⸗Verſammlung wird in Beratpung l fü 
wie auf eine möglichſt übereinſtimmende Weiſe Blau: 
gerliche Verbeſſerung der Bekenner des jüdiſchen der⸗ 
bens in Deutſchland zu bewirken ſei und wie inſon, 
heit derſelben der Genuß der bürgerlichen gi 
die Uebernahme aller Bürgerpflichten 1 en, och 
ftaaten verſchaſſt und geſichert werden Filz" dahin die 
werden den Bekennern dieſes Glaubens is e 
denſelben von den einzelnen Bundesſtaaten 


geräumten Rechte erhalten.“ = y 

Eine allgemeine Bunde ea tan Sue If 
bisher nicht eingetreten. Die weten tenen des 5 75 
litiſchen Verhältniſſe hat aber Modſſte ben 0 % 70 
1812 herbeigeführt. — Durch ein in, wie 4 J 
1816 ergingen die nöthigen Amor. ee 10 15 Nie 
fei, wenn Juden Grundſtücke N verb elchen das 3 ein 
tronalsrecht über christliche Kieden verbunden ii; dur 5 
auf Allerhöchſter Anordnung, beruhendes Publikandum des 
nigiichen Staats- Minitertum® dem 4. Dezember 1822 (Hin 
feg: Sammlung S. 224) murde die Beſtimmung: daß Juden 
zu akademischen Lebe“ und Schulämtern zugelaſſen g. Au⸗ 
können, aufgehoben, und endlich durch ein Geſetz vom 8. 15 
guſt 1830 fengeellt, daß das Edikt über die Berpättniffe 
der Juden vom 11. März 1812 mit der übrigen reußi Fi 
Geſesgebung in den neu oder wiedererworbenen dee 
len nicht eingeführt worden fei, — Für das Groß berzogth — 
Poſen agel den rn eine 1 a 

ie 35 r en, welche ; 

über d a ma fet, ach erſte ae etre 
lich gleiche Rechte mit den Chriſten erhielt, ur 
Sipeite (die nicht naturaliſirten) noch mancherlei Beſchränkun“ 


gen unterworfen blieb. 


Auferbem wurden die Juden dieſer Pezvinp im Gero. 


in Ken vereinigt, denen eine Thätigkeit und Verpflichtung 
auf Na RUHE, | 
uf Kultus- und Schulmefen, +. 
Armen» und Kra 1 85 un, nat 05 
Wee . ung der Schulden der früheren 
191 enſchaften a x 
bebe. und 555 wurde. — Dieſe Geſetzgebung hat 
ſchon in der kurzen Zeit, feit 1833, durch ſegensreiche 
Erfolge bewährt. — Neben den größeren Landestheilen, in 
welchen die beiden vorerwähnten Geſetzgebungen gelten, wal⸗ 
nun in der übrigen Monarchie große Verſchiedenheit ob. 
Asgeſehen ſelbſt ven den beſonderen Beſtimmungen, welche 
für die Juden e ne ng 
im kottbuſſer Kreiſe und 
i dem Gebiet der Stadt Danzig ; 
ten, ift eine größere Gegend an der Netze, etwa 4 bis 5 
aͤthliche Kreiſe betragend, zu beachten, welche im Jahre 
1812 zum Großherzogthum Warſchau gehörte, jetzt aber den 
brovinzen Weſtpreußen und theilweis Brandenburg zugeſchla⸗ 
gen iſt. In dieſer gilt ein altes preußiſches Juden Regle⸗ 
nent von 1750, modiſizirt durch einige warſchauiſche Verord⸗ 
nungen. Hiernach ſind die Juden dieſer Gegend in anderer 
Und meiſt beſchränkterer Lage, als in den Provinzen der Mo: 
rs von 1812 und in dem Großherzogthum Polen, — 
ven ehemalig ſächſiſchen Landestheilen, im Kurkreis und 
N 15 und 0 der Ober⸗ und Miedeklauſitz, desgleichen 
im nebergiſchen, leben die Juden im Allgemeinen unter 
ſchr beſchränkenden Beſtimmungenz fie find hier Schutz Un⸗ 
hanen, bedürfen der Konzeſſion zur Anſiedelung, dürfen 
Erundſtück entweder gar nicht oder nur unter erſchwerenden 
Bedingungen erwerben, zahlen Schutzgeld und waren auch 
im Gewerbetriebe ſehr beſchränkt. — Dieſe Beſtimmungen 
lodifiziren ſich aber noch mehrfach in den verſchiedenen vor⸗ 
benannten ehemals ſachſiſchen Gebieten. — In Neu Bor: 
me und Rügen gilt wieder eine beſondere Verfaſſung 
die Juden, der allgemeinen deutſchen nach dem Grundſatze: 
der Schutz⸗Untertvänigkeit, a 
lemlich entſprechend, aber durch ſchwediſche Verordnungen 
mehrfach modifizirt und gemildert. — Im Herzogthume 
alen (früher kölniſch, dann heſſiſch) leben die Juden 
unter ſehr beſchränkten Beſtimmungen. Sie bedürfen zum 
fenthalt im Lande eines Geleitbriefes oder Toleranz⸗ 
cheines, dürfen Heirathen nur mit Konſens der Regierung 
ae und auch nur mit dieſem und unter manchen Be⸗ 
räntungen Grundſtucke erwerben; auch ihr Gewerbebetrieb 
war beſchränkt. — Im Fürſtenthum Siegen und den ſonſti⸗ 
Mm früher Naſſauiſchen Landestheilen (welche theils zum 
öberger, theils zum koblenzer Regierungsbezirk gebören, 
find die Juden im Allgemeinen auch Schutz⸗Unterthanen, 
ch nach mancherlef Modifikationen in den verſchiedenen 
bieten etwas freier als im Herzogthum Weſtfalen ge⸗ 
but. — In den preußiſchen Gebieten dagegen, welche dem 
3 Kaiferreid) angehörten, genithen die Juden auf 
ru 


des Code Napoleon im Allgemeinen mit den Chris 
gleiche Rechte. Ein kaiserliches Dekret vom 17. März 
808 beſchränkte aber, um den der Juden zu 
feuern, deren Gewerbebetrieb und Darlehns⸗Verkehr auf 
ehr beläſtigende und exceptionelle Weiſe. Dieſes Dekret 
es beſindet ſich unter den Beilagen Heft I. pag. 42) war 
urſprünglich nur als eine vorübergehende Maßregel auf 10 Jahre 
Flaſſen, iſt aber durch allerhochſte Kabinets⸗Ordre vom 
0 keibsbalien. 2 Es a er 
nur auf dem linken Rheinufer neuere Zeit hat 
Ae die brach e A die Juden in dien 
Landestheilen zu Staats, akademiſchen, Lehr, und Schul⸗ 
aͤmtern, desgleichen in den Regierungsbezirken Trier Ko lenz 
und Köln als Geſchworue und nach . 
ais Gemeinde⸗Vorſteher nicht zugelaſſen worden find. — 
‚denjenigen preußiſchen Gebieten, welche früher zum ehe⸗ 
maligen Großherzogthum Berg und dem ehemaligen König: 
reich Weſtfalen gehört haben, ſtehen die Juden im Allge⸗ 
meinen den Chriſten gleich, nur find. ſie 
He der neuen königl. preußiſchen Landgemeinde⸗Ordnung 
A rovinz Weſtfalen und nach der revidirten Städte⸗ 


8 
von den Aemtern der Gemeinde⸗Verordneten und Votſtehet, 
——— von der rheinſſchen Landgemeinde⸗Ordnung 
gleichen der Bürgermeiſter und Ober⸗Bürgermeiſter aus: 
Ri oſſen und han au faktiſch — ſo viel bekannt — 
tö⸗, akademiſche, Lehr: und Schulämter nicht erhalten, 
Hiernach ergeben ſich für die Verhältniſſe der Juden in 
demſelben Staate ungefähr 15 wesentlich verſchiedene Geſetz⸗ 
eb een e en die geringeren Modiſikationen in 
1 00 ren Landestheilen mitrechnet, ergiebt ſich eine noch 
viel gr Bere Zahl. — Es kann daher nicht Wunder nehmen, 
daß eine Compilation über die geſetzlichen Verhältniſſe det 
en in 1 Staaten einen anſehnlichen Oktav⸗ 
band aten Seiten füllt; Während: circa 126,000 Juden 


ucher 


Chriſten ziemlich gleich behandelt werden, leben etwa 
900 dels Lake 155 Ka Er Gewerbe 
und ſenthum ſchwer beſchränkenden Beſtimmungen. 


in, allerneueſter Zeit hat die Weisheit Sr. Mafeftät 


n unterworfen, worden, und die Gewerbe: 
1 dom 17. Januar 1 
den Wettleb ſteben der 
dorſtehend entwickelten Verhältniſſen dürfte es wohl keinem 


gebung für die Juden im pr. Stagte nicht nur nütz⸗ 
55 1 e ein iR, freak, um die 
t 


t 

Bih 6 die Ko Bein den im 

r ‚übrigen Glaubens⸗ 
kwerden, S. Dieser 


Entwurf 
e 


der Gemeinde⸗Ordnung 


— 1583 


ſondere Beſtimmungen nothwendig ſein würden und dadurch 
gleich eine Trennung des Geſetzes in zwei Abſchnitte gegeben 
wird, wovon der erſte die Juden im Allgemeinen behandelt 
und der zweite diejenigen Beſtimmungen enthält, welche 
88 noch ſüc die Juden in Poſen beſonders nothwen⸗ 

fin 

. Staats: Minifter Dr. Eichhorn: Ehe eine hohe 
Verſammlung zur Prüfung der einzelnen Paragraphen 
des Geſetzes übergeht, möge es mir erlaubt ſein, mich 
über die Idee des Geſetzes, ſeinen Zweck, ſein Verhält⸗ 
niß zur beſtehenden Geſetzgebung zu äußern. Ich wünſche 
eine hohe Verſamulung in die Mitte der Betrachtun⸗ 
gen hineinzuführen, in welcher die königliche Regierung 


ihren Standpunkt genommen hat, als ſie dieſen Ent⸗ 
wurf ausarbeiten ließ. Ich glaube, wenn dieſe Dar⸗ 
ſtellung in einer kurzen konzentrirten Zuſammenfaſſung 
geſchieht, daß dadurch einer hohen Verſammlung das 
Ge ſchäft der Beurtheilung des Geſetzes ſehr wird erleich⸗ 
tert werden. 


Ehe ich nun zur Darſtellung der Idee und des 
Zweckes des Geſetzes übergehe, erlaube ich mir, einige 
geſchichtliche Nolizen über den Gang unſerer Geſetzge⸗ 


bung in Beziehung auf die Judenfrage vorauszuſchicken. 


Die preußiſche Regierung hat ſchon ſeit einer langen 


Reihe von Jahren eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit 


der bürgerlichen Verbeſſerung der Juden gewidmet. Die 
umfaſſendſte Anordnung für dieſen Zweck erfolgte durch 
das Edikt vom Jahre 1812. Vor dieſem Edikte wa⸗ 
ren die Juden im Lande nur Fremde, konzeſſionirt zu 


einem mehr oder minder bedingten dauernden Aufent⸗ 
halte an einem beſtimmten Orte oder in einer beſtimm⸗ 
ten Provinz mit beſtimmten Befugniſſen in Beziehung 
auf Beſitz, Erwerb und gewiſſe Arten von Gewerben. 
Ihr Verhältniß, wie ſich hieraus ergiebt, war weſent⸗ 


lich ein kontraktliches, ein prekäres, ein höchſt abhängi⸗ 
ges. Dieſes Verhältniß wurde völlig umgewandelt durch 
das Edikt vom Jahre 1812. Das Edikt erklärte die 
Fremdlinge zu Inländern, die aus dem Staatsverbande 
Ausgeſchloſſenen zu Staatsbürgern. Das iſt der 
Sinn des Ausdrucks Staatsbürger, der weſentlich 


als ein abſtrakter, der Schule entnommener, bis dahin 
im preußiſchen Staatsrechte eigentlich keine beſtimmte 
Geltung hatte; es ſollte aber damit allerdings ausgedrückt 
werden der praktiſche Gedanke, daß die Juden aufhören ſoll⸗ 


ten, von dem Staatsverbande ausgeſchloſſen zu ſein, 
und daß fie Glieder des ftnatlichen Verbandes würden. 
Dieſes war die wichtige Veränderung, die vorging, 
Der Schutzbrief war nicht mehr der ausſchließende, 
beſondere Titel für die Rechte der Juden, das Geſetz 
hatte ſie im Ganzen den übrigen Einwohnern, bis auf 
die von ihm gemachten Ausnahmen, gleichgeſtellt. 
Bald nachher traten die großen Ereigniſſe ein, die ei⸗ 
nen völligen Umſchwung in unſeren vaterländiſchen 
Angelegenheiten hervorbrachten. In den Jahren 1814 
und 1815 vereinigten ſich die getrennt geweſenen Glie⸗ 
der des deutſchen Geſammtvaterlandes wieder zu einer 
politiſchen Gemeinſchaft in dem von ihnen gefehloffenen 
Bunde. — Bei dieſer Gelegenheit vereinigten fie ſich 
zugleich, über mehrere große Fragen, die den inneren 
Zuſtand und die Verhältniſſe Deutſchlands berührten, 
gemeinſam in Berathung zu treten; unter dieſe Fra⸗ 
gen wurde nun von ihnen auch die Judenfrage geſtellt. 
Die nächſte Folge dieſer Verabredung war, daß die 
einzelnen deutſchen Staaten der Thätigkeit und Ent⸗ 


wickelung ihrer beſonderen Geſetzgebung Anftand | 


gaben. — Der Artikel 16 der Bundes⸗Akte, welcher 
dieſe Verabredung ausſpricht, ſetzt feſt, es folle vor der 
Hand an den Rechten der Juden, die von den Bun⸗ 
desſtagten ihnen bereits zugeſtanden ſeien, nichts geän⸗ 
dert werden. Neben dieſer negativen Beſtimmung zum 
Vortheil der Juden wurde aber auch noch in der Ten⸗ 
denz zu einer poſitiven weiteren Verbeſſerung ihres Zu⸗ 
ſtandes eine gemeinſame Berathung vereinbart, wie auf 
möglichſt übereinſtimmende Weiſe der Genuß der bür⸗ 
gerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller Bürger⸗ 
pflichten in den Bundesſtaaten den Juden verſchafft 
und geſichert werden kann. Die Weiterung dieſer po⸗ 
ſitiven Beſtimmung war freilich in die Zukunft geſtellt. 
Die Berathung begann; dabei zeigten ſich bald die 
größten Schwierigkeiten, zu einer übereinſtimmenden 
Geſetzgebung zu gelangen. Mehrere der kleineren 
Staaten, namentlich eine und die andere der freien 


Städte, hatten bisher keine Juden in ihrem ſtädtiſchen 


Bereich, und ſie waren auch nicht geneigt, die Juden 
künftig bei ſich zuzulaſſen. Sodann gab es wie⸗ 
der andere kleine Stagten, die zwar Juden hatten, 
aber auf einer ſo niederen ſozialen Stufe, daß ſie Be⸗ 
denken trugen, die Grundſätze der größeren Staa⸗ 
ten, die Juden von allen Bildungsſtufen in ſich ent⸗ 
hielten, ihrerſeits anzunehmen. In Folge dieſer Verſchie⸗ 
denheit überzeugte man ſich nach längerer Berathung, 
daß zu einer übereinſtimmenden Bundes⸗Geſetzgebung 
nicht zu gelangen ſei. Wiewohl nicht ausgeſprochen iſt 
beim Bunde, daß dahin nicht zu gelangen ſei, wiewohl 


inſofern die Sache noch als ſchwebend zu betrachten 


iſt, ſo hegt man doch darüber kaum einen Zweifel, daß 
dieſes Ziel nicht zu erreichen ſei; darum haben auch 


ſchon ſeit längerer Zeit die einzelnen Staaten ihre ſiſtirt 


poker beſondere Gefeggebung in diefer Angelegenheit 
wi Von Preußen geſchah dies 


eder aufgenommen. 
ſchon im Laufe der 20ger Jahre. Die preußiſthe Re⸗ 


gierung that dies, indem fie zunächft die Anſichten 
der von ihr neu gegründeten Provinzialſtände darüber 
einholte. Die erſten ſtändiſchen Gutachten fielen höchſt 


ungünſtig für die Juden aus, ja ſo ungünſtig, daß, 


wenn die Regierung ſich hätte darauf einlaſſen wol⸗ 
len, die Beſtimmungen des Edikts vom Jahre 1812 
dem Weſen nach wieder hätten zurückgenommen wer⸗ 
den müſſen. Die Regierung wollte ſich jedoch nicht 
dazu verſtehen, einen Schritt rückwärts zu thun. Man 
hielt feſt an dem Grundſatze, der Zuſtand der Juden müſſe 
verbeſſert werden; alſo jede Veränderung, die erfolgen 
könnte, müſſe auf eine Beſſerung hinauslaufen. Es 
wurde im Ferneren von den betreffenden Behörden 
ſorgfältig erwogen, was bei der ungünſtigen Stimmung 
der Provinzialſtände zu thun ſei. Die höchſten Or⸗ 
gane der ſtaatlichen Verwaltung traten in Berathung, 
es gelangte die Sache bis in den Staatsrath. Hier 
überzeugte man ſich, es werde nöthig ſein, noch mehr 
faktiſche Aufklärung über die Juden in den Provinzen 
einzuziehen. Dieſe Vorbereitung, welche zunächſt ges 
richtet war auf die ſozialen Zuſtände der Juden, dehnte 
man nun mit zugleich auf die Löſung einer Aufgabe 
aus, die das Edikt von 1812 ſich vorbehalten hatte, 
nämlich die Regulirung des Kultus: und Unterrichts⸗ 
weſens der Juden. Während dieſer Vorbereitung wur⸗ 
den ohne Anregung der Regierung neue Stimmen der 
Provinzialſtände laut, die viel günſtiger, wie früher, 
für die Juden waren. Als dieſe günſtigen Stimmen 
ſich hatten vernehmen laſſen und in der Zwiſchenzeit 
alle Materialien von der Regierung geſammelt worden 
waren, um mit einem entſcheidenden Schritte vorwärts 
zu gehen, glaubte ſie nun auch nicht länger damit zö⸗ 
gern zu dürfen. Was ſie zu thun für angemeſſen 
hielt, hat ſie nun zuſammengefaßt in dem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf, der an den vereinigten Landtag gelangt iſt. Dies 
iſt das allgemein Geſchichtliche über den Gang der Ge⸗ 
feßgebung wegen der Juden. 

Ich wende mich nun zur Idee des vorſchlagenen 
Geſetzes ſelbſt, zu ſeinem Zwecke und zu ſeinem Ver⸗ 
hältniß zur beſtehenden Geſetzgebung. Der Zweck des 
Geſetzes iſt einmal darauf gerichtet, die Beſtimmung 
des Edikts von 1812 auszudehnen auf diejenigen Pro⸗ 
vinzen, die nach dem Jahre 1812 mit der Monarchie 
wieder oder neu vereinigt worden ſind, inſofern dort 
der Zuſtand der Juden ungünſtiger angefunden ward, 
als das Edikt ihn beſtimmt. — Neben dieſer Ausdeh⸗ 
nung iſt ein anderer Zweck, die früheren Rechte, 
welche die Juden gegenwärtig nach dem Edikt von 
1812 und den nach dieſem ſpäter ergangenen Verord⸗ 
nungen beſitzen, durch neue zu erweitern, endlich auch 
die Kultusgerhältniſſe und das Unterrichtsweſen der Ju⸗ 
den zu ordnen, was das Geſetz vom Jahre 1812 ſich 
vorbehalten hatte. Es iſt alſo die Tendenz des Ge⸗ 
ſetzes in Beziehung auf die Verbeſſerung des Zuſtan⸗ 
des der Juden überall ein Fortſchreiten. Hier und da 
ſcheint die Anſicht vorzuwalten, als ſeien durch das 


neue Geſetz beſtehende Rechte der Juden, insbeſondere 


auch ſolche, die ſich aus dem Edikt vom Jahre 1812 
herleiten ließen, beſchränkt worden. Eine ſolche Be⸗ 
ſchränkung liegt durchaus nicht in der Intention des 
Gouvernements, ſie hat auch nicht ſtattgefunden. 


Es kommt nur auf die richtige Auffaſſung der Ver⸗ 


hältniſſe an. 

In Beziehung auf diejenigen Provinzen, die nach 
Erlaſſung des Edikts vom Jahre 1812 mit Preußen 
wieder vereinigt worden oder zur Monarchie neu hin⸗ 
zugekommen ſind, bemerke ich, daß mit Ausnahme der⸗ 
jenigen Landestheile, die zu Frankreich, dem Großher⸗ 
zogthum Berg und zum Königreich Weſtfalen gehört 
haben, der Zuſtand der Juden weſentlich derſelbe war, 
wie er vor 1812 in der preußiſchen Monarchie be⸗ 
ftand, gegründet nämlich auf das ſogenannte Schutz⸗ 
verhältniß; da leuchtet denn gleich ein, daß für dieſe 
Provinzen das gegenwärtige Geſetz die größte Wohlthat 
iſt. In Beziehung auf die Lande, die früher zu Frank⸗ 
reich, zu Berg und zu Weſtfalen gehört haben, iſt 
zwar anzuerkennen, daß die Juden unter der Fremd⸗ 
herrſchaft, in Beziehung auf bürgerliche Rechte, den 
Chriſten gleichgeſtellt waren. Sie hatten dem Prin⸗ 
zip nach alle Rechte mit den Chriſten gemein. Deſ⸗ 
ſenungeachtet hat im Jahre 1808 der Kajfer Napoleon 
ein Dekret gegeben, wodurch geſetzlich die Präſumtion 
der Unredlichkeit gegen die Juden ausgeſprochen wurde. 
Dies iſt das Härteſte und das Schmachvollſte, was 
gegen Einwohner und Bürger eines Staates verhängt 
werden konnte. In Folge deſſen wurden ſie auch nicht 
für würdig befunden, als Zeugen bei den Aſſiſen aufzu⸗ 
treten. Wenn ein ſolches Dekret in den Rheinlanden 
ganz aufgehoben wird, ſo geſchieht ſchon allein dadurch 
den Juden die größte Wohlthat. Im Großherzogthum 
Berg und im Königreich Weſtfalen haben die fremd⸗ 
hertlichen Regierungen die von ihnen verliehenen Rechte 
nicht durch fpätere Dekrete zurückgenommen oder be⸗ 
ſchränkt. Man könnte daher bielleicht fragen, wenn in 
denjenigen Landestheilen, welche zu Berg oder Weſtfalen 
gehört haben, den Juden gleiche bürgerliche Rechte zu⸗ 
ftanden, ob nicht duech die Einführung des vorgeſchla⸗ 
genen Geſetzes, namentlich durch die Ausdehnung des 
Edikts von 1812 die Juden in Nachtheil geſetzt wur⸗ 
den. — Denn nach dem Geſetze vom Jahre 1812 und 


auch mach dem jchigen Gefep-Entiurf ſoll immer noch 
in Beziehung auf politiſche Rechte ein Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Juden und Chriſten ſtattfinden. Es fragt ſich 


daher: iſt es recht, daß auch auf die gedachten Landes⸗ 


theile, welche früher günstigere Gefege für die Juden 
hatten, dennoch der gegenwärtige Geſetzesvorſchlag aus⸗ 
gedehnt werde! — Hierüber bemerke ich folgendes: 
Trennt man die ſogenannten politiſchen Rechte, welche 
das Edikt von 1812 den Juden nicht zutheilt, in ſolche, 
die ſich in der Mitwirkung an ſtändiſchen Beirath 
oder in der Theilnahme an der Staats⸗Verwal⸗ 
tung kundgeben, ſo iſt, was die erſte Klaſſe politiſcher 
Gerechtſame anlangt, ‚bere.ts durch die Einführung der 
kreis⸗ und provinzialſtändiſchen Einrichtungen die Sache 
auch für die gedachten Landestheile längſt entſchieden. 
In Beziehung auf die zweite Abtheilung politiſcher 
Rechte oder auf die Frage, ob die Juden Staats: 
ämter bekleiden können, ſo wird es einleuchten, daß 
die Juden in dem ehemaligen Großherzoglich bergiſchen 
und weſtfäliſchen Landestheilen für ſich allein und be⸗ 
ſonders keinen Anſpruch machen können, zu Staatsäm⸗ 
tern zugelaſſen zu werden. Die Fähigkeit zu Staats⸗ 
ämtern iſt ein Gegenſtand des inneren preußiſchen 
Staatsrechts, ſie kann nicht provinziell verſchieden ſein, 
das Prinzip des inneren Staatsrechts über die Fähig⸗ 
keit zu Staatsbeamten iſt nothwendig ein allgemei⸗ 
nes. Wie alle Landestheile, welche früherhin anderen 
Staaten angehört haben, mit dem Uebertritt in den 
neuen Staals⸗Verband im Allgemeinen nur diejenigen 
Rechte in Anſpruch nehmen können, welche dieſes innere 
Staatsrecht zuläßt, ſo gilt dieſer Grundſatz beſouders 
auch von dem Rechte auf Stagts⸗Aemter, Das innere 
preußiſche Staatsrecht läßt in Beziehung auf die Fä⸗ 
higkeit zu ſolchen Aemtern nur Chriſten zu. Es kann 
alſo nicht geſagt werden, daß in Beziehung auf die ehe⸗ 
mals zum Königreich Weſtfalen und zum Großherzog⸗ 
thum Berg gehörig geweſenen Landestheile, mit der 
Ausdehnung der Beſtimmung des Edikts von 1812 in 
der Art und mit der Ausdehnung, wie ſolches durch den 
neuen Geſetz⸗Vorſchlag geſchehen wird, irgend eine Ver⸗ 
letzung ſtattfindet. Ich füge noch hinzu, es iſt auch ſeit 
der Beſitznahme dieſer Landestheile nie ein Anſpruch auf 
eine Anſtellung gemacht worden, und nie hat auch eine 
Anſtellung von Juden ſtattgefnnden. — Das wollte ich 


nur bemerken zur Widerlegung jeder irrigen Vorſtellung. 


als ob durch das Edikt, indem es auf einer Seite die 
Rechte der Juden ausdehnt, auf der anderen Seite eine 
Beſchränkung ſchon erworbener Rechte herbeigeführt würde. 

Was die neuen Beſtimmungen des Geſetz-Entwurfs 
in Beziehuog auf Kultusverhältniſſe und Unterrichtswe⸗ 
ſen anlangt, ſo bemerke ich darüber Folgendes: Der 
Staat will ſich auf keine Weiſe einmiſchen, er will den 
Juden die höchſte Freiheit laſſen, ihre Kultusverhältniſſe 
ſelbſt zu ordnen, er will ihnen dabei nur zur Hülfe 
kommen. Während ſie bisher in Beziehung auf Kultusver⸗ 
hältniſſe bloße Privat⸗Geſellſchaften bildeten, ſollen fie 
künftig Corporationen einrichten können. In anderen 
deutſchen Staaten glaubte man, nach dem Vorgange 
Frankreichs unter Napoleon, den Juden dadurch eine 
große Wohlthat zu erzeigen, daß man ihr Kultusweſen 
in einer gewiſſen hierarchiſchen Weiſe organiſirte, daß 
man Synagogen⸗Behörden oder, wie man ſie auch nennt, 
Konſiſtorien errichtete, oder daß man Landrabbiner be⸗ 
ſtellte und ihnen beſondere Rechte, Attribute in Bezie⸗ 
hung auf Kultusverhältniſſe beilegte. Auf dieſes Sy⸗ 
ſtem wollte die königliche Regierung nicht eingehen, ſie 
fand darin eine zu große Einmiſchung von Seiten des 
Staats in die religiöſe Gemeinſchaft der Juden. Sie 
glaubte um ſo weniger, ſich dazu entſchließen zu dür⸗ 
fen, als gerade in der jetzigen Zeit eine große religiöſe 
Bewegung unter den Juden ſich kundgiebt. Dies ſchließt 
jedoch nicht aus, wenn Synagogen⸗Vereine gebildet ſind, 
wenn fie einen korporativen Beſtand gewonnen haben 
und die Juden ſonſtige Wünſche wegen anderweiter 
Organiſation ihrer Kultus⸗Verhältniſſe an die Regierung 
bringen, daß man mit Rückſicht auf dieſe Wünſche ihre 
weiteren Einrichtungen oder Anordnungen zuläßt, jedoch 
darf dieſe Zulaſſung nicht zu einer poſitiven Einmiſchung 
übergehen. Nur in Beziehung auf eine Frage glaubte 
die Regierung auf die Bildung eines Organs hinwirken 
zu müſſen. Es treten nämlich unter den Juden man: 
cherlei veligiöfe Bewegungen und Spaltungzn hervor. 
Wollen ſich bisher zu einem Goͤttesdienſt vereinte Ju: 
den trennen, fo entſtehen hierbei Fragen, welche noth⸗ 
wendig auch äußere Verhältniſſe berühren, und die da⸗ 
her auch nur unter Mitwirkung des Staats geordnet 
werden können. Blos in Beziehung darauf glaubte die 


königliche Regierung die Bildung eines Organs hervor⸗ 


rufen zu müſſen, was weſentlich auch nur aus der 
freien Wahl der Synagogen-Gemeinde hervorgehen ſoll. 
Dies Organ ſoll nicht bereichen, ſondern begutachten; 
die Gutachten ſollen von der Gemeinde nur freiwillig 
beachtet werden, dem Staate aber ſollen ſie eventuell 
zum Anhalte dienen, um in Beziehung auf äußere 
Verhältniſſe das zu thun, was dem Rechte gemäß iſt. 

In Abſicht des Unterrichtsweſens iſt die Grund⸗ 
Idee des Geſetzes folgende: Die Juden ſollen wie an⸗ 
dere geduldete religiöfe Gemeinſchaften, wenn ſie es zweck⸗ 
mäßig finden, auch beſondere Schulen bilden können, 
gorausgeſetzt freilich, daß die Schulen das in der That 
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leiſten, was nach den Staatsgeſetzen überhaupt von 
Schulen gefordert wird; die Juden ſollen jedoch zur An⸗ 
legung ſolcher befondeten Schulen auf keine Weiſe ges 
drängt werden, es ſoll ihnen nur in Abſicht des Schul⸗ 
weſens dieſelbe Freiheit gegeben werden, welche nach den 
beſtehenden Geſetzen für die chriſtlichen Religions⸗Geſell⸗ 
ſchaften verſchiedenen Bekenntniſſes zuläſſig iſt. Da⸗ 
bei ſollen die Juden nach wie vor freien Zutritt haben 
zu allen chriſtlichen Bildungs⸗Anſtalten ohne Unterſchied 
von der Elementar⸗Schule bis zur höchſten Unterrichts: 
Anſtalt; freilich in Beziehung auf die Frage, ob bei 
öffentlichen Anſtalten, welche bisher einen chriſtlichen 
Charakter gehabt haben, auch jüdiſche Lehrer anzuſtel⸗ 
len ſeien, in Beziehung hierauf iſt eine Ausnahme ge⸗ 
macht. | ; 

So viel über die Idee, den Zweck des Geſetzes und 
ſein Verhältniß zu der beſtehenden Geſetzgebung im All⸗ 
gemeinen. . 

Ich glaube noch zwei Hauptpunkte beſonders berüh⸗ 
ren zu müſſen, welche tief in die ganze Oekonomie des 
Geſetzes eingreifen und prinzipiell mehr oder minder die 
abweichenden Bemerkungen veranlaßt haben, welche von 
Seiten der Abtheilung gegen das Geſetz gemacht wor⸗ 
den ſind. Der eine Punkt betrifft die jüdiſche Corpo⸗ 
ration oder die Judenſchaften. Es iſt das Geſetz ſo 
aufgefaßt worden, als ſei es Tendenz deſſelben, eigene 
politiſche Gemeinden der Juden zu bilden, und dies 
hat man nicht zweckmäßig gefunden, ſo wenig im In⸗ 
tereſſe der Judenſchaften felbft, als im Intereſſe der öf⸗ 
fentlichen Ordnung. — Ich will mich über die Idee, 
welche die königliche Regierung bei der Corporation des 
Geſetz- Entwurfs hat, näher auslaſſen. Es ſollen keine 
neuen Corporationen erſt geſchaffen werden, ſondern 
das Geſetz nimmt gegebene, wirklich ſich vorfindende Zu⸗ 
ſtände auf. In großen Städten, z. B. hier in Berlin, 
haben wir eine Gemeinſchaft von Juden, die ſich ſelbſt 
Judenſchaft nennt, deren Vorſtand in ſeinen Eingaben 
an die Miniſterien des Innern und der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten ſich fo unterzeichnet: „Vorſtand und Ael⸗ 
teſte der Judenſchaft in Berlin.“ — Dieſe Judenſchaf⸗ 
ten, welche exiſtiren, ziehen in den Kreis ihrer Thätig⸗ 
keit zunächſt und hauptſächlich Kultus⸗Verhältniſſe; ſie 
ſind 8 zunächſt und weſentlich Synagogen = Vereine. 
Dieſe Synagogen⸗Vereine üben zugleich eine Fürſorge 
für die jüdiſchen Schulen aus; und ich muß rühmend 
anerkennen, daß gerade von der Berliner jüdiſchen Ge⸗ 
meinde ſehr viel für die Erziehung der jüdiſchen Jugend 
geſchieht, mit großem Ernſt und mit nicht geringem Er⸗ 
folge. — Ferner dehnt ſich die Thätigkeit dieſer Juden⸗ 
ſchaft auch auf die Armenpflege, auf die Fürſorge für 
arme Juden aus. Das ſind Gegenſtände, die ohne Zu⸗ 
thun des Staates, von ſelbſt aus der Natur der Ver⸗ 
Wen ſich als Geſchäfte der Judenſchaften gebildet 

aben. Um nun dieſe eſchäfte mit größerem Erfolge 
üben zu können, ſollen dieſe Judenſchaften Corporations⸗ 
rechte erhalten. Exiſtirt einmal eine ſolche Corporation, 
der nicht verwehrt iſt, dieſe eben von mir bezeichneten 
Gegenſtände zuſammen in den Kreis ihrer Thätigkeit zu 
ziehen, wobei immer die Synagoge der Kern bleibt, ſo 
ſchließen ſich ſehr leicht noch andere gemeinnützige Ver⸗ 
anſtaltungen an. Als man die Verordnung für das 
Großherzogthum Poſen im Sabre 1833 gab, hat man 
ſchon dieſe eben von mir bezeichneten drei Gegenſtände 
in die Summe der Aufgaben aufgenommen, die die jü⸗ 
diſche Corporation dort zu löſen hat. Man hat aber 
noch eine neue Aufgabe hinzugefügt. Dort giebt es 
nämlich viele verwahrloſte Juden, die deshalb noch nicht 
in der Lage ſind, daß man ſie naturaliſiren kann. Es 
iſt wichtig, daß für die Kinder dieſer Juden, welche die 
Schule verlaſſen, geſorgt werde, um ſie einem angemeſ⸗ 
ſenen Lebensberuf zuzuführen, um ſie ſo viel als mög⸗ 
lich dem Schacher zu entziehen. Es wurde daher in 
der Verordnung für Poſen auch dieſe Fürſorge als eine 
Aufgabe der Corporation aufgenommen, und nach dem 
Vorgange dieſer Verordnung iſt eine ähnliche Beſtim⸗ 
mung auch in dem jetzigen Geſetz-Entwurf enthalten. 
Man hat ſodann noch etwas Anderes hinzugenommen. 


— 


Nach der jetzigen Verfaſſung haben die Juden im All- 


gemeinen Anſpruch auf Stellen von Stadt⸗Verordneten 
und auf Gemeinde⸗Aemter. Wenn das Vertrauen der 
Gemeinde ſich ihnen zuwendet, können ſie zu Stadtver⸗ 
ordneten gewählt werden; wenn aber das Vertrauen ſich 
ihnen nicht zuwendet, ſo kann auch eine größere jüdiſche 
Bevölkerung in der Verſammlung der Stadtverordneten 
gar nicht vertreten ſein. Es ſchien angemeſſen, im In⸗ 
tereſſe der Juden feſtzuſetzen, daß im Verhältniß der 
Zahl der Juden in der Gemeinde auch wirklich Juden 
in die Verſammlung der Stadtverordneten aufgenom⸗ 


men werden. Sind dieſe von der Judenſchaft gewähl⸗ 


ten Mitglieder aufgenommen, ſo ſollen ſie aber nicht 
die ſpeziellen Intereſſen der Judenſchaft, der übrigen 
Bevölkerung gegenüber, allein vertreten, ſondern fie find 
Repräfentanten der Gemeinde im Ganzen, wie die übri⸗ 
gen Mitglieder, ſie treten nur in Folge der Berufung 
ihrer jüdiſchen Glaubensgenoſſen ein und werden aller⸗ 
dings von ihrer jüdiſchen Anſchauung und Auffaſſug der 
Verhältniſſe aus, die Dinge beurtheilen, prüfen und in 
ſoweit das Intereſſe ihrer Glaubensgenoſſen wahrneh⸗ 


men; fie find aber als Stadtverordnete zu dennoch nichts 


Anderem verpflichtet, als für das Wohl der ganzen Ge⸗ 
meinde zu ſorgen. Es iſt dem ganz ähnlich, wenn Glie⸗ 
der der Ritterſchaft oder aus dem Stande der Städte 
in die ſtändiſche Verſammlung berufen werden. In 
keinem anderen Sinne ſollten nach dem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfe die Juden als Stadtverordnete nach einer feſten 
Regel aufgenommen werden. Es iſt noch hin, ugefügt, 
daß hinſichtlich dieſer Einrichtung in keiner Weiſe ein 


Zwang ftattfinden ſoll. Die Juden ſollen nicht zur be⸗⸗ 
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zuzulaſſen, ſondern die Einrichtung ſoll auf dem, 


ſonderen Wahl von Stadtverordneten nach Maßgabe 
ihrer Bevölkerung angehalten werden; eben ſo wenig 
ſollen die beſtehenden Kommunen gezwungen werden, 
eine ſolche beſondere Wahl jüdiſcher r 
freier Vereinbarung getroffen werden; wo eine fee SR 
einbarung nicht ſtaktfindet, fällt die Sache van ſel 
weg. Dennoch hat man Einwendungen im Intereſſe 
der Juden und der öffentlichen Ordnung dagegen 95 
macht. Man ſagt: Ja, wenn auch nicht abſichtlich da 
Geſetz die Juden abſondern und getrennt halten wolh, 
fo führe doch am Ende die Einrichtung dahin, das ſei 
nicht gut, man müſſe vielmehr Alles anwenden, dame 
die Juden ſich nicht abfondern, fondern daß ſie mit der 
chriſtlichen Bevölkerung vermiſcht werden. Alſo fol doch 
Zwang angewendet werden, und zwar für die Verm⸗ 
ſchung! Darauf läuft die der vorgeſchlagenen Einki⸗ 
tung widerſprechende Anſicht hinaus. Selbſt. da, WO 
eine Neigung bei den Juden zu einer ſolchen Vereine 
gung vorhanden iſt, wo von Seiten einer ſtädtiſchen 
Kommune kein Widerſpruch ſtattfindet, ſoll fie denng 
nicht zugelaſſen werden! Da könnte man fragen; 
das nicht eher eine Beſchränkung der Freiheit, als ein 
Vermehrung derſelben, iſt es nicht mehr eine Verf 
merung des Zuſtandes der Juden, als eine Verbeſſerung 
deſſelben? Eben ſo wenig erſcheint der Einwand, 


cher aus dem Intereſſe des Staates gegen die beabſch 


tigte Einrichtung abgeleitet wird, an ſich motivirt⸗ 
ſoll ja die freiwillig zwiſchen der Judenſchaft und den Be 
tretern der Stadt: Gemeinde vereinbarte Maßregel nik 
gends ohne Genehmigung der Regierung ins Leben ker 
ten. Insbeſondere ſteht auch nichts im Wege, eile 
Vereinigung auf Zeit zu gründen, auf 10 und 20 Jaht 
nicht permanent, um die Erfahrung zu befragen. 
In einem Staate, der den Juden die größten Begün⸗ 
ſtigungen hat zu Theil werden laſſen, die in Deutſchla 
bis jetzt gewährt find — ob fie auch ins Leben geiles 
ten, weiß ich allerdings nicht — in Württemberg iſt mal 
ſo weit gegangen, daß man ſogar jüdiſche politiſche Ge⸗ 
meinden in eigenen Markungen ſich etabliren läßt. Del 
betreffende Geſetzvorſchlag iſt alſo einerſeits aus wohl 
wollender Tendenz der Regierung, die den Zuſtand DEE 
Juden verbeſſern will, und 1 ohne Beſor ß 
einer Gefahr für die öffentliche Ordnung geſchehen. Bel 
Gelegenheit der beabſichtigten Bildung korporativer Ver 
hältniſſe unter den Juden giebt ſich etwas kund, was 
oft der Staatsverwaltung hindernd entgegentritt, nam 
lich eine Scheu vor jeder neuen organiſchen Bildung in 
unſeren geſellſchaftlichen Zuſtänden überhaupt, Nachdem 
der Reichthum organiſcher Bildung in früheren Zeiten 
größtentheils aus unferen geſellſchaftlichen Zuftänden DE 
ſchwunden iſt, glaubt man, aus Furcht der Wiederkeht 
ähnlicher Einrichtungen, die ſich überlebt hatten, überall 
bei Zeiten dagegen eintreten zu müſſen, wo neues kor? 
poratives Leben ſich entwickeln und bilden will. — Ich 
erinnere dabei an die korporativen Verbände in Bezie⸗ 
hung auf das Gewerbe. Nachdem die hierauf ſich be⸗ 
ziehenden organiſchen Einrichtungen, die man unter den 
allgemeinen Worte Zunftverfaffung begreift, aufge 
hört haben, fühlt man jetzt gleichwohl das Bedürfniß, 
daß wieder etwas gefunden werden müſſe, um die un 
gemiſchte maſſenhafte Anhäufung zu allen Thätigkeiten 
im Gebiete der Gewerbe wieder zu gliedern und die 
mit jener Vermiſchung für die Geſellſchaft entſtandenen 
Nachtheile abzuwenden. Für dieſen Zweck find bekannt 
lich in der neuen Gewerbe⸗Ordnung Andeutungen nieder 
gelegt, deren Wichtigkeit jetzt ſchon anfängt, anerkannt 
zu werden; aber man ſcheut ſich doch noch, recht Hand 
anzulegen. Wie nothwendig es gleichwohl ſei, daß ge' 
holfen werde, das beweiſt der große Trieb nach Aſſocia⸗ 
tionen, nach Vereinen. Dennoch ſcheitern die meiſten 
Verſuche, die gemacht werden, und warum? Sie fin 
den keinen recht feſten Mittelpunkt, keinen Kern, woran 
ſie ſich anſchließen könnten und ſo bleiben ſie nur Con? 
ceptionen, fie zerrinnen und laſſen nichts hinter ſich 
zurück. Aber daß dieſer Trieb ſo mächtig iſt, das be⸗ 
weiſt zu gleicher Zeit das Bedürfniß organiſcher 
ſtaltungen in der Geſellſchaft. Wenn alſo irgendwo 
etwas von ſelbſt auftaucht, ohne Zuthun des Stag“ 
tes, was ein organiſches Leben gewinnen will, wo . 
ſich überzeugt, daß dieſes Leben, was ſich zu bilden I 
ginnt, nicht die beſtehende öffentliche Ordnung ſtört, 
wobei man es in der Hand hat und behält, 17 0 
dalität des Fortſchreitens zu beſtimmen, da iſt 9 1 d J 
legenheit nicht zu verſäumen, den leeren Re 1 55 er 
mit neuen Lebensformen anzufüllen. Wen a 
ben dieſer Art ſich kundgiebt, iſt es da nicht Pflicht 
einer aufmerkſamen Regierung, einer Regierung, die fi, | 
die Mühe giebt, fo viel fie es vermag, ſich inmitten der 
Thatſachen hineinzuftellen, in welchen eine bewegende 
Kraft ſich kundgiebt, iſt es nicht Pflicht derſelben, ſtatt 
zu hemmen, ſtatt zu zerſtören, vielmehr das keimende 
neue Leben ſich bilden zu laſſen, langſam, angemeſſen, 
immer die Erfahrung zu Mathe ziehend? Das iſt die 
Auffaſſung, woraus der Vorſchlag wegen die ſer juden⸗ . 
ſchaftlichen Corporationen hervorgegangen iſt. Stoßt 
man ſich an dem Namen Judenſchaft? Ich babe, 
ſchon die Ehre gehabt, zu bemerken, daß eine der geach⸗ 
tetſten und größten Gemeinden, die Gemeinde von Ber 
lin, ſich Judenſchaft nennt. Alſo daran kann es nicht 
liegen. Ich bitte, fich immer zu vergegenwärtigen, A. 
der Kern der Verbindung die Synagoge bleibt, um die 
ſich das andere anſchließt. ˖ in N 
Der zweite Punkt, den ich noch beſondere DEF 
rühren möchte, iſt der: Man wird wohl die Frage 


(Fortfegung in der zweiten Beilage.) 
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aufwerfen, warum, nachdem man durch das vorgeſchla⸗ 
gene Geſetz die Beſtimmungen des Edikts von 1812 
abe erweitern wollen und auch wirklich erweitert habe, 
man nicht noch weiter gegangen ſei, warum man nicht 
dällige Gleichheit, namentlich auch hinſichtlich der poli⸗ 
hen Rechte, zugelaſſen habe? Auch über dieſen Punkt 
hat die königliche Regierung eine ſorgfältige Prüfung 
angeſtellt und Stimmen aller Art vernommen. Sie 
at zuerſt die Wünſche und Anträge der Juden ſelbſt 
gehört, ſie hat die Behörden in der ganzen Monarchie 
M Begutachtung aufgefordert, fie hat die Anträge der 
fände vernommen, fie hat endlich auch die Preſſe in 
ezug auf das Für und Gegen nicht unbeachtet ge— 
en. — Sehr beachtenswerthe Stimmen in allen die⸗ 
en Gebieten, welche ich eben berührt habe, ſprachen ſich 
Ur die vollſtändige Gleichſtellung aus, während andere 
eben ſo beachtungswerthe Stimmen auf das entſchie⸗ 
denſte ſich dagegen erklärten. — Ich glaube am beſten 
zu thun, wenn ich diejenigen, die dafür ſind, gleichſam 
ſelbſt ſprechen laſſe und eben fo auch diejenigen, welche 
gegen ſind. Sie ſind gleichſam wie zwei Parteien 
dor die Regierung hingetreten, ehe dieſe einen Entſchluß 
gefaßt hat. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Re⸗ 
gierung überhaupt keiner Stimme ihr Ohr geliehen, die 
don Haß, Antipathie oder von irgend einer anderen un⸗ 
edlen Regung eingenommen war, ſondern nur ſolchen 
immen, die in beſonnener Auffaſſung reale Momente 
für ihre Anſicht geltend machten und darauf das Recht 
tes Verlangens gründeten. Die Einen, die eine voll⸗ 
kommene Gleichſtellung fordern, ſprechen ſich alſo aus: 
Habt Ihr nicht den Juden alle Pflichten auferlegt? 
olgt nicht daraus, daß fie auch alle Rechte haben müſ⸗ 
ſen? Was iſt der Staat anders als ein Rechts⸗Staat, 
eine große Gemeinſchaft von Rechten und Pflichten; 
o irgend ein Glied iſt, dem alle Pflichten angemuthet 
werden, dem darf man auch keine Rechte verweigern. 
Es verſteht ſich freilich, daß zu jedem Rechte eine ge⸗ 
wiſſe Fähigkeit, theils eine individuelle, theils eine ſo⸗ 
kale gehört, das wollen wir nicht beftreiten. Aber wir 
meinen beſonders, wenn wir hier von der Gleichheit 
Rechte ſprechen, daß die nationale Abſtammung und 

er religibſe Glaube nie einen Unterſchied machen, daß 
ſie kein Moment für die Ungleichheit der Rechte abge⸗ 
ben ſollen. Sind ferner die Juden nicht auch würdig 
der Gleichſtellung mit den Chriſten? Seht an, welche 
Intelligenz die Juden beweiſen! Alle Zweige der Wif: 
ſenſchaft werden mit dem größten Erfolge von ihnen 
kultivirt, es giebt faſt kein Gebiet der Kunſt, wo ſie 
nicht Meiſterwerke liefern. Ferner ihre Sittlichkeit, da 
werdet Ihr doch nicht die Liſten vorhalten, die Ihr 
habt aufnehmen laſſen. Wir kennen eine Maſſe edler 
enſchen, die Juden ſind. Freilich müſſen wir zuge⸗ 
ben, daß auch in Beziehung auf Sittlichkeit unter 
einem anderen Theil hin und wieder noch große Uns 
dollkommenheit fich findet, daran ſeid aber Ihr ſchuld. 
arum habt Ihr den Druck ſo lange geduldet? Hebt 
den Druck auf, ſo wird ſich auch hier das Beſſere bald 
finden. Alſo Gleichheit der Rechte und der Pflichten 
ohne Rückſicht auf Abſtammung und Konfeſſion. Sollte 
auch endlich ein Unterſchied da fein, fo riskirt Ihr 
durch die Gleichſtellung gar nichts. Es kommt kein 
ude in die Stände⸗Verſammlung, er ſei denn gewählt; 
er gelangt nicht zu einem Staats-Beamten, er ſei denn 
don dem Staate ſelbſt berufen. Gefallen Euch die Leute 
nicht, fo ſtellt ſie zurück, das habt Ihr Alles in Eurer 
and, es*ift alſo keine Gefahr vorhanden. So ſpre⸗ 
chen die Einen zu der Regierung. — Nun erlaube 
ich mir die Reden der Anderen anzuführen, welche 
dagegen find. Die ſagen: Ihr ſprecht von einem 
echtsſtaat. Auf dieſes Gebiet wollen wir uns nicht 
einlaſſen, das iſt ein Staat, aus Begriffen erbaut, 
und wir hüten uns, die logiſchen Konſequenzen eines 
nur auf Begriffe gebauten Staates auf das Leben 
anzuwenden. Unſer Staat iſt unzertrennlich von einem 
wirklichen Volke, wir kennen kein Staatsleben, als in 
der innigſten Gemeinſchaft mit dem Volksleben. Wer 
nicht fähig iſt, völlig in die Volksgemeinſchaft aufgenom⸗ 
men zu werden, kann auch nicht vollkommen in die 
Staatsgemeinſchaft aufgenommen werden, um alle 
echte genießen zu können. Wenn es die Nationalität 
ein wäre, die die Schranke ſetzte, ſo ginge es 
ald; denn es giebt in dem preußiſchen Staate ne⸗ 
en einander mehrere Nationalitäten; die Schranken 


er, welche die Nationalität in Beziehung auf das- 


dolitiſche Leben aufſtellt, find ausgeglichen und auf: 


gehoben durch die Gemeinſchaft in dem Chriſten⸗ g 


e. Wo das chriſtliche Prinzip waltet, da werden 


die Schranken aufgehoben, welche die Nationalität bil⸗ 


een zu einer Volksgemeinſchaft. Bei den Juden iſt 


aber nicht die Abſtammung allein, die ſie von uns 
Bat, denn wir nehmen die Juden, fo wie fie Chris 
n werden, gleich in die Volksgemeinſchaft auf, dann 


et, da baut die Religionsgemeinſchaft Wege und Brük⸗ 8 
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erhalten ſie zu gleicher Zeit an allen bürgerlichen und 
politiſchen Rechten ohne Unterſchied Antheil. Es iſt 
alſo nicht die Nationalität für ſich, eben ſo wenig auch 
der Glaube für ſich, die beſtimmte Art des Gottbewußt⸗ 
ſeins bei den Juden, welche die Schranke zwiſchen ih: 
nen und uns ſetzt. Wir ſind weit entfernt, ihnen 
nachzutragen, was fanatiſche, ungebildete Menſchen, die 
ſich vielleicht auch Chriſten nennen, ausſprechen: „Mit 
Juden haben wir keine Gemeinſchaft, fie haben Chris 
ſtum gekreuzigt.“ Denn uns iſt gegenwärtig das Wort, 
was auch vom Kreuze geſprochen wurde: „Vater, ver⸗ 
gieb ihnen, denn ſie wiſſen nicht, was ſie thun.“ Alſo 
das Dogma an und für ſich iſt nicht das, was uns von 
der völligen politiſchen Gemeinſchaft mit den Juden ab⸗ 
hält; wir wiſſen ja, wir haben heilige Bücher mit den 
Juden gemeinſchaftlich, auch wir ſchöpfen fromme 
Begeiſterung aus ihren Pfalmen und Propheten. Wir 
wollen ſelbſt nicht in Abrede ſtellen, daß viele Juden 
in Beziehung auf Gottbewußtſein eine tiefere, Leben: 
digere Auffaſſung haben als viele Chriſten, die wir 
kennen, in denen das Gottbewußtſein ſehr abgeſchwächt 
iſt. Das erkennen wir Alle an; aber dennoch können 
wir uns Eurer Meinung nicht anſchließen, weil bei den 
Juden Abſtammung und religiöſe Auffaſſung mit dem 
ſich daran anſchließenden, die Lebensweiſe der Juden 
im Ganzen regelnden Ritualgeſetz ſich gegenſeitig durch- 
dringen und in dieſem Durchdringen ein ſo iſolirendes 
Moment bildet, daß, ſo lange dieſe Trennung ſtattfin⸗ 
det, eine Volksgemeinſchaft bei dem beſten Willen, den 
wir haben, nicht ausführbar iſt. Wir wollen — ſpre⸗ 
chen weiter die, welche zu der zweiten Partei gehören — 
den Juden die vollſtändigſte Freiheit geben, ihre Ange⸗ 
legenheiten unter ſich zu ordnen, ſie ſollen bei uns 
durchaus frei leben, ſie ſollen alle Inſtitute, die wir für 
uns eingerichtet haben, zu ihrer Bildung benutzen, wir 
wollen ſie zulaſſen zu Allem, was chriſtliche Civiliſation 
bei uns hervorgebracht hat, an allen Wohlthaten unſe⸗ 
rer chriſtlichen Civiliſation ſollen ſie theilnehmen; wo es 
aber gilt, von Staats wegen über Chriſten zu regie⸗ 
ren, oder wo eine chriſtliche Jugend jüdiſchen Leh⸗ 
rern anzuvertrauen, wenn es ſich nicht um bloßen 
Unterricht handelt, ſondern um die ganze geiſtige Bil⸗ 
dung, ſo weit können wir auf eine Gemeinſchaft nicht 
eingehen. Daß wir übrigens weit entfernt ſind, in 
Beziehung auf die Theilnahme an unſeren wiffen: 
ſchaftlichen Inſtituten die Juden zurückzuſetzen, wird 
dadurch bewieſen, daß jetzt ſchon Juden in die höchſte 
wiſſenſchaftliche Anſtalt, in die Akademie, zugelaſſen wer⸗ 
den, darum, weil hier es ſich lediglich um die Bildung 
und Förderung der Wiſſenſchaft ſelbſt handelt, nicht 
um geiſtige Erziehung und Bildung unſerer Jugend. 
— Das waren die verfchiedenen Sprachen, die der kö— 
niglichen Regierung gegenüber geführt wurden. Wie 
ſollte ſie dieſer Verſchiedenheit gegenüber ſich entſchließen? 
Sollte ſie das Beſtehende bis zu dem Maße ändern, 
die Schranken bis zu der Gränze aufheben, daß die 
Momente, welche die zweite Partei geltend gemacht 
hatte, gänzlich unberückſichtigt blieben? Oder war es 
nicht nothwendig, hier des Weitergehens über die Vor⸗ 
ſchläge des Geſetz- Entwurfes hinaus ſich zu enthalten? 
Wie ich ſchon vorhin erwähnt habe, ſind noch nicht 
20 Jahre abgelaufen, wo Proviuzial-Stände verlangt 
haben, den Juden ſolle zum Theil genommen werden, 
was das Edikt vom Jahre 1812 ihnen verliehen. Wer 
weiß, wenn die Regierung den Juden gegenwärtig völ— 
lige Gleichheit der Rechte zugeſtehen wollte, ob nicht 
nach 20 Jahren ganz andere Stimmen ſich wieder er⸗ 
heben würden. Ich erinnere an den Vorgang in; Frank⸗ 
reich. Dort war ihnen völlige Rechtsgleichheit gegeben, 
und Napoleon hat ſich gedrungen gefühlt, fein für die 
Juden fo ſchmachvolles Dekret zu erlaſſen. Das find die 
Bemerkungen, die ich mir erlauben wollte, der beginnen⸗ 
den Berathung vorauszuſchicken. 
Foürſt zu Lynar: Mit der innigſten Freude begrüße 
ich den leitenden Grundſatz des erfehnten Geſetz-Ent⸗ 
wurfes, nämlich den: daß gleiche Pflichten auch gleiche 
Rechte bedingen ſollen. Aber leider bemerke ich bei 
Durchleſung der folgenden Paragraphen, daß das an die 
Spitze geftellte Prinzip keine durchgreifende Anwendung 
gefunden habe. Die moſaiſchen Glaubensgenoſſen ſollen 
dadurch nur wenig neue Rechte und gar keine politifchen 
Rechte erwerben; dagegen beabſichtigt das Gefeg, fie wieder 
in ein politiſches Corporationsweſen hineinzuzwängen, 
welches ein moraliſches Ghetto für ſie werden würde. — 
— Ich will noch auf einen Einwand eingehen, den man 
egen die Emancipation der Juden zu machen gewohnt 
ift, es iſt der: daß in einem christlichen Staate die Ju⸗ 
den unmöglich politiſche Rechte ausüben könnten. Ich 
laube nicht, daß der chriſtliche Staat als ein Hinderniß 
betrachtet werden könne, indem die volle Anerkennung 
jeder menſchlichen Natur, und mithin auch die Anerken⸗ 
nung der Rechte der Juden, recht eigentlich die Pflicht 
eines chriſtlichen Staates iſt. — Ich halte nämlich den 
chriſtlichen Staat keinesweges nur für eine Anſtalt, um 


— 
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gewiſſen dogmatiſchen Lehrbegriffen immer mehr Geltung 
zu verſchaffen, um gewiſſe religiöſe Aeußerlichkeiten (de⸗ 
nen ich übrigens die innigſte Verehrung zolle) in das 
Leben — rufen und ihnen geſetzlichen Schutz zu verſchaf⸗ 
fen. Nein, meine Herren, der chriſtliche Staat hat 
hauptſächlich die Aufgabe, die christliche Grund- Idee 
immer mehr und mehr zu verwirklichen. Dieſe chriſt⸗ 
liche Lebens⸗Idee aber iſt die Liebe, und dieſe wird in 
ihrer Fein in ihrer praktiſchen Anwendung die — 
Verſöhnung. ch ſpreche aus dieſes große Wort des 
Chriſtenthums — die Verſöhnung, welche, nach allen 
Richtungen verwirklicht, das ganze Chriſtenthum bildet. 
— Die ſchriſtliche Staats-Idee iſt mithin die Ver⸗ 
ſöhnung jedes Einzelnen mit der Geſellſchaft. Dieſe 
allgemeine Verſöhnung muß in einem chriſtlichen Staate 
aber auch Denen zu gute kommen bei denen die chriſt⸗ 
liche Lieb e noch nicht den ganzen Inhalt ihrer Religion 
bildet, damit ſie immer mehr und mehr hinüber gezogen 
werden zur Annahme unſers chriſtlichen Staats⸗Prinzips, 
das auch unter uns immer mehr und mehr eine wahr⸗ 
hafte Geltung finden möge. — Von dieſen Anſichten 
geleitet, halte ich den vorliegenden Geſetz Entwurf für 
nicht geeignet, dem Bedürfniſſe zu genügen, und ich 
wage daher den Antrag: die hohe Kurie wolle 
dieſen Entwurf ehrfurchtsvoll ablehnen und 
dagegen Se. Majeſtät unſern Allergnädigſten 
König und Herrn ebenſo ehrfurchtsvoll bit⸗ 
ten, einen anderen Geſetz-Entwurf vorberei⸗ 
ten zu laſſen, in welchem die Emancipation 
der Juden ausgeſprochen oder doch vorbereiz 
tet werden möge. i 

Marſchall: Dies würde involviren, daß die Bera⸗ 
thung nicht weiter fortzufigen ſei, und ich frage alfo 
ob dieſer Vorſchlag die geſetzliche Unterſtützung von ſechs 
Mitgliedern findet? 

(Wird nicht ausreichend unterſtützt.) 

Er hat ſie uicht gefunden. 

Graf York ſagte u. A.: Ich habe aus dem aus: 
führlichen Vortrage Sr. Excellenz des Herrn Miniſters 
mit Freuden entnommen, daß die Regierung gewillt iſt, 
die Zuſtände der Juden zu verbeſſern. Ich muß geſte⸗ 
hen, daß mir bei Durchleſung der Denkſchrift mancher⸗ 
lei Bedenken im entgegengeſetzten Sinne aufgeſtoßen ſind. 
Ich freue mich um ſo mehr, daß ich hier das Gegen⸗ 
theil erfahren habe. Ich muß zunächſt es au 
daß ich der Majorität angehört habe, die mehrere Bez 
ſtimmungen, welche den Zuſtänden der Juden nicht ent⸗ 
ſprechend ſchienen, erweitert und verbeſſert wünſchte; ich 
habe aber auch ferner der Minorität angehört, welcher 
dieſes noch nicht genug war, die noch größere Freiheit 
für die Juden wünſchte. Ich für meinen Theil bin 
noch der Ueberzeugung, daß den Juden alle politiſchen 
und bürgerlichen Re te gegeben werden müſſen, und 
daß dieſes nur eine Rechts⸗Gewährung von Seiten des 
Staats wäre, und dieſen meinen Wunſch, deſſen baldige 
Erfüllung ich hoffe, baſire ich darauf, daß in der neue⸗ 
ren Zeit endlich das Staatsrecht zur Beſinnung gekom⸗ 
men iſt, ſich ſelbſt erſt recht erfaßt hat und ſich den 
Staat als von der Kirche geſondert gedacht hat und dieſe 
Sonderung fordert, und je höher die beiden göttlichen 
Inſtitutionen des Staates und der Kirche mir ſtehen, 
um ſo entſchiedener muß ich die Trennung derſelben, ſo 
weit ſie irgend zuläſſig und ne iſt, verlangen. Ich 
habe bis jetzt durch die ganze Geſchichte nur unglückliche 
und traurige Verhältniſſe ſich entwickeln ſehen, wo irgend 
die Kirche mit dem Staate vermengt worden iſt, wo der 
Staat entweder ſeine Gewalt gebraucht hat, um die 
Kirche oder eine ſpezielle Konfeſſion aufrecht zu erhalten, 
oder wo eine Staatskirche zu ihrem eigenen Wohle ge⸗ 
ſtrebt hat, den Staat ſich unterzuordnen. Je mehr ich 
alſo dieſe Sonderung wünſche und den Bürger des irdi⸗ 
ſchen Reichs von dem Bürger des himmliſchen Reichs 
trenne, um ſo mehr verlange ich Gleichſtellung aller die⸗ 
ſer Bürger. Es ſcheint mir aber auch, als wenn die 
preußiſche Regierung, die von jeher im Sinne einer 
edlen Freiheit gewaltet hat, dieſe meine Anſicht von je⸗ 
her hat verwirklichen wollen. Unſer Geſetzbuch, das, 
wenn ich nicht irre, im § 2 Theil II. Titel 11 des Lande 
rechts einem Jeden Glaubensfreiheit verheißt, will offen⸗ 
bar damit kein bürgerliches Recht beſchränkt wiſſen, ſonſt 
wäre dieſes ſchon ein äußerliches Beſchränken der Glau⸗ 
bensfreiheit, was der Staat nicht will. Der Staat ſagt 
aber — 5 im 5 13 112 un . A. L. R.: 

„Jede Kirchengeſellſchaft iſt verpflichtet, ihren Mit⸗ 
gliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Sehorm 
gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat und ſitt⸗ 
lich gute Geſinnungen gegen ihre Mitbürger ein⸗ 
zuflößen.“ 

Dies iſt alſo die Forderung, die der Staat an die 
Mitbürger ſtellt, und alles Uebrige, was den Glauben, 
was die Religion angeht, hat er bei Seite gelaſſen, 
und wie mir ſcheint aus hoher Weisheit. Es iſt auch 
fernerhin das noch für meinen Wunſch und meine An⸗ 
ſicht anzuführen, daß das preußiſche Gouvernement von 
jeher ein gerechtes geweſen iſt, wie ich auch mit Freu⸗ 
den aus dem Munde des Herrn Miniſters die Beſtä⸗ 
tigung davon gehört habe, indem es die Abſicht der 
Räthe der Krone ſelbſt iſt, das Geſetz von 1812 feſt⸗ 
zuhalten und auf ihm weiter im Sinne der Freiheit 
fortzubauen. Das Geſetz von 1812 kann aber nur 
feſtgehalten werden, wenn man nach der ſtrengſten Ge⸗ 
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rechtigkeit gehen will, für alle diejenigen Juden, die bis 
dahin weniger Rechte genoſſen haben, und nicht für 
diejenigen, die mehr Rechte genoſſen haben. Es ſcheint 
mir eine ſolche Beſchränkung nicht gerechtfertigt. Wenn 
wir uns denken, daß der Staat vollkommen gerecht ſein 
will, ſo kann dieſe Gerechtigkeit nur darin beſtehen, 
daß er die minder Begünſtigten den Begünſtigteren 
gleichſtellt, und wie haben allerdings in unſerem Staate 
ſolche mehrberechtigte Juden. Das Geſetz, deſſen hier 
erwähnt worden iſt, welches Napoleon für die jetzige 
Rheinprovinz gegeben hat, iſt nur temporair geweſen, 
iſt nur auf 10 Jahre gegeben und nach Ablauf dieſer 
10 Jahre nicht erneuert worden. — Sie ſind vollbe⸗ 
rechtigte Staatsbürger geweſen. Das Gleiche hat in 
Weſtfalen beſtanden. Es iſt alſo, nachdem wir den 
Entwurf vom Jahre 1812, der beſonders dem neuen 
Geſetz⸗Vorſchlage zum Grunde liegt, einführen wollen, 
eine Beſchränkung der Rechte der Juden. Eine ſolche 


Beſchränkung rechtfertigt ſich in keiner Weiſe. Sie haben 


ſich im Gegentheil als gute Staatsbürger erwieſen, ſie 
haben mit gleicher Geſinnung wie die Chriſten die 
Staatslaſten getragen und, ſo viel mir bekannt iſt, iſt 
keine Beſchuldigung gegen ſie erhoben worden, daß ſie 
ihren Staatsbürgerpflichten nicht nachkommen. Ich für 
meinen Theil mochte daher auf vollſtändige Gleichſtel⸗ 
lung der Juden mit den Chriſten antragen. Ich halte 
dies aber noch aus anderen Gründen für wünſchens⸗ 
werth, denn allerdings hege ich den Wunſch, daß der 
jüdiſche Glauben als ſolcher allmälig verſchwinde. Ich 
wünſche, daß die Juden Chriſten würden. Die Erfah⸗ 
rung lehrt, daß dazu das beſte Mittel die Emancipation 
iſt. Wir haben geſehen, daß die Juden, wo der Glau⸗ 
bensdruck gegen ſie beſtand, ihm nur deſto zäher wider— 
ſtanden haben. Es iſt gleichfalls durch Nachweiſe er 
härtet, daß in den Ländern, wo die Juden den Vollge⸗ 
nuß der politiſchen Rechte haben, der Uebertritt derſel⸗ 
ben zum Chriſtenthum in bedeutendem Maße zugenom⸗ 
men hat. Ich bin der Anſicht, daß ein konſequentes 
Verfahren die völlige Gleichſtellung der Juden ausſpre⸗ 
chen muß, und will die hohe Kurie bitten, dieſer An⸗ 
ſicht beizutreten. Poſen würde ich zum Theil ausneh⸗ 


men, weil dort ein Theil der Bevölkerung noch auf ei⸗ 


ner Kulturſtufe ſteht, daß man, ohne eine neue Unge⸗ 
rechtigkeit zu begehen, den dort beſtehenden Zuſtand 
nicht auf einmal aufheben könnte. Ich muß mich der 
Anſicht anſchließen, daß es räthlich iſt, die Juden nach 
und nach zur vollen Freiheit zu erziehen. Wenn ich 
für nöthig gehalten habe, daß den Juden wie den Chri⸗ 
ſten vollkommene Freiheit ertheilt werde, ſo iſt nicht 
allein die Nothwendigkeit eines neuen Geſetzes, ſondern 
dle Nützlichkeit eines ſolchen damit ſchon ausgeſprochen, 
und ich brauche kaum zu erwähnen, daß die Aufhebung 
der verſchiedenen Geſetzgebungen in einem und demſel⸗ 
ben Staat an und für ſich unerläßlich zur Beſeitigung 
der bedeutendſten Schwierigkeiten und Hemmniſſe iſt. 
Ich kann darum nur befürworten, daß durch ein ſpe⸗ 
cielles Geſetz, das als allgemeines gelten ſoll, dieſer Ue⸗ 
belſtand beſeitigt werde. 

Gr. v. Dyhrn: Wenn ich mich vorhin erho— 
ben habe, um den Antrag des fürſtlichen Mitgliedes 
aus der Lauſitz zu unterſtützen, ſo habe ich dies nicht 
in dem Sinne gethan, wie die Frage von Ew. Durch⸗ 
laucht geſtellt wurde, nämlich die Diskuſſion über die 
vorliegende Angelegenbeit abzuſchneiden, ſondern vielmehr 
in dem Sinne, in welchem mir der fürſtliche Antrag⸗ 
ſteller das Amendement zu ſtellen ſchien, nämlich in 
dem, daß in dem Geſetze zu wenig Rechte und Frei⸗ 
heiten gegeben wären, ehe es als ein auch nur 
kleiner Fortſchritt anerkannt werden könnte. In 
dieſem Sinne habe ich den Antrag des fürſtlichen 
Mitgliedes unterſtützt. Es folgt daraus, daß ich die 
eben ausgeſprochene Anſicht meines Freundes aus Schle⸗ 
ſien ganz theile, auch ich dafür ſtimme, den Juden volle 
politiſche und bürgerliche Rechte zu geben. Die Seite 
des Rechts iſt von meinem Freunde auf eine Weiſe 
hervorgehoben worden, daß, wenn ich noch weiter da⸗ 
rüber ſprechen wollte, ich mich nur Wiederholungen 
ſchuldig machen würde. Ich muß mich aber gegen ei⸗ 
nen Ausdruck, der von Sr. Excellenz dem Herrn Mi 
niſter gebraucht wurde, verwahren. Es wird ſich viel⸗ 
leicht im Laufe der Debatte über das Geſetz noch eine 
Stelle finden, wo ich näher auf dieſes Thema eingehen 
kann; für jetzt begnüge ich mich mit einer Verwah⸗ 
rung. Der Herr Miniſter hat geſagt, daß der Rechts⸗ 
ſtaat ein leerer Begriff ſei. Der Rechtsſtaat iſt aber 
der konkreteſte Begriff, er iſt der geſchichtliche Staat, 
der in ihr zu feinem wahren Rechte kommt. Ex iſt 
für mich eine konkrete Wahrheit, er beſteht wahrhaftig 
und lebendig in der Weltgeſchichte und kann kein Staat 
ſein, wenn er nicht dieſe konkrete Wahrheit in ſich hat. 
Dies hier nur in Parentheſe. — Da nun mein Freund 
dieſe Rechtsſeite ſchon hervorgehoben hat, ſo erlauben 
Sie, daß ich einen anderen Grund anführe, weshalb 
ich für die volle Gewährung aller politiſchen und bür⸗ 
getlichen Rechte an die Juden ſtimme. Ich ſtimme 
als Chriſt dafür, und wenn der fürſtliche Redner, auf 
den ich ſchon hingedeutet habe, die Liebe als ſeinen Be⸗ 
weggrund darſtellt, ſo kann ich mich dem allerdings 
nur anſchließen, und für mich iſt die That der Liebe 
des Chriſtenthums eben die Erlöſung. Ich will, daß 
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die Chriſten von Laſtern und die Juden von Laſten er⸗ 
löſt werden, und glaube dabei ganz innerhalb des chriſt⸗ 
lichen Standpunktes zu ſtehen. Es iſt nun geſagt 
worden, die Juden wären nicht würdig, an dieſer Er⸗ 
löſung Theil zu nehmen, ſie wären noch nicht reif dazu. 
Meine Herren! Jedem in der Welt, dem man etwas 
verweigern wollte, iſt geſagt worden: Du biſt nicht 
reif! und wenn das Verweigerte nachher gewährt wurde, 
zeigte derſelbe Mann ſich keinesweges als unreif. Ich 
frage Sie, ob nicht viele Stimmen, auch 1808, als 
das ewig denkwürdige Geſetz gegeben wurde, laut ſag⸗ 
ten, daß unſere Bauern nicht reif wären zu der Erlö⸗ 
ſung, die ſie im echtchriſtlichen Sinne damals erfuhren. 
Das Geſetz wurde gegeben, das Geſetz der chriſtlichen 
Liebe wurde zur chriſtlichen Tapferkeit, das Geſetz wurde 
durchgeführt, und ich frage Sie, meine Herren, wer 
heute noch den Muth hat, zu ſagen: Sie wären nicht 
reif. Ich glaube, ſo würde es gerade mit dieſen Klaſ⸗ 
fen gehen, die wir hier erlöſen wollen. Geben wir ih⸗ 
nen die Erlöſung, und wir werden ſehen, ob ſie reif 
ſind oder nicht. — Dann, meine Herren, erlauben 


Sie, daß ich noch auf etwas aufmerkſam mache. Wenn 


ich ein Feind von irgend einer Religions- Anſchauung, 
von irgend einer Genoſſenſchaft wäre, was ich meinen 
Prinzipien nach nicht ſein kann, wenn ich alſo Feind 
der Juden wäre, dann eben würde ich recht auf Eman⸗ 
cipation beſtehen; denn ich glaube, ſie iſt das beſte 
Mittel, die Juden als die Juden verſchwinden zu ma⸗ 
chen, wie mein edler Freund ſchon angeführt hat. Se⸗ 
hen Sie hier im Gutachten den Nachweis auf Seite 2 
an. In den Staaten, wo die Juden große Rechte ha⸗ 
ben, wo ſie vollkommen gleichgeſtellt ſind mit den Chri⸗ 
ſten, befinden ſich die allerwenigſten Juden. Ich weiß 
nun nicht, ob ich das als eine hiſtoriſche Entwickelung 
anfehen ſoll; ich glaube aber nicht, denn im Mittelal⸗ 
ter waren die Juden über Europa ziemlich zu gleichen 
Theilen ausgetheilt, und gerade in den romaniſchen 
Ländern haben ſich damals mehr Juden befunden, als 
in den Ländern, wo ſie heute am allermeiſten zu Hauſe 
ſind. In der damaligen Zeit, glaube ich nicht, daß in 
den Ländern der Slaven vor 1000. Jahren irgend ein 
Jude gefunden worden iſt, ſie haben ſich erſt ſpäter 
hingezogen, und die Juden, welche in jenen Ländern 
lebten, in denen wir jetzt das Verhältniß geringer, als 
in den öſtlichen Ländern ſehen, ſind ſchon Chriſten ge⸗ 
worden. Erlauben Sie mir, meine Herren, hier eine 
Nebenbemerkung zu machen. Der einzige Mann, der 
ſich eigentlich mit Fug und Recht gegen die Emanci⸗ 
pation ausſprechen müßte, iſt nach meiner aufrichtigen 
Meinung einzig und allein Rothſchild, denn ich glaube, 
daß die exceptionelle Stellung, welche ihm ſein Glaube 
gegeben hat, nicht wenig dazu beigetragen hat, die 
Stellung einzunehmen, die er jetzt einnimmt. Zuletzt 
nur noch einige Bemerkungen über den Geſetz⸗Entwurf, 
der uns eben vorgelegt worden iſt. i 
allerdings auch paſſender an die Paragraphen anſchlie⸗ 
ßen, ich erlaube ſie mit daher nur kurz 2 anzudeuten. 
Ich ſtimme ganz mit dem ſchon oft erwähnten. fürſt⸗ 
lichen Mitgliede überein, daß die Korporation, wie ſie 
hier im Geſetz beliebt wird, zu ſehr nach dem Ghetto 


mir ſchmeckt, oder man wird mich beſſer verſtehen, wenn 


ich ſage, riecht. Wenn geſagt worden iſt, daß es die 
Pflicht des Staats iſt, das organiſche Leben und alle 
die Korporationen zu unterſtützen und zu befördern, 
welche ſich freiwillig und von ſelbſt zuſammenfinden, ſo 
wird gewiß keiner von uns, meine Herren, den Staat 
daran hindern wollen, wir werden gewiß aus allen un⸗ 


ſern Kräften dieſe Unterſtützung von unſerer Seite je⸗ 


der organiſch ſich ſelbſt entwickelnden Thatſache der Ger 
ſchichte ſehr gern angedeihen laſſen. Dieſe Korpora⸗ 
tionen ſcheinen mir aber nicht ganz freiwillig zu ſein, 
denn ſie find. durch das Geſetz geboten. Das Geſetz 
ſagt nicht: wo die Juden das thun wollen, können ſie 
das thun; ſondern das Geſetz ſagt: die Juden müſſen 
es thun. Darum hat, nach meiner Anſicht, die Ab⸗ 


theilung das Wort Judenſchaft in ſehr richtigem Ge⸗ 


fühle geſtrichen und blos Synagogen⸗ Vereine geſetzt, 
um anzudeuten, daß der Verein kein politiſcher, ſon⸗ 
dern nur ein religiöſer ſein ſoll. Aber auch dieſe Kor⸗ 
poration ſcheint mir mit der Zeit doch wieder auf Be⸗ 
ſchränkungen hinführen zu müſſen, wenn ich den § 27 
anſehe, nach welchem allerdings, wie der Herr Miniſter 
ſchon angeführt hat, die Juden ihre Kinder in chriſt⸗ 
liche Schulen ſchicken dürfen, aber die Polizei ihnen 
die Schule anweiſen kann. 
Juden nur eine Schule in einem großen Orte anwei⸗ 
ſen, in einem Orte, der vielleicht, wie wir das in jeder 
großen Stadt finden, noch nicht ganz bebaut iſt, ſo 
kann es ſich in 20 Jahren finden, daß wir dort wie⸗ 
der eine Judenſtadt haben. — Darum halte ich die 
Korporation nicht als eine ſo freiwillige, wie ſie ge⸗ 
ſchildert worden iſt. d 
nur gemacht, um dies im voraus darzuſtellen und be⸗ 
halte mir alle übrigen Bemerkungen bis dahin vor, 
ee die einzelnen Paragraphen diskutirt werden 
wird. 4 nin 2020 N25 
Marſchall: Sie find vorläufig bei einem Pa; 
1 700 auf deſſen Wegfall die Abtheilung angetra⸗ 
gen bah, , e e. In . 5 | 


Staats⸗Miniſter Eichhorn: Der verehrte Red⸗ 


Sie werden ſich 


Nun darf eine Polizei den 


Habe übrigens dieſe Bemerkung 


ner, der eben geſprochen hat, nimmt an, daß ich ſelbſt 


den Rechtsſtaat für einen bloßen Begriff erklärt hätte. 
Da bin ich mißverſtanden worden, ich habe nur ber 
ſucht, die Anſichten, die für und gegen die Bewilli⸗ 
gung politiſcher Rechte ſich kund gegeben haben, in 
ſprechenden Parteien vorzuführen, und da iſt von mit 
geſagt worden, die eine Partei gehe von dem Rechts: 
ſtaate aus und glaube namentlich, daß der Rechtsſtaat 
unverträglich mit einem Unterſchiede fei, der auf Kon- 
feffionen und Nationalitäten gegründet werde. Dem 
hat nun nach meinem Vortrage die andere Partei wi⸗ 
derſprochen. Was ich ſelbſt darüber gedacht, darüber 
habe ich bis jetzt noch einer Aeußerung mich enthalten. 
Sodann erlaube ich mir zu bemerken, daß es durchaus 
nicht die Abſicht des Geſetzes iſt, und wenn der Ent⸗ 
wurf ſo aufgefaßt wird, wird er mißverſtanden, daß die 
Polizei den Juden die chriſtlichen Schulen ſoll ane 
weiſen können. Wenn dieſe Materie zur Sprache 
kommt, werde ich mich ausführlicher darüber äußern. 
Graf Dyhrn: Ich danke Sr. Exc, ſehr für dieſe Be⸗ 
richtigung. Allerdings hat es Se. Excellenz nicht als 
feine Meinung ausgeſprochen, daß der Rechts Staa 
ein leerer Begriff wäre, ſondern als die Meinung eie 
ner Partei angeführt. Mir erſcheint aber das Geſeb 
von der Art, daß es ſich ganz der Partei anſchließt, 
welche eben den Rechts⸗Staat für einen leeren Begri 
hält. Eben ſo wenig kann ich mich zu einer anderen 
Erklärung der Worte des § 27 hinneigen, denn in 
dieſem ſteht ganz deutlich: „So bleibt es der Regie 
rung überlaſſen, den jüdiſchen Einwohnern nöthigenfals 
nach Maßgabe der Orts⸗Verhältniſſe entweder eine dies 
fer Schulen ausſchließlich zuzuweiſen oder ſie nach eine 
beſtimmten Bezirks⸗Abgränzung zu vertheilen. Die 
gierung kann alſo die jüdiſchen Kinder in eine Schult 
weiſen, in welche ſie will. 1 
Staats⸗Miniſter Eichhorn: Ich will nicht vor? 
greifen, ich wiederhole nur, daß ich über den Sinn 
eine Erklärung abgeben werde, welche wohl den ver, 
ehrten Redner beruhigen dürfte. Die Regierung will 
den Juden gegenüber kein anderes Recht ſich beilegen, 
als welches der chriſtlichen Bevölkerung gegenüber be⸗ 
ſteht. Wenn an demſelben Orte mehrere chriſtliche 
Schulen ſich befinden, fo. kann es auch nicht der Wills 
kür der Einzelnen überlaſſen werden, welche Schulen 
fie ihre Kinder beſuchen laſſen wollen, weil durch Aus 
übung einer ſolchen Willkür das Beſtehen einer Schule, 
z. B. durch Ueberfüllung oder Entleerung von Kindern, 
leicht gefährdet werden könnte. i - 
Referent Graf von Itzenplitz: Ich geſtatte mir 
zunächſt eine kurze faktiſche Bemerkung: Mein geehr 
ter Nachbar zur Linken hat bemerkt, daß das napoles⸗ 
niſche Dekret von 1808 nicht mehr gelte, währen? 
ich vorgetragen habe, daß es am Rhein noch gültig 
ſei. Mein geehrter Nachbar zur Linken hat es wohl 
ſo gemeint, daß das Dekret von 1808 in Frankreich 
nicht mehr gelte, was richtig iſt. Auf dem rechten 
Rheinufer gilt es auch nicht mehr, in den preußiſchen 
Staaten auf dem linken Rheinufer gilt es noch in 
Folge der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre von 1818, näm- 
lich das Dekret gilt dort, inſofern als es Beſchränkun? 
gen in Beziehung auf den Handel und Verkehr der 
Juden enthält, Ich möchte aber den Herrn Miniſter 
bitten, zu ſagen, ob meine Angabe richtig war. 
Min. Eichhorn: Es iſt ſo ganz richtige Schon 
vor langer Zeit war die Rede davon, das Dekret von 
1808 auch für die Rheinprovinz aufzuheben, es fand 
darüber eine ausführliche Berathung im Staatsrath 
ſtatt. Merkwürdiger Weiſe erklärten ſich damals ge 
rade Rheinländer, welche die Zuſtände ihrer Heimat 
namentlich der dortigen Juden, genau kennen, entſchie“ 
den gegen die unbedingte Aufhebung. Darum wurde 
damals auch dieſe Aufhebung ausgeſetzt. % ene 
Referent von Itzenplitz: Ich glaube, daß 1 
fürſtliche Redner mit dem Antrage geſchloſſen hat, e. 
Geſetz, da es nicht die vollſtändige Emancipation ente g 
hält, abzuleſen und zu bitten, daß Se. Majeftüt ein 
anderes möge entwerfen und vorlegen laſſen. Habe 
ich in dieſer Beziehung recht verſtanden. 
(Eine Stimme: Ganz recht!) die Ver⸗ ke. 
Im Uebrigen will ich mir nur die Bitte au 5 bre 
ſammlung erlauben, daß ſie dieſen Weg nic! 2 
möge; es wird, ſelbſt wenn die Minoeitit * bebe 
lung hier die Majorität in der eie e N 
ſollte, ſich dach Gelegenheit finden“ die Beſchlüſſe der 
Verſammlung in den Text des Geſebes vorſchlagsweiſe 
einzuſchalten. Die Verſammlung it infofern vollſtändig 
frei, und ich möchte ihr brimgend ans Herz legen, die 
Sache hier ſo weit vorzubereſten, daß die Gelee 
vorſchreiten kann, denn es ſcheint mie wirklich höch f 
wünſchenswerth, der Verſchiedenheit der Geſetzgebung 1 
den verſchiedenen Provinzen ein Ende zu machen. = 
Fürſt zu Lynar: Ich will nur ein Faktum berich 5 
tigen. Mein Antrag ging dahin, aus den entwickellen 
Gründen, und da das Geſet nicht völlig dem Bedürſ⸗ 
niß entſpricht, daſſelbe ehrfurchtsvoll abzulehnen, dagege, 


u” 


zu beantragen, ein Geſez gusacbeiten zu laſſen, wachs 
die Emancipation 


ſtens vorbereite. 
Maeſchall 
das Wort. 


der Juden ausſpräche oder ſſe went, 
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t Graf vom Sierſtorpff eg al 
or 


Graf zu Dohna⸗Lauck: Ich muß mit wenigen 
Worten gegen die Aeußerungen der letzten Redner mich 
usſprechen. Mit Ausnahme des Herrn Referenten 
haben die drei Redner, welche zuletzt geſprochen, ſich 
die vollſtändige Emancipation der Juden auch in 
dolftiſcher Beziehung erklärt. Ich kann nicht dafür 
mmen, ſonderu muß dem Prinzip des vorliegenden 
Geſetzes dahin beipflichten, daß die Emancipation, wie 
man es nennt, nur auf die bürgerlichen Rechte aus⸗ 
zudehnen, die politiſchen Rechte aber von ſolcher Eman— 
Apation auszuſchließen ſeien. Nach meiner Ueberzeu⸗ 
gung iſt die Entwickelung eines Staates oder das ge: 
ſammte Staatsleben durch viele wichtige Momente bei 
gt, und eines der wichtigſten Momente im Stagts⸗ 
leben, in der Geſetzgebung und Geſittung der Nation 
üt die Religion. Ich glaube, man kann namentlich 
die Geſetzgebung als etwas betrachten, was ohne Ein⸗ 
kung des religiöſen Elements im Staatsleben zu 
Stande gekommen oder aus demſelben hevorgegangen 
wäre. Im Gegentheil, ich glaube, daß die Geſetzge⸗ 
bung eines Staates nur als ein Produkt des Volks⸗ 
geiſtes und Volkslebens in Verbindung mit dem reli⸗ 
Hfen Prinzip der in dieſem Volke herrſchenden Reli⸗ 
gion anzuſehen ſei. Faßt man das ganze Staatsleben 
und ſeine Entwickelung aus dieſem Geſichtspunkt auf, 
ſo glaube ich nicht, daß man einer in Beziehung auf 
e Religion ganz geſonderten Klaſſe von Staatsbe⸗ 
wohnern, ſo hoch man ſie auch ſtellen möge, alle die⸗ 
elben politiſchen Rechte wie denen einräumen könne, 
welche als Staats = Einwohner den eigentlichen Staat 
bilden und allen inneren Beziehungen nach den eigentli⸗ 
chen Kern des Staats ausmachen. Ich glaube, daß 
dieſen in dieſer Beziehung ein Vorrecht zugeſtanden 
werden müſſe. Es iſt von einem der vorhergegangenen 
Redner erwähnt worden, daß man Kirche und Staat 
nicht vermiſchen dürfe; die Kirche müſſe beſonders da— 
ſtehen und eben ſo der Staat: In gewiſſer Beziehung 
iſt das ganz richtig. Kirche und Staat mülſſen in ih: 
ten Organen, worin fie ſich bethätigen, möglichſt abge: 
ſondert neben einander daſtehen. Damit iſt aber nicht 
geſagt, daß der Staat bei ſeiner Geſetzgebung auf die 
herrſchende Religion des Staats keine Rückſicht neh⸗ 
men dürfe, aus dem vorher Entwickelten glaube ich 
vielmehr, daß es die Pflicht des Staats ſei, auf die 
edingungen, welche die herrſchende Staats-Religion 
erfordere, Rückſicht zu nehmen. 
aß Kirche und Staat in den äußeren Organen, in 
denen ſie leben und wirken, abgeſondert daſtehen kön⸗ 
nen. Wollte man alſo einer Jahl der Staatsbewoh⸗ 


echte mit den übrigen Staatsbürgern einräumen, die 
den herrſchenden Stand des geſammten Volks- und 
Staatslebens bilden, ſo würden dadurch fremdartige 
Elemente in das innerſte Leben des Staats verwebt 
werden, man würds einem fremden Elemente einen 
Einfluß auf die Geſetzgebung des Staafs geſtatten, 
welchen es nicht haben ſoll. Man hat, um der jüdi⸗ 
ſchen Bevölkerung in gleichem Maße die politiſchen 
chte mit den übrigen Staatsbürgern zuzugeſtehen, ge⸗ 
ſagt: Gleiche Pflichten bedingen gleiche Rechte. So 
allgemein dargeſtellt, iſt der Satz gewiß wahr; ich 
glaube aber auch, daß dieſer Ausſpruch nur gilt, wenn 
man Individuen anderen Individuen gegenüberſtellt. 
Hier handelt es ſich aber um das urſprüngliche Recht 
des beſtehenden Staates, und man kann dieſem ur⸗ 
ſprünglichen Rechte nicht die Rechte einzelner Indivi⸗ 
duen gegenüberſtellen. Daher glaube ich auch, daß 
man dadurch, wenn man einer Klaſſe der Bevölkerung, 
welche ſich zu einer anderen Religion bekennt, als der 
chriſtlichen, die gleichen Rechte einräumen wollte, 
das urſprüngliche Recht des Staats verletzen würde. 
Alſo dieſer Ausſpruch: Gleiche Pflichten, gleiche 
echte kann hier nicht Anwendung finden. Außerdem 
wurden noch manche andere Anſichten von mehreren 
geehrten Herren geltend gemacht, namentlich von dem 
verehrten Redner aus Schleſien. Er hält dafür, die 
Grund „Idee des Chriſtenthums ſei die der Erlöſung, 
und, um dieſe Idee geltend zu machen, will er die Ju⸗ 
en von der Laſt erlöſen, die auf ihnen ruht. Ich muß 
geſtehen, daß mir dieſe Anwendung der chriſtlichen Er⸗ 
löſungs⸗Theorie bedenklich zu fein ſcheint, und glaube, 
daß wenn man ſolchen Erlöſungs-Theorien freien 
Spielraum geſtatten wollte, ſich noch chriſtliche Erlö— 
ungs⸗ Theorien von mancherlei Art geltend machen 
dürften. Ich kann einer ſolchen Beweisführung nicht 
eipflichten. Um aber nicht als ausſchließend in ein⸗ 
feitiger Richtung zu erſcheinen, glaube ich noch bemer⸗ 
M zu müſſen, daß nach der Idee des chriſtlichen 
taatslebens nicht nur der Jude, ſondern jeder Ein⸗ 
wohner des Staates, wenn er zu einer anderen Reli⸗ 
gion gehört, als der chriſtlichen, von der Theilnahme 
an den politiſchen Rechten ausgſchloſſen iſt. Es würde 
Ufo dies etwas fein, was nicht allein die jüdiſche Be⸗ 
ölkerung träfe, ſondern die Geltendmachung des Prin⸗ 
526 würde jede Klaſſe von Staats⸗Einwohnern, die zu 
Mer anderen Religion gehören, in gleicher Weiſe tref⸗ 
en. um es noch deutlicher hervorzuheben, wie ich 
fe Prinzip aufgefaßt wiffen möchte, „und wie ich es 
bſt aufaſſe, glaube ich erklären zu können, daß, falls 
als Einwohner in einem anderen Staate als einem 


Das hebt nicht auf, 


ner, die zu einer anderen Religion ſich bekennen, gleiche 


men worden ſind. 
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chriſtlichen wohnte, etwa in einem muhamedaniſchen 
Staate, ich unter allen Umſtänden meinem Prinzip ge⸗ 
treu bleiben und, wie ich verſichern kann, nie darauf 
Anſpruch machen würde, in einer muhamedaniſchen 
Stände⸗Verſammlung zu ſitzen. 

Graf Dyhrn: Ich würde auf den Vorwurf, 
welcher von meinem ſonſt ſehr verehrten parlamentari⸗ 
ſchen Freunde, der leider hier von einer von der mei⸗ 
nigen ganz verſchiedenen Anſicht ausgegangen iſt, er⸗ 
wiedern, daß ich ihm allerdings nichts Anderes antwor⸗ 
ten kann, als daß ich es mir gefallen laſſen muß, 
wenn meine Theorie der Erlöſung ihm nicht gefällt; 
wenn er fie aber in einem Lichte darſtellt, als wäre fie 
nicht ſehr ernſthaft von mir gemeint, ſo hat er nur 
dann das Recht dazu, wenn er mich irgend einmal auf 
einer That getroffen haben wird, durch welche ich dieſer 
Erlöſungstheorie untreu geworden bin. Es giebt aller⸗ 
dings noch ſehr viel zu erlöſen. Aber davon iſt hier 
nicht die Rede, und ich werde hoffentlich noch recht oft 
zeigen können, ob ich dieſer Erlöſungstheorie je einmal 
werde untreu werden. Hier handelt es ſich blos dar⸗ 
um, ein tauſendjähriges Unrecht wieder gut zu ma⸗ 
chen, ein tauſendjähriges Unrecht endlich aufhören zu 
laſſen, und eine Race, eine Nation, welche die Grund: 
lage des Chriſtenthums geweſen iſt, welche lange Zeit 
die Trägerin der Gottes⸗Idee in der Welt geweſen iſt, 
wieder zu einer ganz einfachen, menſchlichen, bürgerli⸗ 
chen Anerkenntniß zu bringen. Nehmen wir uns auch 
hierbei ein Beiſpiel an dem, was vor kaum 20 Jah⸗ 
ren in England geſchehen iſt, das ein Jahrhundert 
langes Unrecht gutgemacht hat. Wir haben hier aber 
ein tauſendjähriges Unrecht zu ſühnen. Werde ich hierbei 
ein einziges Mal der Ablöſungstheorie untreu; erſt 
dann hat das edle Mitglied recht, dieſe in dem Lichte 
darzuſtellen, wie es geſchehen iſt. 

Graf zu Dohna-Lauck: Ich zweifle nicht einen 
Augenblick daran, daß mein geehrter Freund dieſe An⸗ 
ſicht ganz ernſtlich vemeint hat; ich wollte nur auf die 
Konſequenzen aufmerkſam machen, die ohne Zwang 
daraus gezogen werden können. 

Graf Dyhrn: Und ich habe die Konfequenzen an⸗ 
genommen. 

Graf Sier ſtor pff: Die Juden find uns eine 
unangenehme Körperſchaft geworden. Wir wollen Ih⸗ 
rer los ſein. Wir haben dazu kein anderes Mittel, 
als die Emancipation. Es iſt nicht allein billig, ſondern 
auch recht, ſie als Stagtsbürger im vollem Sinne des 
Wortes anzuerkennen. Aber hier treten andere Um⸗ 
ſtände ein. Sie wollen zwar unſere Rechte mit uns 
theilen, aber ihre Intoleranz in Betreff ihrer Sitten 
gegen uns bewahren. Dadurch würden ſie ein Vater 
land bei uns finden und eine andere Heimath in der 
Abgeſchloſſenheit ihrer Sitten und Gebräuche. Dies 
wären gleiche Verträge. Ich bin daher der Anſicht, daß 
der Staat jeden Augenblick bereit ſein möge, ſie zu eman⸗ 
cipiren, ſobald ſie erklären, daß ſie dieſe Intoleranz aufge⸗ 
ben, und namentlich, wenn ſie den Sabbath auf den Sonn⸗ 
tag vorlegen, weil er bisher die ſtaatliche und geſchäft⸗ 
liche Ordnung ſtörte. Dann aber eine freie, eine 
volle Emanzipation! Eine halbe iſt ein Wall, der 
leicht durchbrochen wird. Warum wollen wir ſie über⸗ 
haupt nicht emanzipiren? Weil wir ihnen nicht immer 
das Bewußtſein der freien, ehrenhaften Selbſtändigkeit 
zutrauen. Früher konnte uns dies ganz gleichgültig 
ſein, jetzt aber nicht, namentlich, nachdem ſie in die 
Reihen der Vaterlands-Vertheidiger aufgenom⸗ 
Wir müſſen ihnen daher jenen 
Begriff beibringen. Ich ſehe in der königlichen Pro: 
poſition nicht eine Emanzipation, ſondern eine Con⸗ 
glomeration. Durch dleſelbe wird ein Körper gebildet, 
der, gleich einem Bündel Pfeile, um ſo ſtärker daſteht, 
je enger er geſchnürt iſt. Durch ſie wird ihnen nicht 
ein größeres Feld der Freiheit gewährt, ſondern ein 
Bollwerk, in welchem die Abgeſchloſſenheit ihrer Sitten 
ſich befeſtigt. Somit würde ſich nicht allein ihre In⸗ 
toleranz gegen die Chriſten, ſondern auch umgekehrt, 
die der Chriſten gegen die Juden ſteigern, und ſollte 
ſpäter der Fall eintreten, wo die Emanzipation ſtatt⸗ 
finden müßte, fo wire es ſchwieriger, dieſen befeſtigten 
Körper aufzulöſen, als einzelne Individuen, wie jetzt, 
unter die Staatsbürger aufzunehmen. Ich muß mich, 
nach allen dem gegen die Tendenz der königlichen Pro⸗ 
poſition erklären. b 
Fauürſt Radziwill: Ich habe den Antrag, den ich, 
jetzt machen will, zurückbehalten, ſo lange unentſchieden 
war, ob die hohe Verſammlung ſich darüber entſchei⸗ 
den würde, daß das Geſetz gar nicht in Betracht zu zie⸗ 


hen ſei, ſondern daß ein neues vorgelegt werden ſoll. 


Da über dieſen Punkt kein Zweifel obwaltet, ſondern 
entſchieden iſt, daß das Geſetz mit ſeinen einzelnen, 
Paragraphen zur Diskuſſion kommen wird, ſo wollt 
ich mir vorzuſchlagen erlauben, jetzt auf dieſe 
Paragraphen einzugehen. Ich enthalte mich der 
allgemeinen Bemerkungen über das Geſetz, weil bei 
den einzelnen Paraphen ſich vollkommen Gelegenheit 
finden wird, meine Anſichten geltend zu machen und 
mich zugleich über das Praktiſche der einzelnen Para: 
graphen auszuſprechen. Nur eins! Ich kann nicht 
zugeben, daß die tiefbedeutende Thatſache, die 1800jäh⸗ 
rige Zerſtreuung der Juden von dem Geſichtspunkte 


einer philoſophiſchen Spekulation aus betrachtet werden 
könne. Es iſt ein Gottesgericht, welches dieſes Volk 
vor 19 Jahrhunderten an den Stufen des Lithoſtrotos 
auf ſich und ſeine Kinder herabgerufen hat. Ich will 
nicht ſagen, daß dieſes Gottesgericht den Chriſten das 
Recht gebe zur Verfolgung, zur Liebloſigkeit, zur un⸗ 
gerechten Behandlung; im Gegentheil, ich erkenne 
vollkommen an, daß die chriſtliche Lehre Liebe, Gerech⸗ 
tigkeit, Milde gegen unſere Feinde vorſchreibe, und um 
fo viel mehr gegen Leute, die wir nicht als unſere 
Feinde betrachten können, im gemeinſchaftlichen Staats⸗ 
verbande mit uns lebend, zu unſeren Nächſten gehören. 
Wir dürfen indeſſen dieſe Gerechtigkeit, dieſe Billigkeit 
nicht mit der völligen Emaneipation verwechſeln. Zur 
völligen Emancipation find die Thüren alle Tage ge⸗ 
öffnet. Mögen ſie ſich bekehren, zum chriſtlichen Glau⸗ 
ben übertreten, ſo ſind ſie unſere Brüder in Allem 
und nehmen Theil ſowohl an den bürgerlichen als 
an den politiſchen Rechten. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte bin ich bei Beurtheilung des vorlie⸗ 
genden Geſetzes ausgegangen, auch da, wo ich mich 
in der Minorität befunden habe. Die Gründe, 
die ich bei den einzelnen Paragraphen des Geſe⸗ 
bes werde auszuſprechen haben, werden ſich bei 
dieſen Paragraphen am zweckmäßigſten ausſprechen laſſen. 
Ich wiederhole alſo meinen Antrag, auf die Diskuſſion 
der Geſetzes-Paragraphen übergehen zu wollen, da bei 
dieſer Diskuſſion den verſchiedenen Anſichten die Gele⸗ 
genheit ſich darbieten wird, näher und praktiſcher auf 
das vorliegende Geſetz eingehen zu können. ! 
Fürſt Lynar: Ich wollte nur einige Worte auf 
eine vorhin gehörte Rede erwiedern. — Wenn ich mei⸗ 
nen ſehr verehrten Freund und Kollegen aus Preußen 
richtig verſtanden habe, fo iſt er der Meinung, daß die 
chriſtliche Religion ein unerläßliches Erforderniß ſei, um 
an dem politiſchen Leben in einem chriſtlichen Staate 
Antheil zu nehmen. Ich kann mich dieſer Anſicht nicht 
anſchließen. — Jede Religion und ſo auch die chriſt⸗ 
liche, hat eine doppelte Seite: ſubjektiv, als religibſe 
Anlage, die den Kern bildet, iſt fie. das Gottbewußtſein, 
und das tiefe Abhängigkeits- Gefühl von ihm; objektiv 
wird ſie aber eine Wiſſenſchaft und beziehungsweiſe die 
äußere Darlegung des religiöfen. Glaubens. Das In⸗ 
nere, als das eigentliche Weſen der Religion, iſt uner⸗ 
kennbar, und man könnte daher höchſtens chriſtliche 
Aeußerlichkeiten zur Bedingung politiſcher Rechte machen. 


Aeußerlichkeiten aber haben wenig ſittlichen Werth, und 


da es im ſtaatlichen Leben doch nur auf die praktiſche 
Sittlichkeit ankommt, ſo kann es bei politiſchen Rech⸗ 
ten wohl wenig auf jene Aeußerlichkeiten ankommen. — 
Wollte man aber irgend eine feſtbeſtehende dogmatiſche 
Doktrin zur Bedingung ſtellen, ſo würden wohl wenige 
Staatsbeamte und Landtags- Abgeordnete die ſtrenge 
Probe halten, da ein jeder Menſch, je nachdem das 
Gefühl oder das kritiſche Vermögen in ihm vor- 
herrſchend iſt, eine ihm eigenthümliche Auffaſſung der 
chriſtlichen Wahrheit gewinnt und zu ihr berechtigt iſt. 

Fürſt Lichnowsky: Ich werde ſehr kurz ſein und 
habe mich nur auf eine Aeußerung zu beſchränken, die 
von meinem verehrten Landsmanne vorhin ausgeſprochen 
worden iſt. Ich gehe auf den eigentlichen Tenor der 
Rede gar nicht ein, ſondern erlaube mir nur zu fragen, 
ob mit dem Vergleich zwiſchen jahrtauſendjährigem und 
zwiſchen mehrhundertjährigem Unrecht, wie ich ihn ver⸗ 
ſtanden habe, die Emancipation der Katholiken in Eng⸗ 
land gemeint war. 

(Eine Stimme: Ja wohl!) 

Es iſt, glaube ich, unmöglich, daß dieſes Beiſpiel 
irgendwo, und am wenigſten hier, ausgeſprochen wer⸗ 
den kann; ich begreife nicht, wie hier, in einer chriſtli⸗ 
chen Verſammlung, in einer Kurie, in der ſich 20 katho⸗ 
liſche Mitglieder befinden, als Vergleich zur Juden⸗Ge⸗ 
ſetzgebung, die Emancipation der Katholiken angeführt 
werden kann. Ich will hier nicht theologiſche Vorträge 
halten, auch mich weder auf den religiöſen Standpunkt 
verſetzen, noch auf den rechtlichen; ich will mich nur 


an das hiſtoriſche Faktum halten. Irland iſt ein katho⸗ 


* 


liſches Reich; England hat dieſes katholiſche Reich er⸗ 


obert und die Bewohner dieſes katholiſchen Landes in 


ihrem eigenen Lande zuerſt lange unterdrückt, dann end⸗ 
lich emanzipirt. Wenn Preußen einmal wird Paläſting 
erobert und die dortigen Juden unterdrückt haben, dann 


werde ich die Parallele richtig finden. Die Juden find: 
Fremdlinge hier, wenigſtens nicht die unterdrückten Ur⸗ 


einwohner; die Irländer waren Herren und zu Hauſe 
in dem Lande, in dem ſie, Knechte wurden. Ich be⸗ 
greife nicht, 
können. 
Graf Dyhrn: Ich habe mich noch nie mit 
einer größeren Verwunderung in dieſer Verſammlung 


erhoben, als jetzt, weil ich noch viel weniger be⸗ 


greife, wie das verehrte Mitglied, welches ſo eben 
geſprochen hat, und mit dem bis jetzt zu ſtimmen ich 
immer die Freude gehabt habe, meine Parallele hat ſo miß⸗ 
verſtehen können. Ich habe nicht die Juden und Ka⸗ 
tholiken, ſondern überhaupt zwei geſchichtliche Unrechte 
zuſammengeſtellt; auch ich glaube nicht, denn ſo viel 
Geſchichte kenne ich auch, daß das Verhältniß von Ir⸗ 
land mit dem unſerer Juden zuſammengeſtellt werden 
kann; aber ich habe nur überhaubt hier die Sühne 


wie irgend dies hat verglichen werden 


eines hiſtoriſchen Unrechts zuſammenſtellen wollen, mit 
der, welche ich begehre. Ob der verehrte Redner dies 
für Unrecht hält oder nicht, ſchmerzt mich zwar, aber 
bekehrt mich nicht; ich habe es ja blos für mich an⸗ 
geführt und proteſtire hier feierlichſt gegen die Erklä⸗ 
rung, welche der verehrte Redner eben gegeben hat. 
(Fürſt Lichnowsky bittet um das Wort.) 

Ich begreife nicht, wie er bei der Anſchauung, die 
ich bis jetzt immer habe kennen lernen, auf dieſen Ver⸗ 
gleich gekommen iſt, wie er meine Worte ſo verſtan⸗ 
den haben kann, wenn es nicht vielleicht darum geſche⸗ 
hen iſt, damit ich die Freude haben kann, dieſes Zwie⸗ 
geſpräch mit ihm zu führen. 

Marſchall: Falls von dem Fürſten Lichnowsky 
eine perſönliche Bemerkung zu machen iſt, werde ich 
ihm das Wort ertheilen. 

Fürſt Lichnowsky: Auch ich werde dieſem Zwie⸗ 
geſpräch bald ein Ende machen. Ich kann nur Eins 
nicht begreifen: Der verehrte Redner ſagt, er habe 
dieſe Bemerkungen nur für ſich gemacht. Ich muß 
aufrichtig geſtehen, daß, wenn von unſerem durchlauch⸗ 
lauchtigen Marſchall das Wort begehrt und erhalten 
worden iſt, ich dafür halte, daß alle Bemerkungen, die 
laut ausgeſprochen werden, für die hohe Kurie und 
nicht für den Redner gemacht werden. Ferner bin ich 
meinem verehrten Kollegen für ſeine Erklärung ſehr 
dankbar, da er ſelbſt einzuſehen ſcheint, daß ſein Ver⸗ 
gleich nicht paßt, ſo bin ich vollkommen zufriedengeſtellt. 

Graf Dyhrn: Dies kann ich keinesweges zuge⸗ 
ben, und ich weiß wirklich ebenfalls nicht, was ich ant⸗ 
worten ſoll, weil der verehrte Redner hier in die deut⸗ 
ſche Grammatik eingeht. Alle Bemerkungen, die hier 
gemacht werden, werden allerdings vor der Kurie ges 
macht, aber der Redner hat wohl das Recht, ſie für 
ſich anzuführen, und fo habe auch ich hier nur behaup— 
tet, daß ich dies hlſtoriſche Beiſpiel für ſich und für 
meine Meinung angeführt habe. Denn überhaupt für 
die Mitglieder, die nicht meiner Meinung ſind, kann 
ich nie ein Beiſpiel anführen. 

Graf von Zieten: Ich kehre zur Sache zurück. 

(Heiterkeit. ) 

Liebe Gott über Alles und deinen Nächſten wie 
dich ſelbſt, iſt die erſte Stütze unſerer gemeinſchaftlichen 
chriſtlichen Religion; wie kann ich aber meinen Neben⸗ 
menſchen lieben, wenn ich ihn von mir ſtoße und, dem 
Paria gleich, ihn in engere Banden und Schranken 
verſetze und einzwinge, als die, in denen ich lebe und 
er ſelbſt ſchon gelebt? Ich glaube daher, daß der beſte 
Beweis, den ich meinem Nebenmenſchen von der Liebe 
geben kann, der iſt, daß er gleiche bürgerliche Rechte 
mit mir genießt, und darum ſtimme ich für die volle 
Emanzipation der Juden; d. h. inſofern für volle 
Emancipgtion, als es die Modalitäten der einzelnen zu 
debattirenden Paragraphen des Geſetzes mit ſich brin⸗ 
gen. Vom praktiſchen Geſichtspunkte aber ausgegan⸗ 
gen, muß ich mich entſchieden gegen eine Aeußerung 
meines geehrten Nachbars zur Rechten ausſprechen. 
Ich halte die Juden nicht für eine unangenehme 


Körperſchaft, 

(Große Heiterheit.) 
ich halte ſte im Gegentheil für eine in unendlich vielen 
Momenten des Lebens ſehr erwünſchte, alſo höchſt an⸗ 


genehme. 
; - (Gelächter.) 

Der Lauf meines Lebens hat mich oft mit Juden 
zuſammengebracht; i 

(Erneuertes Gelächter.) 
ich habe ſie ſtets als erfahrene, betriebſame, indulgente, 
mit einem Worte, als gute, edle Menſchen angetroffen. 
(Anhaltendes ſchallendes Gelächter.) 


Man wird mir einwerfen, daß der Jude ſich aus: 
zeichnet durch einen Hang zum Finanziellen; gut, ich 
räume es vollkommen ein, und fällt mir auch nicht im 
Geringſten das Gegentheil zu behaupten ein, denn der 
größte, unerreichlichſte Financier der Welt iſt ja — ein 
Jude; allein man nehme hinweg die Bande, die den 
Juden, den niedergedrückten Stamm Moſes, von den 
Chriſten zurückdrängt, und er wird aufhören, ſich nur 
auf das Finanzweſen zu legen, und gleich uns wird er 
die Mühſeligkeiten des Lebens tragen, und gleich ſeinen 
armen Mitbrüdern unſeres Glaubens wird er den Spa⸗ 
ten ergreifen, um mit dieſem die oft harte, undankbare 
Erde zu durchwühlen, um ſich und ſeinen Angehörigen 
im Schweiße ſeines Angeſichts Brod und Nahrung zu 
verdienen. 

Marſchäll: Wir kommen alſo jetzt zur Berathung 
der einzelnen Paragraphen, da es kaum nöthig ſein 
wird, eine Frage dahin zu richten, ob das Bedürfniß 
einer geſetzlichen Regulirung des Gegenſtandes anerkannt 
wird, indem die Abtheiltung darauf anträgt und im 
Laufe der Berathung von keiner Seite eine entgegen⸗ 
ſtehende Bemerkung gemacht worden iſt. 
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Referent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): 
Nach § 17 des Geſchäfts⸗Reglements für den vereinig⸗ 
ten Landtag iſt zwar 
„die Faſſung der vorgelegten Geſetze von der Bera⸗ 
thung des Landtags ausgeſchloſſen,“ 
und die Abtheilung iſt gewiß bereit, ſich dieſer Anordnung 
zu unterwerfen. 

Um aber ihre Vorſchläge deutlich und präcis zu faſſen, 
hat dieſelbe ſich mehrfach erlaubt, jene in eventuellen Ge⸗ 
ſetzes-Worten auszuſprechen, da ſonſt oft die nöthige Klar: 
heit nicht zu erreichen geweſen wäre; fie hat aber ſelbſtre⸗ 
dend dadurch in keiner Weiſe die Faſſung des künftigen Ge⸗ 
ſetzes antizipiren oder unbefugt in dieſelbe eingreifen wollen. 


82 Abſchnitt J. 2 
und deſſen erſten Paragraphen, welcher das Grund: 
prinzip des Geſetzes enthält, wurde zwar einerſeits beantragt, 
daß grundſätzlich außer gleichen bürgerlichen den Juden auch 
gleiche politiſche Rechte zugeſichert werden möchten, und 
von einer anderen Seite, daß das „bürgerlich“ aus dem $ 1 
weggelaſſen werden möchte. Die überwiegende Majorität der 
Abtheilung entſchied ſich aber dahin, den § 1 unverändert 
zur Annahme zu empfehlen. 

Ich erlaube mir noch, hinzuzuſetzen, daß dieſe un⸗ 
veränderte Beibehaltung der Faſſung ſich auch dadurch 
noch rechtfertigen möchte, daß der Antrag, das Wort 
„bürgerliche“ zu ſtreichen oder das Wort „politiſche“ 
hinzuzuſetzen, die Anſicht derer iſt, die auf eine voll⸗ 
ſtändige Emancipation dringen. Sollte nun ſpäterhin 
ſich herausſtellen, daß dieſe Anſicht die Majorität der 
Kurie gewinnt, ſo möchte daraus die Veranlaſſung fol⸗ 
gen, auch dieſen Paragraphen zu ändern. Da ich aber 
nicht glaube, daß dies der Fall ſein wird, ſo bin ich 
der Anſicht, daß es bei dem Paragraphen, wie er jetzt 
gefaßt iſt, bleiben möge. 

Von den Rednern, welche nunmehr ſprechen, ſind 
der Graf Vork und der Graf Dyhrn für, der Graf 
Zieten und der Graf zu Solms-Baruth gegen 
den Zuſatz „politiſche Rechte“. 

(Der Paragraph wird angenommen, wie er im Ent⸗ 
wurfe vorliegt.) 

Referent Graf von Seenplie (lieſt vor): 

H { 


Die Abtheilung theilt ganz die Abſicht des Geſetzes da⸗ 
hin, daß es gut und heilſam iſt, die Juden rückſichtlich ihrer 
religiöſen Verhältniſſe in äußerlich erkennbare und zu Recht 
beſtändige Körperſchaften zu vereinigen, und glaubt auch, 
daß, wo es äußerlich thunlich iſt, die Gründung beſonderer 
Schulen von dieſen Korporationen ohne Schaden ausgehen 
kann. Sie iſt auch damit einverſtanden, daß in dem Geſetz 
Lu 2 u. f. die Bekenner des moſaſſchen Glaubens am 
beſten „Juden“ zu nennen ſein werden; ſie iſt aber auch der 
Anſicht, daß die Wirkſamkeit der vorgenannten Körperſchaf⸗ 
ten ſich nur auf religiöfe und Schulzwecke zu beſchränken ha⸗ 
ben werde, und iſt daher, und weil der landübliche Ausdruck 
„Judenſchaft“ oft auch auf politiſche Vereine und Rechte 
oder Pflichten, z. B. Schulden der Judengenoſſenſchaften, bezo⸗ 
gen wird, der Meinung, daß die Benennung „Judenſchaft“ 
für die zu bildenden Vereine zu vermeiden und ſtatt deſſen 
der Ausdruck: 


„Synagogen-Verein“ 
zu wählen ſein möchte. 

Die Abtheiluug hält dafür, daß es der ferneren ſittli⸗ 
chen Entwickelung der Juden nicht förderlich ſein kann, ſie 
in bürgerlichen Verhältniſſen geſetzlich abzuſondern und alle 
in eine Kaſte zuſammen zu drängen, ſondern glaubt, daß die 
Vermiſchung der Juden mit den Chriſten am beſten dazu 
führen werde, jene von der in Europa allgemein verbreite 
ten Bildung und Geſittung zu durchdringen. 3 

Das Syſtem der Abſonderung und mehr oder weniger 
Bedrückung der Juden iſt feit der Zerſtreuung derſelben über 
die Erde nun ungefähr 1700 Jahre befolgt worden, hat aber 
nicht dahin geführt, die Juden in Sitte und Geſinnung den 
Chriſten gleich zu machen. N 

Die Abtheilung hat daher mit 5 gegen 3 Stimmen be⸗ 
ſchloſſen, das Wort „Judenſchaften“ als Bezeichnung 
der Korporation abzulehnen und mit 7 gegen 1 Stimme 
beliebt, vorzuſchlagen, daß im § 2 ſtatt deſſen das Wort: 
„Synagogenverein“ und weiter im Text des Geſetzes, wie 
es paßt, ebenfalls die Worte: „Verein“ oder „Synagogen: 
Berlin” gebraucht werden mögen. 

Daß alle Juden verpflichtet ſind, ſich zu einem Syna⸗ 
gogenverein zu halten und die Bezirke angemeſſen von der 
Behörde abgegrenzt werden müſſen, wird von der Abthei⸗ 
lung einſtimmig als nothwendig anerkannt. 

Er Es werden von den Mitgliedern noch andere Be⸗ 
zeichnungen für das Wort „Judenſchaft“ aufgeſtellt, 
als: „Synagogen-Gemeinde“, „jüdiſcher Kultusverein“, 
„jüdiſche Gemeinde“, „Synagogen-Bezirk“, „jüdiſche 
Kirche“. — Die Abſtimmung erfolgt nun über den 


(Antrag der Abtheilung, welcher dahin geht, in dieſem 


und in den Paragraphen, wo der Ausdruck „Juden⸗ 
ſchaft“ fernerweit noch vorkommt, an deſſen Stelle den 
Ausdruck „Synagogen Verein“ zu ſetzen. 

Die Majorität von 33 Stimmen erklärt ſich für 
die Annahme des Vorſchlages der Abtheilung. Der⸗ 
ſelbe iſt alſo angenommen. 

Marſchall: 9 2 iſt mit den von der Abtheilung 
beantragten Abänderungen angenommen. 

Die $$ 3 bis 7 des Entwurfes werden ohne alle 
Debatte angenommen. f 

Bei $ 8 fand ſich nur eine Bemerkung rückſichtlich 
der künftigen Faſſung Seitens der kgl. Behörde zu machen. 
Danach würde der Paragraph nach Antrag der Ab⸗ 
theilung ſo lauten: ) 


„Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſcholtene 
Mitglieder der Judenſchaft, welche ſich ſelbſtſtändis 
ernähren, und mit Entrichtung der Abgaben für die 
Judenſchaft während der letzten 3 Jahre nicht in 
Rückſtand geblieben find, wählen die Nepräfentanten 
und dieſe den Vorſtand der Judenſchaft auf 6 Jahre. 
Die Wahl iſt überall zugleich auf eine entſprechende 
Zahl von Stellvertretern zu richten. 12 

Ich bemerke, daß in dem Sinne nichts verän⸗ 
dert wird. 

($ 9 wird angenommen.) 

Ad $ 10 hat die Abtheilung erwogen, ob det 
Schlußpaſſus, welcher von der Befugniß der An - 
nung einzelner Mitglieder handelt, neben dem 404 
des Geſetzes vom 29, März 1844, Geſetz⸗Sammlung 
S. 86, $ 44, noch erforderlich ſei, ſich aber für um? 
bedingte Beibehaltung dieſes Paſſus und reſp. Para 
graphen entſchieden. Die darin enthaltene Befugniß der 
königl. Regierung iſt gewiß nützlich und nothwendig, 
und da der Vorſtand des Synagogen⸗Vereins nach der 
Anſicht der Abtheilung nicht als der Vorſtand einer 
politiſchen Gemeinde, ſondern als Kultus- und Schul- 
Beamte anzufehen fein werden, fo erſcheint es deutlis 
cher und beſſer, den Paragraph unverändert beizube⸗ 
halten. . 

Das Gutachten ſagt zu $ 11: Gegen $ 11 findet 
die Abtheilung um fo weniger etwas zu erinnern, a 
die revidirte Städte⸗Ordnung von 1831 in den Pre 
vinzen Poſen, Sachſen und Weſtfalen gilt, alſo wohl 
die Mehrzahl der Juden in Städten wohnt, 1) 
dies Geſetz angewendet wird, und da außerdem dies 
ſehr gut gefaßte Geſetz auch in den Provinzen, wo die 
Städte⸗Ordnung von 1808 gilt, wohlbekannt iſt. 
erſcheint daher angemeſſen, daß, wie in dem Geſetz⸗Enk⸗ 
wurf geſchehen, auf die revidirte Städte⸗Ordnung von 
1831 und nicht auf die von 1808 Bezug genommen 
werde. — Rückſichtlich des materiellen Inhalts dieſes 
Paragraphens beantragt die Abtheilung einſtimmig, um 
mehrerer Deutlichkeit willen noch einen Zuſatz. — Nach | 
der allgemeinen preußiſchen Geſetzgebung über Korpor® 
tionen ($ 133, Thl. II. Tit. 6 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts) können die ſämmtlichen Mitglieder einer Korpo⸗ 
ration die Beſchlüffe ihrer Vertreter, hier der Mepr 
ſentanten, wieder aufheben. Daß dies nicht die Ab 
ſicht des Geſetzgebers iſt, ergiebt ſich aus der Beziehung 
auf die Städte⸗Ordnung; nach dieſer find die Bürge 
nicht befugt, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten mil 
der aufzuheben; da aber der § 75 der revidirten Städte⸗ 
Ordnung, der dieſen Grundſatz enthält, ſich auf die web 
teren Beſtimmungen der Städte⸗Ordnung bezieht, welche 
auf die Synagogen⸗Vereine nicht überall und unbedingt 
paſſen möchten; ſo erſcheint es nützlich, ja nothwendig, 
auszuſprechen, daß die Mitglieder eines ſolchen Ber 
eins an die Beſchlüſſe ihrer Repräſentanten und Vor 
ſteher nach Analogie der Städte-Ordnung gebunden und 
nicht befugt find, ſolche auf Grund des $ 113, Thl. 
II. Tit. 6 des ene Landrechts anzufechten oder 
aufzuheben. — Dieſer Zuſatz könnte bei § 11 einge 
ſchaltet und möglicherweiſe ſo gefaßt werden: 

„Die Mitglieder des Vereins find daher nicht DM 
fugt, die Beſchlüſſe der Repräſentanten und Vorſte 
her aufzuheben, und die Anwendung des F113, 
Thl. II. Tit. 6 des Allgemeinen Landrechts bleibt 
ausgeſchloſſen. 1 N 

Kultus⸗Miniſter Eichhorn: Der vorgeſchlagene 
Zuſatz iſt ganz in der Intention des Geſetzes, die MN“ 
gierung hielt jedoch bei Abfaſſung des betreffenden PM 
ragraphen es fur überflüſſig, dies beſonders auszufpt“ 
chen. Man nahm nämlich an, daß, wenn die betre 
enden Paragraphen des Landrechts über die inneren 

erhäftniffe der Korporationen und moraliſchen Per 
— im Zuſammenhange aufgefaßt und auf die 
rage ſtehenden Vereine richtig angewendet würden, 
es ſich von ſelbſt verſteht, das, was die Organe der 
einen Korporation beſchloſſen haben, d. h. die Repra⸗ 
ſentanten mit dem Vorſtande, von der Gemeinde im 
Ganzen nicht wieder aufgehoben werden könne, dan 
der Vorſtand und die e ſtänden mich, 
in dem Verhältniß, wie bloße Bevollmächtigte zu iche 
Machtgebern. — Blos aus dem Grunde, „", 
ſie überflüſſig erſchien, iſt die Beziehung 1 
betreffenden Paragraphen des Landrechts nicht ausge 
ſprochen worden. Ich will übrigens die hohe Berlin 
lung hier nicht mit einer juridiſchen Deductlon 
halten. a 
($ 12 wird angenommen.) 1 N 0 
kommen, wie e 

Bei 9 13 iſt zwar zur rea beſonders zu 
angemeſſen ſei, die Stellvertreter n £ 
wählen, ſondern die Perfonen als ſolche zu pro ne 
welche bei der Wahl der Nepraſg tenz nach den 
die meiſten Stimmen haben, A 8 theilung 1 
dieſe Anſicht, die darauf bezügliche Beſtimmung w 
aber mehr in das Statut als in das Geſetz gehören 
und kann daher jenem überlaſſen bleiben. (Es erfolgt die 
unveränderte Annahme des Paragraphen.) 

(Schluß der Sitzung nach 9% 4 Uhr.) 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 
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Verlag und Druck von Graß, Barth und Comp. 
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Landtags⸗Angelegenheiten. 
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Sitzung der Kurie der drei Stände 

* am 15. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 10 Uhr, unter Vorſitz 

e Marſchalls von Rochow, mit Verleſung des Pro⸗ 

| Aare der vorigen Sitzung, welches nach einer kurzen 

Er erkung angenommen wird. 

Als Sekretäre fungiren die Abgeordneten v. Bockum⸗ 

Dolffs und Kuſchke 1. 5 

JZauerſt kamen zur Diskuſſton eine Bemerkung über 
Petition in Betreff der Minden⸗Köln⸗Thüringer 

Verbindungsbahn; eine Reklamation wegen einer in 


Ketatiats geſtrichenen Aeußerung; eine Interpellation hin⸗ 
ſſchtlich der Nichtaufnahme der in der Verſammlung 
Ban Entwürfe, ihrer Erklärungen oder Be⸗ 


ſchtüſſe in die durch die Allg. Pr. Ztg. zu veröffent⸗ 
chenden Berichte; dann folgt die Forſetzung der Ver⸗ 
N handlungen über die Allerhöchſte Propoſition, die Ver⸗ 
häaͤleniſſe der Juden betreffend. 
Marſchall: Es iſt der hohen Verſammlung anzu⸗ 
zeigen, daß auf höchſten Befehl St. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs der Herr geheime Regierungsrath Schröner in der 
liegenden Berathung das Ministerium des Innern 


vertreten wird. 


Wir können heute aus den Verhandlungen über 
dies Geſetz im Allgemeinen nur Einiges mittheilen, um 
dann zu den Berathungen über die einzelnen Paragra⸗ 
phen überzugehen. 5 
Abgeordn. Mohr: 


— 


U 
Meine Herren! Wenn, wie wir 


der Ausdruck iſt des Geiſtes, der im Volke lebt, daß, 
wie wir ebenfalls annehmen dürfen, dieſelbe ſeine Be⸗ 
düͤrfniſſe kennt und feine Wünſche, wie feine Erwar⸗ 
tungen, in ſeinem Schooße hegt, alsdann, meine Her⸗ 
den, muß dasjenige, was wir geſtern von den Bänken, 
vor denen ich zu ſtehen die Ehre habe, gehört haben, 
uns den Beweis aufdringen, daß das Gouvernement 
ſich außer der Richtung befinde, die jenem Volksgeiſte 
enkſpricht. Fern ſei es von mir, den Räthen der Krone 
eiten Vorwurf machen zu wollen. Ich erkenne viel⸗ 
meh d die hohe Verſammlung ſicherlich ebenfalls, 
daß dieſelben einer innigen Ueberzeugung folgen und daß 

‚ eingeſchlagenen Weg verfolgen, weil fie glauben, 
„daß dadurch Fürſt und Volk beglückt werde. Es kann 
um fo weniger ein Vorwurf in dem was ich gage, 


die Herren Miniſter unterftüst und ihnen nicht ſelten 
Beifall zollt. Aber, meine Herren, es iſt gut, von die⸗ 
ſer Stelle aus jene Thatſache zu konſtatiren, zumal ſich 
auch dadurch manche frühere Erſcheinung erklären läßt. 
T Dies vorausgeſchickt, verſichere ich, mich der langen 
Reihe der Gegner des Geſetzentwurfs anzuſchließen. 
Ich thue dies um ſo mehr, als, von meinem Stand⸗ 
punkte aus, ſchon ſeit geraumer Zeit über den Geſetz⸗ 
Entwurf das Loos gefallen iſt, ſo daß derſelbe für 
mich nicht mehr vorhanden iſt. Schon in der Sitzung 
vom 12. Mai hat der königl. Herr Kommiſſar erklärt, 
daß Wohlthaten durch das Gouvernement nicht aufge⸗ 
drungen werden ſollen. Damals beſaß ich ſchon ſeit 
del Wochen ein Schreiben des ifraelitifchen Konſiſto⸗ 
tiums in Trier, wodurch ich aufgefordert werde, alle 
meine Kräfte aufzubieten, daß dieſe Verordnung nicht 
ins Leben trete. In dieſem Schreiben kommt unter 
Anderem die Stelle vor: „Die höchſte Schmach und 
Zurückſetzung für die Juden ſei darin enthalten, und 
nimmer werde die Judenſchaft derſelben freiwillig ſich 
unterwerfen.“ Seitdem ſind noch eine Menge Einga⸗ 
ben an die Mitglieder der hohen Verſammlung einge⸗ 
gangen, unter anderen eine von 46 jüdiſchen Gemein⸗ 
den aus Schleſien, von ſämmtlichen jüdiſchen Gemein⸗ 
den der Rheinprovinz und außerdem von 187 der acht⸗ 
barſten Männer aus allen Fächern. Alle proteſtiren 
gegen das Geſchenk, welches ihnen durch die neue Ver⸗ 
ordnung werden fol. Wie geſagt, ich ſehe daher von 
meinem Standpunkte ſeit dem 12. Mai die Ver⸗ 
ang als nicht mehr vorhanden an, (Heiterkeit.) 
und es handelt ſich in meinem Sinne heute eigent⸗ 
lich von einer Reſurrektion derſelben, einer Reſur⸗ 
ktion, wogegen ich mit allen Kräften ankämpfe. Daſ⸗ 
Felde wird Jeder in der hohen Verſammlung thun, wel⸗ 
cher die volle Emanzipation der Juden wünſcht und 
daſſelbe an den früheren Landtagen ausgeſprochen hat. 
hoffe — und es täuſcht mich gewiß nicht mein 
Vorgefühl — daß auch noch viele, viele andere Mit⸗ 
glieder dieſer Verſammlung in dem nämlichen Sinne 
ſtimmen werden. Denn in der That, meine Herren, 
dovon handelt es ſich anders, als von einer fortgeſetz⸗ 
ten, nur in eine neue Form gegoſſenen religiöſen, bür⸗ 
gerlichen und politiſchen Unterdrückung eines Achtzig⸗ 
ls der Staatsangehörigen durch die übrigen neun⸗ 
Andſiebzig Achtzigſtel, von der Ausübung des Rechtes 


dem Berichte über eine frühere Sitzung ſeitens des Se⸗ 


annehmen dürfen, dieſe hohe ſtändiſche Verſammlung 


legen, als in der hohen Verſammlung ſtets ein Theil. 


— 


= Extra -Blatt zur Breslauer 


Montag, den 21. Juni 1847. 


des Stärkeren, und eine ſolche Schuld wird ſicherlich 
der erſte vereinigte Landtag nicht auf ſich laden. Meine 
Herren! Ich verwerfe alſo den Geſetzentwurf und hoffe, 
daß über nicht lange Zeit alle Staatsbürger, ohne Un⸗ 
terſchied des Glaubens, ſo wie verhältnißmäßig gleich 
verpflichtet, auch gleich berechtigt ſein werden, und daß 
Alle, wie ſie auch durch Geburt, durch Zufall, durch 
eigene Kraft geſtellt ſein mögen, ſich um den Heerd 
des Vaterlandes ſchaaren werden und nach Vermögen 
dazu mitwirken werden, daß die in demſelben ruhenden 
Elemente der Wohlfahrt und der Größe ihrer höchſten 
Entwickelung entgegengeführt werden. 

(Bravo! Bravo!) 

Landtags-Kommiſſar: Der geehrte Redner hat 
geäußert, daß er den vorliegenden Geſetzentwurf ſeit dem 
12. Mai nicht mehr als exiſtirend betrachte. Ich kann, 
was ſeine Individualität betrifft, nichts dagegen ein⸗ 
wenden. Aber das hätte ich erwarten dürfen und 
glaube auch, daß die hohe Verſammlung es erwarten 
werde, daß er dieſelbe mit ſeiner Anſicht über einen Ge⸗ 
ſetzentwurf, den er als nicht exiſtirend betrachtet, ver⸗ 
ſchonen wird. Uebrigens exiſtirt der Geſetzentwurf al⸗ 
lerdings, und zwar ſo lange, bis Se. Maj. Sich etwa 
entſchließen ſollten, denſelben zurückzunehmen. Ich er⸗ 
warte, daß die hohe Verſammlung dies anerkenne. (Ja, 
jal) Zur Begründung ſeiner individuellen Anſicht hat 
ſich der geehrte Redner damuf berufen, daß ich erklärt 
hätte, Wohlthäten pflegten nicht obtrudirt zu werden. 
Es kann ſein, daß ich das geſagt habe, wiewohl Nie⸗ 
mand unter uns ſich befinden wird, der nicht Aehnli⸗ 
ches irgend einmal geäußert hätte; aber gegen die da⸗ 
raus gezogene Konfequenz muß ich mich ſchon deshalb 
verwahren, weil ich weder die Judenſchaft von Trier, 
noch die übrigen jüdiſchen Korreſpondenten des geehrten 
Deputirten als kompetent zu der Erklärung anerkenne, 
ob das Geſetz eine Wohlthat ſei oder nicht. Uebrigens 
erkläre ich zum Ueberfluß, daß der vorliegende Geſetzes⸗ 
vorſchlag nicht blos eine Wohlthat für die Juden ſein 
fol, ſondern daß derſelbe im Intereſſe der geſammten 
Nation proponirt iſt. (Mehrere Stimmen: Bravo!) - 

Abgeordn. Mohr: Meine Herren! 

(Mehrere Stimmen: Ruhe! Ruhe! Getrommel.) 
Der königliche Kommiſſar hat geſagt, 

(Einige Stimmen: Lauter! Lauter!) N 

daß die hohe Verſammlung nicht zugeben werde, daß 
ich ihr meine individuelle Anſicht mittheile. Meine 
Herren! Dazu ſind wir hier. Ich kann nur meine 
Mein ung ausſprechen, nicht die Meinung eines Ande⸗ 
ren; aber meine Meinung auszuſprechen, habe ich eben 
ſo ſehr das Recht und die Pflicht, wie jeder Andere 
in dieſer hohen Verſammlung. (Bravo!) 
Was nun das betrifft, ob es eine Wohlthat ſei oder 
keine, ſo ſcheint mir doch, daß derjenige, der ſie zu em⸗ 
pfangen hat, am beſten wiſſen muß, ob es für ihn 
wirklich eine Wohlthat ſei oder nicht. 1 

Landtags⸗Kommiſſar: Berichtigend habe ich 
zu bemerken, daß ich nicht geſagt habe, die hohe Ver⸗ 
ſammlung möge nicht die individuelle Meinung des 
geehrten Deputirten hören; ich habe lediglich geſagt, 
daß meiner Anſicht nach die hohe Verſammlung er⸗ 
warten dürfe, daß er ſie nicht mit ſeiner Anſicht über 
einen ſeiner Meinung nach nicht exiſtirenden Geſetzes⸗ 
Vorſchlag unterhalten werde. 

Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Reg.⸗Rath Brügge⸗ 
mann: Ich würde das Wort ſelbſt nicht für einige 
Minuten in dieſem Stadium der Berathung ergriffen 
haben, wenn nicht einzelne Beſtimmungen des Geſetz⸗ 
Entwurfs, welche ich nöthigenfalls zu erläutern und zu 
vertreten verpflichtet bin, gerade auf einer Grund⸗An⸗ 
ſicht beruhten, die in den verſchiedenen Vorträgen der 
verehrten Redner vielfach berührt und angegriffen wor⸗ 
den iſt. Ich bitte daher, in dieſer Beziehung auch mei⸗ 
nerſeits einige allgemeine Bemerkungen jetzt ausſprechen 
zu dürfen, um auf dieſelben bei der weiteren Berathung 
und Diskuſſion des Geſetzes zurückverweiſen zu kön⸗ 
nen. Die Differenz des dem Geſetz⸗Entwurfe zu 
Grunde liegenden Prinzips zu den von den meiſten Red⸗ 
nern vertretenen Anſichten betrifft, wie wir auch aus dem 
Munde des verehrten Redners gehört haben, der ſe eben 
die Redner⸗Tribüne verlaſſen hat, das Verhältniß des 
chriſtlichen Prinzips zum Staate, wie es in dem Aus⸗ 
drucke „riftlicher Staat“ feine Bezeichnung findet und 
geſtern bereits eine eben ſo beredte als klare Vertretung 
gefunden hat, von den ſpäteren Rednern aber dennoch 
in dieſer ſeiner Bedeutung nicht anerkannt, vielmehr 
von neuem in Frage geſtellt worden iſt. — Wenn von 
einem chriſtlichen Staate geſprochen wird, ſo hat das 
Wort nicht die Bedeutung, als ſollte dem Staate eine 
andere Aufgabe geſtellt werden, als ihm nach ſeinem 
Weſen und ſeiner innerſten Bedeutung zukommt. Dieſe 
ſeine Aufgabe bleibt darin beſtehen, die rechtliche Ord⸗ 
nung feſtzuſtellen und in allen Beziehungen unter ſei⸗ 
nen Mitgliedern durchzuführen. Dem Staate ſteht bei 


citung. 


der Erfüllung dieſer ſeiner Aufgabe ein anderes Prin⸗ 
zip, das chriſtliche, gegenüber, welches darauf Anſpruch 
macht, ein abſolut wahres und allgemeines zu ſein, 
alle Verhältniſſe zu durchdringen und ſie auf einem 
höheren Standpunkte erhebend zu verklären. Von ihm 
ſoll auch die rechtliche Ordnung des Staates durchdrun⸗ 
gen werden, woraus ſich, da auch die rechtliche Ord⸗ 
nung göttlichen Urſprunges iſt kein Widerſpruch, noch 
weniger eine Aufhebung des Rechts ergeben wird, ſon⸗ 
dern beide Prinzipe in inniger Gemeinſchaft ſich in 
allen Verhältniſſen auch des ſtaatlichen Lebens einfluß⸗ 
reich zeigen werden. Das Recht ſteht ſtarr und un⸗ 
beugfam in feiner Schärfe da; aber feine Starrheit 


wird das chriſtliche Prinzip der Liebe brechen, und wenn 


auch der Geſetzgeber im Staate, gemäß ſeiner Aufgabe, 
ſeine Geſetze nicht aus dem chriſtlichen Prinzipe ſelbſt, 
ſondern aus dem Begriffe des Rechtes ableitet, ſo ſol⸗ 
len eben die lebendigen Organe, welche die rechtliche 
Ordnung handhaben, von dem chriſtlichen Geiſte durch⸗ 
drungen ſein, um auch in der verwaltenden, richtenden 
und vollziehenden Thätigkeit des Staates dieſen Geiſt 
durchblicken zu laſſen und in alle Lebensverhältniſſe feine 
wohlthuenden Wirkungen einzuführen. Eine frühere 


Form des Staates iſt trotz einer ins Ungeheure wach⸗ 


ſenden Sittenverderbtheit, welche alle Früchte der lang 
gepflegten Humanität vernichtete, noch lange erhalten 
worden, damit der Keim des Chriſtenthums nicht er⸗ 
fterbe und feine das geiſtige Leben erfriſchende Kraft 
entwickeln und für die Erzeugung neuer Lebensformen 
tüchtig machen könne. — Als dann auch jene Staats⸗ 
form zerſchlagen, das chriſtliche Prinzip aber erſtarkt 
war, da hat die Kirche den neuen Staat an ihrer Hand 
erzogen, und Keiner, der die Geſchichte kennt, wird 
dieſe Thatſache leugnen oder in Zweifel ſtellen können. 
Unter ihrem Schutze hat die neue Ordnung des Staa⸗ 
tes ſich gebildet, von ſchwachem Anfange aus mehr 
und mehr Boden gewonnen und dann, an der Hand 
der erziehenden Kirche mündig und großjährig“ gewor⸗ 
den, mit Recht der pflegenden Mutter gegenüber ihr 
Recht der Großjährigkeit und Selbſtſtändigkeit in Ans 
ſpruch genommen. Es liegt in der Energie menſchli⸗ 


cher Kraft und ihrer Entwickelung, daß die Ausſchei⸗ 


dung eines bisher untergeordnet wirkenden Prinzips 
und die Feſtſtellung ſeiner Selbſtſtändigkeit nicht ohne 
Kämpfe durchgeführt werden kann, und die Geſchichte 
giebt Zeugniß von den Kämpfen, in welchen der Staat 
um ſeine Selbſtſtändigkeit gekämpft und gerungen hat. 
Ich will nicht erwähnen, daß Dankbarkeit nie zurück⸗ 
gewieſen werden, der Staat auch die Dankbarkeit ges 
gen die Kirche nie vergeffen folk; aber auch bleibende 
Rechtsverhältniſſe ſind aus dem früheren, engeren Ver⸗ 
bande des Staates und der Kirche für den Staat her⸗ 
vorgegangen, und dieſe Rechtsverhältniſſe zu ſchützen, 
wird ebenfalls als eine Aufgabe des Staates, der die 
rechtliche Ordnung zu verwirklichen hat, anerkannt wer⸗ 
den müſſen. Dieſe Rechtsverhältniſſe ſind es, die we⸗ 


ſentlich in die Gegenwart herübergreifen und dem Staate 


zur Pflicht machen, bei der Löſung ſeiner Aufgabe den 
Blick hinzurichten auf jenen Urquell, aus dem der wahre 
Begriff des Rechts hervorgegangen, und der noch heute 
nicht verſiegen dürfte, um den Staat 
Durchführung und Sicherung der rechtlichen Ord⸗ 
nung zu ſtärken und ihm die rechte Weihe zu geben. 
Es hat ſich aus jenem früheren Verhältniſſe des Staa⸗ 
tes zur Kirche ein neues Verhältniß der gegenſeitigen 
Unterſtützung gebildet, indem die Kirche den Geiſt des 
Gehorſams gegen göttliche und obrigkeitliche Gebote 


den Staatsbürgern mittheilt, der Staat aber die Kirche 


in ihrem äußeren rechtlichen Daſein nach allen Seiten 
ſchützt und vertheidigt. — Es iſt denen, welche den 
Geſetzentwurf berathen haben, nicht in den Sinn ges 
kommen, die Anſprüche der Juden, die als ſtrenge 


in der 


Rechts anſprüche nicht fo erheblich ſein möchten, vom 


Standpunkte des Chriſtenthums aus nicht anzuerken⸗ 
nen; aber eben ſo wenig iſt es ihnen in den Sinn ge⸗ 
kommen, den Rechtsanſprüchen der Juden gegenüber 
die Rechtsanſprüche der Chriſten zu vergeſſen, vielmehr 
haben ſie beide neben einander ſo abgewogen, daß der 
fteigende ſittlich⸗beſſere Zuſtand der Juden, von deſſen 
Anerkennung der Geſetzentwurf und ſeine Motive Zeug⸗ 
niß ablegen, weitere Förderung und Pflegung finde, 
jedoch das chriſtliche Prinzip ſelbſt, unter deſſen nicht 
abzuwehrendem Einfluſſe die Sittlichkeit auch in den⸗ 
ſelben ſich hat entwickeln können, nicht aufgegeben oder 
in einzelnen Kreiſen unwirkſam gemacht werde. Ich 


habe aus den Aeußerungen vieler der geehrten Redner 


entnommen, daß ſie gerade vom Standpunkte des Ehri⸗ 
ſtenthums aus eine Erweiterung, eine vollkommenere 
Anerkennung der Rechte der Juden beantragt haben: 
darin zeigt ſich eben dieſe Kraft des Chriſtenthums, die 
ſich auch in ihnen zu erkennen giebt, während fie nun 
auf dem Gebiete des ſtaatlichen Lebens dieſelhe Kraft 
theilweiſe e möchten. Das Chriſtenthum ſpricht 


7 


den Grundſatz der Liebe aus; aber es 
Liebe nicht bis zu dem Grade, daß es 
ſelbſt feinem eigenen Grund ſatze, die Wirkſam⸗ 
keit im Leben ſchmälern und ſelbſt nicht mehr im Stande 
ſein ſollte, dieſe Liebe in allen Kreiſen des Lebens wal⸗ 


allerdings 
fordert dieſe 


ten zu laſſen. Ich habe bereits ausgeſprochen, daß das 


Staates gleiche Früchte erwarten dürfe. 


riſtliche Prinzip die Berechtigung in ſich ſchließe, alle 
Vehlen des Lebens zu durchdringen; dieſe Berech⸗ 
tigung wird aber aufgehoben, wenn man das Richters, 
Verwaltungs, Lehr⸗ und Erziehungs⸗Amt denen über: 
trägt, welche dem chriftlichen Prinzip nicht blos fremd, 
ſondern in mehreren Beziehungen ſogar feind ſind und 
ſein müſſen. Dies Verhältniß des Judenthums zu dem 
Chriſtenthum läßt ſich nicht verkennen und iſt bis vor 
nicht langer Zeit auch nicht verkannt worden; es iſt 
erſt kurze Zeit, ſeitdem eine andere Anſicht hier und da 
laut geworden iſt, daß man nämlich von den verſchie⸗ 
denartigſten Bäumen des Chriſtenthums und Juden⸗ 
thums auf dem Gebiete der rechtlichen Ordnung des 
Einer der 

verehrten Redner hat angeführt, die Juden und Chri⸗ 
ſten hätten in den erſten chriſtlichen Jahrhunderten fried⸗ 
lich neben einander gelebt; ich habe dieſe Anſicht aus 
der Geſchichte nicht gewonnen. — Es iſt natürlich, 
daß beſonders bei der erſten Entwickelung des Chriſten⸗ 
thums das Beſtreben thätig blieb, das Judenthum hin⸗ 
überzuführen in das Chriſtenthum und die Juden theil⸗ 
haftig zu machen der Segnungen deſſelben. Als aber 
nach und nach dieſes Beſtreben geringeren Erfolg hatte 
und das Judenthum ſich mehr und mehr ſtarr gegen 
das Chriſtenthum abſchloß, trat ein anderes Verhältniß 
ein, und wenn Konſtantin die Ehe zwiſchen einem Ju⸗ 
den und einer Chriſtin, und der Coder Juſtinianus über: 
haupt die Ehe zwiſchen Chriſten und Juden verbot, fo 
war das nicht ein Verſuch, erſt dieſen Zwieſpalt in 
das Leben einzuführen, ſondern es ſprach ſich in der 
Geſetzgebung nur das aus, was im Leben ſich ſchon 
feindlich einander gegenüber geſtellt hatte. Es iſt 
in den Vorträgen, welche wir gehört haben, viel 


von jüdiſcher Nationalität die Rede geweſen, und aus 


allen Neußerungen iſt gewiß nicht hervorgegangen, daß 
es keine jüdiſche Nationalität gebe. Ich will in dieſer 
Beziehung nur auf Eins aufmerkſam machen: Sollen 
Juden in einem chriſtlichen Staate verwalten und re⸗ 
gieren, fo müſſen fie, das verlangen ſelbſt die wärmften 
Fürſprecher der Juden, dieſe ihre beſondere Nationalität 
aufgeben. Dies iſt aber bei dem Verhältniß der jüdi⸗ 
ſchen Religion zu ihrer Nationalität, welche in ihrem 
Ausſchließungs⸗Prinzip mit ihrer Religion identiſch iſt, 
nur inſofern möglich, als ſie den größten Theil ihrer 
teligiöfen Anſichten aufgeben. Wenn der Jude aber 
dadurch, daß er feine Religion ganz oder theilweiſe aufs 
giebt, ohne ſich zu einer anderen Religion zu bekennen, 
würdig werden ſoll, in einem chriſtlichen Staate an 
den Staatsämtern Theil zu nehmen, dann führt man 
dem Staate Beamte zu, welche durch Verletzung oder 
Aufgebung ihrer Religion in das Amt eintreten, und ob 
der Staat mit ſolchen Beamten gut verwaltet werde, 
das muß ich der Erwägung einer hohen Verſammlung 
anheimgeben. Es iſt hervorgehoben worden, man ſolle 
die Religion nicht zur Parteiſache im Staate machen; 
die Kirche ſolle über dem Staate ſtehen. Sollen dieſe 
letzten Worte einen Sinn haben, ſo können ſie nur be⸗ 
deuten: Der Staat ſolle, feine rechtliche Ordnung feſt⸗ 
haltend, ſich in der Verwirklichung derſelben vom chriſt⸗ 
lichen Geiſte leiten laſſen; aber mit dieſem Grundſatze 
iſt es nicht vereinbar, zur Ausübung der Staatsge⸗ 
walt Organe zu wählen, welche dieſem chriftlichen Geiſte 
nicht zugethan ſind, und ich kann nur wiederholen, 
das Prinzip des Chriſtenthums müßte in ſeinem Ver⸗ 
hältniſſe zu dem Rechtsbegriffe des Staates ein todtes 
und nichts vermögendes ſein, oder es muß auch im 
Staate in der geſetzlichen und rechtlichen Ordnung 
durchgeführt und lebendig erhalten werden. Wenn wir 
auch keine Steine vom Monde holen, um auf der 
Erde zu bauen, ſo wollen wir doch gern chriſtliche 
Wahrheit und Segen vom Himmel empfangen und 
nicht der chriſtlichen Wahrheit und dem chriſtlichen 


Geiſte den Weg dadurch verſperren, daß Organen die 


Erziehung und Verwaltung im Staate anvertraut 
werde, die nicht in chriſtlichem Geiſte wirken kön⸗ 
nen. Hoch ſteht der Himmel über der Erde, und 
wie der Himmel die Erde deckt, fo möge das Chri⸗ 
ſtenthum des Staates ſchirmendes Dach ſein und 
bleiben. Wie aber die Sonne nicht wirkungslos am 
Himmel ſteht, ſondern Strahlen des Lichts und der 
Wärme ausſendet, daß die Erde Frucht trage, ſo 
möge auch die Sonne des Chriſtenthums den Staat 
mit ihrer Kraft durchdringen, deren Frucht die rechtliche 
Ordnung und der Gehorſam um Gottes und des Ge⸗ 
wiſſens willen iſt. i a f 
(Von einigen Seiten: Bravo!) 

Abgeordneter von Manteuffel II.: Hohe Ver⸗ 
ſammlung! Nach dem, was wir am geſtrigen Tage, 
und nach dem, was wir ſo eben von der Miniſter⸗ 
Bank gehört haben, würde ich gern auf das Wort ver⸗ 
zichten, wenn ich nicht für meine Pflicht hielte, hier öf⸗ 
fentlich anzuerkennen und auszusprechen, daß ich den 
von der Miniſter⸗Bank aus vorgetragenen Gründen 
meinerſeits durchweg beitrete. Es iſt mir der Begriff 
des chriſtlichen Staates vollkommen klar, und weil mir 


£ - 


auf einen weſentlichen Gegenſatz hinzuweiſen. 


dieſer Begriff klar iſt, iſt es mir unmöglich, zu glau⸗ 
ben, daß das Judenthum in dem vollen Rechte mit dem 
Chriſtenthume in einem chriſtlichen Staat ſich entfalten 
dürfe. Es iſt mir eben ſo unzweifelhaft, daß das Ju⸗ 
denthum für die Bekenner deſſelben gleichzeitig eine 
Nationalität iſt, und ſo lange das Judenthum von die⸗ 
ſer Tendenz nicht abgeht, iſt es nicht berechtigt, die An⸗ 


ſprüche der chriſtlichen Mitglieder eines chriſtlichen Staa⸗ 


tes in vollem Maße geltend zu machen. Ich verweiſe 
drittens auf die immer noch beſtehende Abſonderung der 
Bekenner des Judenthums von den chriſtlichen Gebräuchen 
des Staates, und ich ſehe nicht ein, warum der chriſt⸗ 
liche Staat den erſten Schritt den Juden gegenüber 
machen ſoll, während dieſe ſich abſondern. Ich würde 
dieſe Anſichten weiter ausführen, wenn ich nicht für 
meine Pflicht hielte, die Zeit der hohen Verſammlung zu 
ſchonen. Nur noch mit wenigen Worten möchte ich auf 
die Aeußerungen hinweiſen, die geſtern gemacht worden 
ſind. Ein geehrter Redner aus der Rheinprovinz hat 
für dieſes Thema mit Beiſpielen gekämpft. Ich ver⸗ 
kenne nicht, daß Beiſpiele beſtechen; ich muß aber ge⸗ 
rade um deshalb wünſchen, daß das vorliegende Thema 
fern von Beiſpielen gehalten werde. Wenn andere ges 
ehrte Redner ſich hierher ſtellten und Beiſpiele von der 
Vortrefflichkeit einzelner Juden aufführten, ſo will ich 
nicht entgegengeſetzte Beiſpiele anführen; es möchten 
aber allerdings auch Beiſpiele hier genannt werden 
können, die ich meinerſeits im Gefühle der Gerechtig— 
keit unterdrücke. — Ich wende mich 2) an ein geehr⸗ 
tes Mitglied aus Weſtfalen. Daſſelbe hat unter An⸗ 
derem auch hingewieſen auf den Zuſammenhang des 
Glaubens im Judenthum mit dem Glauben im Chri⸗ 
ſtenthum. Dieſen Zuſammenhang erkenne ich an, allein 
nichtsdeſtoweniger halte ich mich für verpflichtet, noch 
Ich 
thue dies eigentlich ungern, denn es iſt faſt unmöglich, 
dieſe Anſicht auszuführen, ohne auf den chriſtlichen 
Glauben hinzudeuten, und ich meinerſeits geſtehe, ich 
gehe mit einer gewiſſen Zaghaftigkeit daran, in einer 
fo großen Verſammlung. vom chriſtlichen Glauben zu 
ſprechen, beſonders nach der Erfahrung, die ich geſtern 
gemacht habe, wonach ein Vortrag, den wir gehört 
haben, mir etwas zu weit zu gehen ſchien, namentlich 
inſofern derſelbe eine Heiterkeit erreichte, die mich ſchmerz⸗ 
lich berührt hat. Ich weiſe darauf hin, daß das Ju⸗ 
denthum mit dem Chriſtenthum in direktem Widerſpruch 
ſteht, daß das Judenthum die Offenbarungen der chriſt⸗ 
lichen Religion durchaus leugnet. Ich bin der Anſicht, 
daß das Heidenthum noch lange nicht in ſo direktem 
Widerſpruch ſteht mit dem Chriſtenthum, wie das Ju⸗ 
denthum bei dem weſentlichſten Theile des chriſtlichen 
Glaubens. Ich würde mich dem Geſetz-Entwurfe in 
ſeinem Prinzipe hiernach durchweg anſchließen und mit 
wenigen Worten zugeſtimmt haben, wenn ich es nicht 
für Pflicht hielte, auf die Verhältniſſe jener Provinz 
hinzuweiſen, der ich die Ehre habe anzugehören. In 
dieſer Provinz ſind bisher nur ausnahmsweiſe die Be⸗ 
kenner des Judenthums zugelaſſen. Es iſt dieſe Zu⸗ 
laſſung ſtatuirt worden durch eine höchſte Verordnung 
des Landesherrn. Man nennt ſie dort Kammerjuden. 
Ich habe die Ehre, einem Kreiſe anzugehören, mit ei⸗ 
ner Einwohnerzahl von 50,000 Seelen, in dem ſich 6 
Städte und hierunter die Fabrikſtadt Finſterwalde be⸗ 
finden. In dem ganzen Kreiſe domizilirt auch nicht 


einziger Jude. Wenn nun auf dieſen Landestheil mit 


einemmale die Spekulation der Juden ſich wälzt, wird 
dies eine Umänderung aller dortigen Verhältniſſe her⸗ 
beiführen, die für jene Gegend um ſo bedenklicher iſt, 
als dieſer Landestheil gegenwärtig in einem Uebergange 
begriffen iſt, herbeigeführt durch die Gewerbefreiheit. 
Ich hoffe, daß aus der Gewerbefreiheit heilſame Früchte 
für jenen Landestheil hervorgehen werden; allein ich 
glaube, es würde einen ſchädlichen Erfolg haben, wenn, 
ehe dieſer Uebergang bewerkſtelligt iſt, ſchon ein zweiter 
erfolgen ſoll. Ich bin des Dafürhaltens, daß das Ge⸗ 
ſetz nicht urplötzlich auf die ganze Monarchie Anwen⸗ 
dung finden ſollte, und darum möchte ich bitten, daß 


der Geſetz⸗Entwurf für den Landestheil zunächſt nicht 
N dem anzugehören ich die Ehre 
ch erkläre offen, ich würde gegen den Geſetz⸗ 


ausgeführt werde, 
habe. 
Entwurf ſtimmen, wenn ich nicht fürchtete, dadurch 
zu einem Votum beizutragen, das eine noch weit erge⸗ 


hende Richtung nehmen konnte, während ich noch we⸗ 


niger wünſche. Ich fürchte, es wird ſich meine Be⸗ 


ſorgniß beſtätigt finden in den Aeufßerungen, die wir 


aus dieſem Landestheile in 2 bis 3 Jahren nach 
Durchführung der Maßregel vernehmen werden. Die 
nächſte Folge davon wird ſein die Begünſtigung 
der Juden und die Benachtheiligung der Chriſten 
in Dörfern und Städten, namentlich in vormals ſäch⸗ 
ſiſchen Landestheilen. b 


Abgeordn. Hanſemann: Bei Erwägung der 


vorliegenden Frage drängt ſich abermals der Unterſchied 


auf zwiſchen der Geſetzgebung vom Jahre 1812 und 
der heutigen. 
1812 das Staatsbürgerthum der Juden an die Spitze 
und macht nur die Ausnahmen, welche für die damalige 
Zeit als unerläßlich erachtet wurden, ſtellt aber zugleich 


in Ausſicht, daß auch dieſe mit der Zeit fallen werden. 


Von dem Staatsbürgerthum ſind wir nach und nach 
in der Geſetzbung faſt ganz abgekommen. Der Aus⸗ 


In großen Zügen ſtellt das Edikt von 


druck Staatsbürgerthum wird ſogar in der Ge . 
ſetzgebung ſehr geſcheut. Dagegen find wir allmählig 
dahin gekommen, eine gewiſſe Zerſplitterung verſchiedes 
ner Klaſſen der Geſellſchaft als nützlich zu erachten, und 
dieſe Anſicht herrſcht auch in dem vorliegenden Geſez⸗ 
Entwurf vor. Schon darum allein kann ich mich mit 
dem Entwurf nicht einverſtanden erklären, ſondern muß 
im Gegentheil dem großen Grundſatz beiſtimmen, der 
in dem Amendement meines Freundes aus Krefeld ent? 
halten iſt, einem Grundſatz, den ich ſchon bei dem Vo: 
tum der 158 ausgeſprochen habe. — Ich kann keinen 
Anſpruch darauf machen, den gelehrten Herrn von der 
Miniſterbank in den Deductionen, wie wir fie fo eben ge 
hört haben, gründlich entgegenzutreten; es ſei mir in? 
deſſen erlaubt, wenige Bemerkungen über den von dort? 
her fo eben gehörten Vortrag zu machen. Wahr iſt 
es, die Kirche hat allerdings den Staat groß gezogen 
Unſere Civiliſation iſt ein Reſultat der Erziehung der 
Barbaren, die unſere Vorältern geweſen ſind, durch die A 
Kirche zu religiöfen Menſchen. Aber was ift denn nun | 
in dem Fortgang dieſer Erziehung der Geift der ferne? 
ren Entwickelung geweſen? Daß der Staat ſich unab⸗ 
hängig von der Vormundſchaft der Kirche machen wolle 
daß der Staat das Staatliche als unabhängig von der 
Kirche und nicht den Staat in die Kirche hat hinſtel“ 
len wollen. Das iſt der Streit vieler Jahrhundert 
geweſen; der Streit der franzöſiſchen Regierung mit den 
Hierarchie; der Streit, wodurch endlich das große Ereih⸗ 
niß der Reformation entſtanden iſt; ein Ereigniß, das 
fortwährend auf die Civiliſation unſerer Zeit wirk 
wenn es auch dazu beigetragen hat, die politiſche I 
ſplitterung Deutſchlands zu verwirklichen. Dieſer Grund 
ſatz der Unabhängigkeit des Staats von der Kirche, DE 
namentlich in neueren Zeiten ſich an die Spitze geſtellt | 
hat, iſt nicht bloß in proteſtantiſchen, ſondern auch in 
katholiſchen Ländern vorherrſchend, wo die Menſchen 
gute Chriſten find, wie irgendwo. Die Anwendung 
dieſes Prinzips iſt es, was ich unter dem verſtehe, maß 
der Redner von der Regierungsbank am Schluſſe fe? 
nes Vortrags geſagt hat, daß unter dem Himmel und 
der Sonne des Chriſtenthums die Nation geſchirmt fell 
müſſen. Das Chriſtenthum iſt die erſte Religion g? 
weſen, die nicht auf den Staat begründet war. Men 
Reich iſt nicht von dieſer Welt, ſagte der Stifter, und 
dieſen Grundſatz müſſen wir bei der Frage der Gleich?“ 
ſtellung der Juden mit den Chriſten feſthalten. Wie 
die Rechtsanſprüche der Chriften verlegt werden könnten 
wenn wir den Juden gleiche Rechte geben, vermag ich 
nicht einzuſehen. Wir thun ja nichts als Gerechtigkeit 
üben, erfüllen alſo eines der erſten Gebote unſerer RA 
ligion. Man hat gefagt: wie möchten wir wohl den 
Juden das Recht einräumen, Beamte zu we 
fie könnten das nicht ſein, ohne einen Theil ihrer 
Religions⸗Gebräuche aufzugeben. Ganz richtig; den 
Beamte, deſſen Beruf ihn zu Geſchäften am Sab? 
bath fordert, kann den Sabbath nicht feiern 1. 
Art und Wiiſe, wie andere feiner, Glaubensgenoſſen, die 
Nee halten. Warum ſollen wir aber deshalb ihm | 
das Recht nicht ertheilen? Iſt es nicht Sache des Ju⸗ | 
den ſelbſt, mit feinem eigenen Gewiſſen ſich zu beraten 
ob er es damit vereinbar hält? Die Regierung nimmt 
keinen Anſtand — und fie thut Recht daran — den Jus 
den zu zwingen, Militair zu werden. Als Soldat kann 
er den Sabbath auch nicht feiern und feine Gebraucht 
nicht halten. Dieſe Laſt wird ihm aufgelegt; wenn B 
ſich aber darum handelt, daß er Rechte haben fon, o 
kann man dann auch nicht fagen: wir geben dir ENT 
Staat 


Rechte, weil du ſie nicht ausüben darfſt. Der 

zwingt ihn, auf ſeine Gebräuche zu verzichten, wo 

ſich von Leiſtungen handelt, die er zu erfüllen hat; dage⸗ 

gen aber will er ihm das Recht nicht gewähren, nach 1 3 8 | 
J 


1 


nem Ermeſſen von feinen Gebräuchen abzuſtehen, mu, 
Beamter ſein zu können. — Ich halte dies nicht mit { 
der Gerechtigkeit, und namentlich nicht mit der chri a 
Gerechtigkeit vereinbar. Der verehrte Redner, we „ 
mir an dieſem Platze ſtand, hat die Beſorgniß ausgeld ail 
chen, fein bisher von. Juden nicht bewohnter Provinzthe l 
werde jetzt durch die ſpekulativen Juden überſchwe 
werden. Ich glaube, derſelbe kann ſich vollkomme 
higen, es wird dies nicht zu fürchten fein. De 
Juden dort, wohnen, können fie doch dort © ‚fo wer? 
chen, und wenn alfo dort etwas zu verbo micht woh * 
den ſie nicht wegbleiben, wenn ſie auch dort 1 
ich habe die Ueberzeugung, daß ſie auch f 
2 5 wegbleiben, wenn dom dann, g 
ie Erfahrung ſpricht übrigens dagen a 
ſtattung der a 8 uberall hin geben, wo n 
keine von ihnen find, wo alſo nach der 4 
1 en Abgeordneten der Lauſitz ein 
verehrten rikterſchaftlichen Aale le 5 995 
weites Feld der Speculation für ſie nach mb 
handen wäre. Ich fügte Iynen — Beiſpiel e ie 
Eupen, drei Mellen von Aachen, find entweder gar keine 
Juden, oder doch nur einer oder zwei. Diefes Felo * 
Ilſo unbeackert von den Juden in gleicher Weiſe, wie den 
Lauſig, und nichesdeſtoweniger haden ſich keine Jun 
dort angeſiedelt. Ich bin daher überzeugt, daß der en . 
ehrte riktetſchaftliche Abgeordnete der Lauſitz, wegen ar | 
Ergießens der Juden tiber die geſegneten Felder dies 
Landes, ganz beruhigt ſein kann. 45 th 
Mimiſterial⸗Komnuſſar Geheimer Regierung Nenn 
* 


Brüggemann: Ich erlaube mir nur zwei ofen 

Wenn der geehrte Redner, der eben die Tribüne verkalden 
mir hat die Anſicht unterſchieben wollen, als ließe egen 
Staat in der Kirche aufgehen, ſo muß ich mi be aus 
eine ſolche Anſicht entſchieden verwahren. Ich habe 


Welch die Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit des 
Staates neben der Kirche ane kannt. Auf Nachbarſtaaten 
habe ich in dieſer Frage nicht hinweiſen wollen, weil ich 
i nicht für angemeſſen hielt, mich auf einen Staat zu 
ziehen, der — es iſt noch nicht lange her, — von einem 
I Mheiftifchen Standpunkte in der Umkehr begriffen, noch 
cht zum Abſchluſſe ſeiner neuen Entwickelung gekommen 
, wie die Konflikte beweiſen, die dort noch vorliegen. 
Abgeordn. von Bismark (Schönhaufen): Wenn 
heute dieſe Stelle betrete, ſo geſchieht es mit größe⸗ 
iir Befangenheit als ſonſt, da ich fühle, daß ich durch 
„ was ich ſagen werde, einigen nicht ganz ſchmei⸗ 
helhaften Aeußerungen geſtriger Redner gewiſſermaßen 
den Wurf laufe. Ich muß öffentlich bekennen, daß 
einer Richtung angehöre, die der geehrte Abgeord⸗ 
te von Krefeld geftern als finſter und mittelalterlich 
ichnete, derjenigen Richtung, welche es nochmals 
wagt, der freieren Entwickelung des Chriſtenthums, wie 
der Abgeordnete von Krefeld für die einzig wahre 
hält, entgegenzutreten. Ich kann ferner nicht leugnen, 
laß ich jenem großen Haufen angehöre, welcher, wie 
geehrte Abgeordnete aus Poſen bemerkte, dem in⸗ 
Mligenteren Theile der Nation gegenüberſteht und die⸗ 
em intelligenteren Theile in, wenn mein Gedächtniß 
mich nicht täuſcht, ziemlich geringſchätzender Art entges 
gengeſetzt wurde, dem großen Haufen, welcher noch an 
Vorurtheilen klebt, die er mit der Muttermilch eingeſo⸗ 
gen hat, dem Haufen, welchem ein Chriſtenthum, das 
Über dem Staate ſteht, zu hoch iſt. Wenn ich mich 
in der Schußlinie fo ſcharfer Vorwürfe ohne Murren 
befinde, fo glaube auch ich die Nachſicht der hohen 
erſammlung in Anſpruch nehmen zu dürfen, wenn 
ich mit derſelben Offenheit, welche die Aeußerungen 
meiner Gegner charakteriſirt, bekenne, daß es mir ge⸗ 
fern in manchen Augenblicken von Zerſtreutheit nicht 
ganz gegenwärtig blieb, ob ich mich in einer Verſamm⸗ 
lung befände, für deren Mitglieder das Geſetz hinſicht⸗ 
lch der Wählbarkeit die Bedingung der Gemeinſchaft 
mit einer der chriſtlichen Kirchen aufſtellt. Ich gehe zu 
Scche ſelbſt über. Die meiſten Redner haben über das 
vorliegende Geſetz ſich weniger ausgeſprochen, als über 
die Emancipation im Allgemeinen. Ich folge dieſem 
Wege. Ich bin kein Feind der Juden, und wenn ſie 
meine Feinde ſein ſollten, ſo vergebe ich ihnen. Ich 
liebe ſie ſogar unter Umſtänden. Ich gönne ihnen 
auch alle Rechte, nur nicht das, in einem chriſtlichen 
Staate ein obrigkeitliches Amt zu bekleiden. Ueber 
den Begriff eines chriſtlichen Staates haben wir 
don dem Herrn Miniſter des Schatzes und von einem 
anderen Ru: auf der Miniſterbank Worte gehört, die 
RR r ganz unterſchreibe; dagegen haben wir auch 
geſtern gehört, daß der chriſtliche Staat eine müffige 
Fiktion, eine Erfindung neuerer Staatsphiloſophen ſei. 
Ich bin der Meinung, daß der Begriff des chriſtlichen 
Staates fo alt ſei, wie das ei- devant heilige römiſche 
Reich, ſo alt, wie ſämmtliche europäiſche Staaten, 
daß et getade der Boden ſei, in welchem dieſe Staa⸗ 
| ten Wurzel geſchlagen haben, und daß jeder Staat, 
wenn er ſeine Dauer geſichert ſehen, wenn er die Be⸗ 
kechtigung zur Exiſtenz nur nachweiſen will, fobald fie 
eſtritten wird, auf religiöſer Grundlage fich befinde n 
muß. Für mich ſind die Worte: „Von Gottes Gna⸗ 
den! welche chriſtliche Herrſcher ihrem Namen beifügen, kein 
leerer Schall, ſondern ich ſehe darin das Bekenntniß, 
daß die Fürſten das Scepter, was ihnen Gott verliehen 
hat, nach Gottes Willen auf Erden führen wollen. 
Als Gottes Wille kann ich aber nur erkennen, was in 
den christlichen Evangelien offenbart worden iſt, und ich 
Gaube, in meinem Rechte zu fein, wenn ich einen fol: 
chen Staat einen chriſtlichen nenne, welcher ſich die Auf⸗ 
gabe geſtellt hat, die Lehre des Chriſtenthums zu realiſi⸗ 
den, zu verwirklichen. Daß dies unſerem Staate nicht in 
allen Beziehungen gelingt, das hat geſtern der geehrte Ab: 
Neordnete ails der Grafſchaft Mark in einer mehr ſcharfſin⸗ 
ausge, als meinem veligiöfen Gefühle wohlthuenden 
Pöraltele ztoiſchen den Wahrheiten des Evangeliums 
ee e des Landrechts dargethan. Wenn 
inf auch die Löſung nicht immer gelingt, fo glaube, 
ich doch, die: Realiſirung der chriſtlichen Lehre ſei der 
Zweck des Staates; daß wir aber mit Hülfe der Ju⸗ 
den dieſem Zwecke näher kommen ſollten als bisher , 
kaun ich micht glauben. Erkennt man die religiöſe 
Git nbläge des Staates überhaupt an, fo, glaube ich, 
Sa dieſe Gtundlage bei uns nur das Chriſtenthum 


gate, fo b 1 le als Staat nichts als ein zu⸗ 
Ülligee Aggregat von Rechten, eine Art Bollwerk ge⸗ 
den en Krieg, 
hbpbie aufgeht hat. Seine Geſetzgebung wird ſich 
un nicht 
dezemeriren, ſündern aus den vagen und wandelbaren 
griffen von Humanität, wie fie ſich gerade in den 
kn unge, welche an der Spitze ſtehen, geſtal⸗ 
„ Wie man in ſolchen Staaten den Ideen, z. B 
eee die e des Eigenthums, 
der den hohen; ſittlichen Werth des Diebſtahls, als⸗ 
ans W die angeborenen Rechte der Men⸗ 
ſchen erzuſtellen, das Recht, ſich geltend zu ma: 
hen, beſtreiten will, wenn fie die Kraft dazu in ſich 
lin, iſt mir nicht klar; denn auch dieſe Ideen wer⸗ 
en von ihren Trägern für human gehalten und zwar 


wir dieſe religiöſe Grundlage dem 


er, gegen Alle, welchen die ältere Phi⸗ 


aus dem Urgell der ewigen Wahrheit 


als die rechte Blüthe der Humanität angeſehen. Des⸗ 
halb, meine Herren, ſchmälern wir dem Volke nicht 
ſein Chriſtenthum, indem wir ihm zeigen, daß es für 
feine Geſetzgeber nicht erforderlich ſeiz nehmen wir ihm 
nicht den Glauben, daß unſere Geſetzgebung aus der 
Quelle des Chriſtenthums ſchöpfe, und daß der Staat 


die Realiſirung des Chriſtenthums bezwecke, wenn er 


auch dieſen Zweck nicht immer erreicht. Ich gehe von 
der Theorie der Frage auf einige praktiſche Momente 
über. In den Landestheilen, wo das Edikt von 1812 
gilt, fehlen den Juden, ſo viel ich mich erinnere, keine 
andere Rechte, als dasjenige, obrigkeitliche Aemter zu be⸗ 
kleiden. Dieſes nehmen ſie nun in Anſpruch, ſie verlan⸗ 
gen, Landräthe, Generale, Miniſter, ja, unter Umſtänden 
auch Kultus⸗Miniſter zu werden. Ich geſtehe ein, daß 
ich voller Vorurtheile ſtecke, ich habe ſie, wie geſagt, 
mit der Muttermilch eingeſogen, und es will mir nicht 
gelingen, ſie weg zu disputiren; denn wenn ich mir, 
als Repräſentanten, der geheiligten Majeſtät des Kö⸗ 
nigs gegenüber, einen Juden denke, dem ich gehorchen 
ſoll, ſo muß ich bekennen, daß ich mich tief niederge⸗ 
drückt und gebeugt fühlen würde, daß mich die Freudig⸗ 
keit und das aufrechte Ehrgefühl verlaſſen würden, mit 
welchen ich jetzt meine Pflichten gegen den Staat zu 
erfüllen bemüht bin. Ich theile dieſe Empfindung mit 
der Maſſe der niederen Schichten des Volkes, und 
ſchäme mich dieſer Geſellſchaft nicht. Warum es den 
Juden nicht gelungen iſt, in vielen Jahrhunderten ſich 
die Sympathie der Bevölkerung in höherem Grade zu 
verſchaffen, das will ich nicht genau unterſuchen; ein 
geehrter Redner aus der Grafſchaft Mark hat die Grün⸗ 
de ſchärfer herausgeſtellt, als ich ſie hier wiederholen 
möchte. Nur eins iſt mir nicht klar geworden, näm⸗ 
lich wie der geehrte Redner diejenigen Leute, die er, 
wenn ich ihn richtig verſtand, als zu ſchlecht für feinen 


Umgang bezeichnete, zu ſeinen vorgeſetzten Beamten, 


ſelbſt zu Miniſtern haben möchte, wenn er es nicht 
braucht. Der geehrte Redner ſprach die Ueberzeugung 
aus, daß die Juden, ſeien fie auch jetzt, was fie woll⸗ 
ten, ſich ändern könnten und würden, und führte zum 
Beweiſe deſſen an, was ſie früher geweſen ſeien. Dar⸗ 
auf muß ich erwiedern, daß wir es nicht mit den Mak⸗ 
kabäern der Vorzeit, noch mit den Juden der Zukunft 
zu thun haben, ſondern mit den Juden der Gegen⸗ 
wart, wie ſie jetzt ſind. Darüber, wie ſie ſind, will ich 
mir in Pauſch und Bogen kein Urtheil erlauben. Ich 
geſtehe zu, daß in Berlin und überhaupt in größeren 
Städten die Judenſchaft faſt durchaus aus achtungswer⸗ 
then Leuten beſteht; ich gebe zu, daß ſolche auch auf dem 
Lande nicht blos zu den Ausnahmen gehören, obgleich ich 
ſagen muß, daß der entgegengeſetzte Fall vorkomme. 
Wir haben geſtern von der Mildthätigkeit der Juden 
zur Unterſtütung ihrer Sache gehört. Nun, Beiſpiel 
gegen Beiſpiel. Ich will ein anderes geben, ein Bei⸗ 
ſpiel, in welchem eine ganze Geſchichte der Verhältniſſe 
zwifchen Juden und Chriſten liegt. Ich kenne eine Ge: 
gend, wo die jüdiſche Bevölkerung auf dem Lande zahl⸗ 
reich iſt, wo es Bauern giebt, die nichts ihr Eigenthum 
nennen auf ihrem ganzen Grundſtück; von dem Bette 
bis zur Ofengabel gehört alles Mobiliar dem Juden, 
das Vieh im Stalle gehört dem Juden, der Bauer zahlt 
für jedes einzelne ſeine tägliche Miethe; das Korn auf 
dem Felde und in der Scheune gehört dem Juden, und 
der Jude verkauft dem Bauern das Brod- Saat- und 
Futterkorn metzenweis. Von einem ähnlichen chriſtlichen 
Wucher habe ich, wenigſteus in meiner Prapis, noch 
nie gehört. Man führt zur Entſchuldigung dieſer Feh⸗ 
ler an, daß ſie aus den gedrückten Verhältniſſen der Ju⸗ 
den nothwendig hervorgehen müßten. Wenn ich mir 
die Reden von geſtern vergegenwärtige, ſo möchte ich 
glauben, daß wir in den Zeiten der Judenhetzen lebten, 
daß ſich jeder Jude täglich alles das müſſe gefallen laſ⸗ 
fen, was der ehrliche Shylock erdulden wollte, wenn er 
nur reich würde; aber davon ſehe ich nirgends etwas, 
ſondern ich ſehe nur, wie gefagt, daß der Jude nicht 
Beamter werden kinn, und nun iſt mir doch das eine 
ſtarke Schlußfolge, daß, weil Jemand nicht Beamter 
werden kann, er ein Wucherer werden müſſe. Einer der 
Abgeordneten der pommeeſchen Ritterſchaft iſt ſo weit 
gegangen, zu behaupten, daß die Juden von jeder edle⸗ 
ren Beſchäftigung, mit Ausnahme des Handels, ausge⸗ 
ſchloſſen ſeien. Das einzige aber, wovon ſie ausgeſchloſ⸗ 
fen find, iſt der Hafen der Bureaukratle, und ich appel 
lire an den geehrten Redner ſelbſt, ob er in feiner Be: 


hauptung nicht zu wiit geht, indem darin liegt, daß 


nur das Beamtenthum und der Handel edle Beſchäfti⸗ 
gungen fein follen. Einem anderen Redner der ſchleſiſchen 
Ritterſchaft möchte ich mich für die Folge ſeiner Rede 
eher anſchließen, wenn er nur den Schluß feiner, Rede 
als integrirenden Theil derſelben ſtets beibehalten will. 
Er will die Juden emanzipiren, wenn fie ſelbſt' die 
Schranken niederreißen, die fie von uns trennen. Die 
hohe Verſammlung hat ſich geſtern einige Anekdoten 
vorleſen laſſen; ſie wird alſo auch mir geſtatten, eine zu 
erzählen, durch welche ich darzuthun ſuche, wie wenig 
die Juden geneigt ſind, von der Starrheit ihrer Ge⸗ 
bräuche zu laſſen. — Ein jüdiſcher Gelehrter von ho⸗ 
hem Anſehen, den ich nicht nennen will, den ich aber 
privatim Jedem der Anweſenden nennen werde, der es 


zu wiſſen verlangt, den Viele von uns kennen, und der 


in einer der größeren Städte des Staats wohl angeſe⸗ 
hen iſt, hält ſo feſt an den alten Satzungen, daß er es 
nicht wagte, am Sabbath etwas zu tragen, nicht ein⸗ 
mal ein Schnupftuch in der Taſche. Dieſer Mangel 
war für ihn mit Unbequemlichkeit verknüpft, gegen die 
er in den rabbiniſchen Büchern nun folgenden Ausweg 


fand: Ich erzähle, wie es mir ein Jude ſelbſt mitge⸗ 


theilt hat. Es ſoll erlaubt ſein, etwas zu tragen am 
Sabbath an einem Orte, der dem Träger perſönlich ge⸗ 
hört. Ferner ſtellt eine andere rabbiniſche Lehre, wie ich 
gehört habe, den Grundſatz auf, daß ein Beamter des 
Königs denſelben ſo weit vertrete, daß Veräußerungen 
von königlichem Eigenthum, welche ein ſolcher Beamter 
vornähme, Gültigkeit hätten. Der gedachte Gelehrte ließ 
ſich alſo einen Unterbeamten der Polizei kommen, kaufte 
von dieſem für einen Thaler im Scheinkauf die Woh⸗ 
nung des Beawten mit allen Umgebungen derſelben 
auf welche ſich das Dispoſitionsrecht des Beamten etwa 
erſtrecken könne, alſo die ganze Stadt des Königs, und ſeit⸗ 
dem trägt er ſein Schnupftuch mit gutem Gewiſien in der 
Taſche. Wenn nun dieſes am grünen Holze gefchieht, von 
einem ausgezeichneten Gelehrten, von einem verſtändi⸗ 
gen, in der Welt lebenden Manne, ſo frage ich, was 
haben wir von der großen Maſſe, der polniſchen Ju⸗ 
den gar nicht zu gedenken, in dieſer Beziehung zu er⸗ 
warten? Ich für meine Perſon werde mein Votum 
ebenfalls gegen den uns vorliegenden Geſetzentwurf ge⸗ 
ben, wil ich von der Korporirung von Leuten, die 
keine Korporation bilden wollen, keinen Vortheil er⸗ 
warten kann, weil eine Korporation, wenn die ganze 
Korporirung von den Betheiligten mit Vorurthe'l und 
Abneigung aufgenommen wird, ein todtgeborenes Kind 
bleibt. Ich für meine Perſon würde für die Ausdeh⸗ 
nung des Geſetzes von 1812 auf ſämmtliche Provin⸗ 
zen ſtimmen, vielleicht mit einem Vorbehalt in Bezie- 
hung auf Poſen, diejenigen exceptionellen Beſtimmun⸗ 
gen zu treffen, die der Grad der Sittlichkeit vieler dor⸗ 
tigen Juden in Bezug auf Eigenthum nothwendig ma⸗ 
chen könnte. Außerdem, wenn der Zuſtand der polni⸗ 
ſchen Juden weſentlich verandert wide; ſo könnte dies 
eine bedeutende Attraktionskraft auf die Millionen ruſ⸗ 
ſiſcher Juden ausüden, die in Rußland, meines Erach⸗ 
teus, ſich nicht ſehr heimiſch fühlen können. Ob aber 
eine Ueberſiedelung derſelben wünſchenswerth iſt, üter⸗ 
laſſe ich denen zu beurtheilen, welche das Glück gehabt 
haben, ruſſiſche Juden en masse kennen zu lernen. 
Ich glaube auch, daß die in Poſen anſäſſigen Juden, 
auch wenn es ihnen erlaubt wird, nicht in dedeutenden 
Maſſen nach den deutſchen Provinzen auswandern wer⸗ 
den, weil die vergleichsweiſe — ich möchte nicht gern 
einen Ausdruck wählen, der verletzen könnte — Sorg⸗ 
loſigkeit des polniſchen Charakters in Beziehung auf 
zeitliche Güter den Juden aus Polen ſtets ein Eldo⸗ 
rado gemacht hat. Ich glaube, daß das Geſetz von 
1812 auch den Juden willkommen ſein wird, ich muß 
ſogar annehmen, nach dem, was ich hier von der Tri⸗ 
büne öfter gehört habe, daß gerade dieſes Geſetz zu de⸗ 
nen gehört, welche die damaligen. Juden zur Theil⸗ 
nahme an dem vate ländiſchen Kampfe begeiſtert haden; 
auch von dem jungen Manne von 19 Jahren, von 
dem geſterg erzählt wurde, glaube ich dies annehmen 
zu können. Ich erwähne dieſen haupifüchlich deshalb, 
weil mit eine Aeußerung, weiche der verehrte Redner, 
der dieſe Erzählung vortrug, geſtern machte, ſchmerzlich 
war und mit den vaterländiſchen Gefühlen, welche ihn 
gewöhnlich deleben, nicht im Enklang zu ſtehen ſcheint. 
Er ſagte, es wäre ſchon genug, wenn nur eim einziges 
Menſchenleben vergebens geblutet hätte, Nan kann 
ich nicht glauben, daß nie Blut vergebens gefloſſen iſt, 
welches für die deutſche Freihe t floß, und bisher ſteht 
die Freiheit Deutſchlands nicht ſo niedrig im Preiſe, 
daß es nicht der Mühe lohnte, dafür zu ſterben, auch 
wenn man keine Emanzipation der Juzen damit ers 
reicht. Ferner haben mehrere Redner wieder, wie in 
faſt allen Fragen, auf das nachahmungswerthe Beiſpiel 
von England und Frankreich verwieſen. Dieſe Frage 
hat, dort weniger Wichtigkeit, weil die Juden nicht ſo 
zahireich find, wie hieß. Ich möchte aber den Herren, 
die fo. gern ihre Ideale jenferts der Vogeſen ſuchen, 
eins zur Richtſchnur empfehlen, was den Engländer 
und Franzoſen auszeichnet. Das iſt das ſto ze Gefünl. 
der Nationalehre, welches ſich nicht ſo leicht und fo 
häufig dazu hergiebt, nachahmungswerthe und bewun⸗ 
derte Vorbilder im Auslande zu ſuchen, wie es hier bei 
uns geſchieht. (Bravoruf!) N zie 
Abg. Frhr. von Vincke: Der Vortrag des geehr⸗ 
ten Mitgliedes der ſächſiſchen Ritterſchaft, welches vor 
mir auf dieſem Platze ſich befand, hat uns ſo viel 
intereſſan e Seiten dargeboten, daß ich mich ſehr ge⸗ 
neigt fühle, näher auf das Einzelne einzugehen, und 
ich unendlich bedauern muß, daß er nur zu einer ein⸗ 
zigen perſönlichen Bemerkung mir Veranlaſſung g'ge⸗ 
ben hat, die mich jetzt zum Wort derechtigt. Wenn 
er früher ſchon meiner Perſon gedichte in Beziehung 
auf vie Nichtübereinſtimmung ſeiner religiöſen Anſich⸗ 


ten mit den meinen, fo iſt die Sache der inneren, 


Ueberzeugung; auf die ich eben fo wenig eingehen 

will, als auf das, was ein de rehrtes Mitglied für 

die Niederlauſitz in Beziehung auf den Eindruck wei⸗ 

heiteren beztichnete. Das gehört zu den Geſchmacks⸗ 
1* f 


» ihrer Kriecherei und nach ihrer, 


nes Vorttages geſagt hat, welchen er als einen zu 
fachen, über die ich mit Niemanden rechten will. Die 
einzige perſönliche Bemerkung, die von dem geehrten 
Mitgliede in Beziehung auf meine Perſon gemacht 
worden iſt, — ſo viel ich bei genauer Aufmerkſamkeit 
habe hören können, — iſt die, daß ich die Geſellſchaft 
der Juden für zu ſchlecht für mich gehalten hätte. 
Dieſer Worte habe ich mich nicht bedient, ich habe nicht 
geſagt, daß die Geſellſchaft der Juden ſchlecht wäre, 
und ich würde dies um ſo weniger zu widerlegen ha⸗ 
ben, als der geehrte Redner die Juden ſogar als eh⸗ 
renwerth bezeichnet und uns Anekdoten erzählt hat, die 


ihm von Juden hinterbracht worden ſind, er alſo einer 


öfteren geſelligen Unterhaltung mit Juden ſich zu er⸗ 
freuen hat. Ich habe nur geſagt, daß nach den Na⸗ 
tional⸗Eigenſchaften der Juden, nach ihrem Charakter, 
nach der bisweilen ſchmutzig werdenden Habſucht, nach 
trotz theilweife bewieſe⸗ 
ner Tapferkeit, gar nicht abzuleugnender Feigheit, ich 
meines Theils keine Sympathie für die Juden hätte. 
Ich kann indeß für Jemand keine Sympathie haben, 
ich kann durchaus nicht geneigt ſein, mich öfter in ſei⸗ 
ner Geſellſchaft zu befinden, ohne daß ich ſeine Geſell⸗ 
ſchaft zu ſchlecht für mich zu finden brauche. Wenn 
es durch das neue Geſetz dahin kommen ſollte, daß ein 
Jude Miniſter oder, wie geſagt worden iſt, Kultus⸗ 
Miniſter würde (welches Letztere ich nicht für wahr⸗ 
ſcheinlich halte), ſo würde ich ihm diejenige Achtung 
zollen, die ich ihm als Beamter Sr. Majeſtät ſchuldig 
zu ſein glaube. Ich kann mir manche Miniſter den⸗ 
ken, für die ich durchaus keine Sympathie empfinde 
und deſſenungeachtet werde ich ihnen gehorchen, ſo weit 
es die Landesgeſetze mir zur Pflicht machen, und ich 
würde nichts dagegen einwenden, wenn es Sr. Maje⸗ 
ſtät in Ausübung feiner Machtvollkommenheit gefallen 
ſollte, Juden in Sein Miniſterium zu berufen. 

Abgeordn. von Beckerath: Es iſt mir fehr ins 
tereſſant geweſen, den engen mittelafterlichen Geiſt, deſ⸗ 
ſen ich geſtern gedachte, heute leibhaftig unter uns er⸗ 
ſcheinen zu ſehen! (Heiterkeit in der Verſammlung.) 
Ich beſorge nicht im mindeſten, dadurch dem geehrten 
Redner zu nahe zu treten, denn er hat ausdrücklich er⸗ 
klärt, daß er von dieſem mittelalterlichen Geiſte geleitet 
werde; ich bezweifle aber ſehr, daß ſich die geehrten 
Herren auf der Miniſterbank zu der Solidarität der 
Anſichten, die der Redner in Anſpruch genommen hat, 
bekennen werden. Was ich als perſönliche Berichtigung 
vorzutragen hatte, betrifft die Darſtellung, die der ge⸗ 
ehrte Redner von meiner Aeußerung in Bezug auf den 
jüdiſchen Freiwilligen machte, der im Befreiungskriege 
gefallen iſt. Ich habe nicht in jenem Sinns geſagt, 
daß dieſes Opfer vergebens gebracht worden ſei, ich habe 
aber geſagt, daß es allerdings tragiſch ſein würde, wenn 
ein Menſchenleben geopfert, und wenn der Zweck, um 
deswillen dieſer Einzelne es geopfert hätte, für ihn nicht 
erreicht, wenn er in ſeinen Hoffnungen getäufcht würde. 
Wenn aber überhaupt der geehrte Redner nach ſeinen 
Anſichten glaubt, daß man das Leben eines Menſchen 
in Anſpruch nehmen könne, ohne ihm gerecht zu wer⸗ 
den; daß man den Anſpruch machen könne, ein An⸗ 
derer ſolle ſein Leben opfern, ohne daß ſeine wohlbe⸗ 
gründeten Hoffnungen erfüllt werden, wenn dies die 
Anſicht des geehrten Redners iſt, ſo gehört ſie wohl 
zu den Vorurtheilen, die er mit der Muttermilch ein⸗ 
geſogen hat, und die hier zu bekämpfen nicht meine 
Abſicht iſt. 5 

Abgeordn. von Bismark-Schönhauſen: Es 
iſt mir nicht erinnerlich, davon geſprochen zu haben, 
daß es erlaubt ſei, das Opfer eines fremden Menſchen⸗ 
lebens für andere Zwecke als die des Vaterlandes in 
Anſpruch zu nehmen. Ich habe nur dem Vaterlande 
und nicht der Emancipation dieſes Opfer als eines vin⸗ 
dizirt, welches ich für ſo nothwendig halte, daß ich es 
einmal nicht ſehr hoch anſchlage. Im Gegentheil, die 
Abweſenheit der Fähigkeit, dieſes Opfer dem Vaterlande 
ohne Nebenzwecke zu bringen, iſt mir ein weſentlicher 
Fehler an ſedem Manne und namentlich an jedem 
Deutſchen. Wenn das eine mittelalterliche Anſicht iſt, 
ſo bekenne ich mich dazu. 


Abgeordn. von Saucken: Meine Herren! Ich 


betrete dieſen Platz immetr mit dem Wunſche, fo viel 


als möglich perſönliche Angelegenheiten nicht zu berüh⸗ 
ren und in das Perſönliche nicht einzugehen. Ich 
werde darum auf die Bemerkungen des Abgeordneten 
der Ritterſchaft aus Sachſen nur zur Beleuchtung 
ſeiner Anſichten Einiges anzuführen mir erlauben. 
Hier in Berlin iſt bei einer höheren Militärſchule ein 
Lehrer moſaiſchen Glaubens ſeit vielen Jahren in 
wirkſamer Thätigkeit, weil unſere Militär⸗Verwaltung 
in frelerer — tichtiger Auffaſſung der Zeitverhältniſſe 
ohne Vorurtheile der beſonderen Fähigkeiten zum Nu⸗ 
tzen des Ganzen gern eine Wirkſamkeit geſtattet, und 
es iſt erfreulich, daß unter allen denen, die von dieſem 
e Stabs⸗Offiziere Unterricht erhalten haben, 
keiner die Vorurtheile hegt, welche der geehrte Abgeord— 
nete aus Sachſen noch bewahrt, denn ſonſt wären be⸗ 
dauernswerthe Konflikte unvermeidlich geweſen. — Der 
geehrte Abgeordnete hat auch ein einzelnes Beiſpiel 
von dem noch herrſchenden Vorurtheil oder Feſthalten 
an alten Satzungen ſogar bei einem gebildeten Juden 


Rd 


mügethelt. — Meme Herten! Du fiele ich eim ae önnen ſich frei bewehen, ihr beben) hes Ehen and 


deres Beiſpiel entgegen. Es iſt die Thatſache, daß Vermögen iſt geſchützt, fie können Grundſtu ie 
in Königsberg in neueſter Zeit die Juden den Sab: Handel und Wandel treiben, nur daß fie nicht Die 
bath auf den Sonntag haben verlegen wollen, die ſten Stellen bekleiden dürfen; dazu ſind ſie nich 


Polizei⸗Behörde dies aber nicht geſtattet hat- genug vorgeſchritten, und das würde dazu führen, 
pr S (Große Senſation.) wir unterdrückt würden, wir würden die Juden um 
Wer hängt hier am Vorurtheil? Dieſes Faktum. Juden würden die Chriſten werden. 1 
ſteht in der Zeitung. — (Der Abgeordnete ſchloß (Sehr große Heiterkeit in der Dorf) 4 
feine Rede mit folgender Betrachtung): Im Glück. Sie dominifen ſchon jetzt über uns, fie habe! 
der Familien ruht das Glück und die Sicherheit des Geldmarkt in Händen, fie find nicht unterdtüc 
Staats. Stellen wir uns einmal bei den gegenwärti⸗ durch wen anders find fie wohlhabend geworden, 
gen geſetzlichen Beſtimmungen in die Lage eines jüdi⸗ durch die Chriften? Man fagt, ſie liebten das 
ſchen Familienvaters: Gott hat ihm hoffnungsvolle land fo ſehr. J nun 
Söhne gegeben, er ſieht ihre Talente, ihre beſondern (Allgemeine Heiterkeit.) 
Fähigkeiten, er ſieht fie. aber nicht mit Fteuden, fondern | fie halten das Motto feſt: „ubi bene ibi P 
er ſieht fie häufig mit dem tief im Herzen nagenden Sie werden nicht fo an das Vaterland halten, 
Schmerz, daß er dieſen Talenten nicht die Entwicke⸗ Im Jahre 1813 kamen Preußen aus dem 
lung geben kann, die ſie verdienen, daß ſie in einen zurück und nahmen Theil an dem Kriege, um 15 
engen Kreis gebunden find, daß fie niemals können zu retten. Das hat kein Jude gethan und WO. 
zu der Wirkſamkeit und Geltung für die Menſchheit kom⸗ auch nicht thun. Dann fagt man, fie waren a 
men, welche durch ihre Beilegung Gott hervorrufen | Genies. Ja, Haupt⸗Genies darin, das Geld a 
wollte. Dieſer Vater hat nun noch dabei vielleicht den zu bringen und in ihre Taſche zu ſchaffen. Man 
Schmerz, das, was er in der Jugend mühſam nieder: ferner, ſie ſeien mitleidig; ja, fie werfen mit N 
gekämpft und ſchwer überwunden hat, in allen feinen | bergroſchen nach dem Thaler. W 
Söhnen noch einmal durchzukämpfen, und kann in ſol⸗ (Gelächter.) 25 8 
chen Beſtimmungen nicht einen chriſtlichen, auf allge⸗ Das erlangen ſie auch; ſie gebrauchen alle 
meiner Liebe und gleichen Rechten gegründeten Staat | um Geld zu erlangen, die der Chriſt verabſchenlle 
erkennen. Unſer großer Meiſter ſagt: „An den Früch⸗ nahmsweiſe mögen gute, brave Männer unter den 
ten ſollt ihr fie erkennen“, er ſagt ferner auch: „Nicht | den leben, aber die Zahl iſt noch zu klein im 
Alle, die zu mir Herr, Herr ſagen, werden in das niß zu den Chriſten. Wenn ſondirt werden 
Himmelreich, kommen, ſondern nur, die den Willen] die beſten Männer unter ihnen heraus zuziehen, 
thun meines Vaters im Himmel.“ Meine Herren! zu emanzipiren, fo wäre ich dafür; aber das ga 10 
Wer von uns wagt es, nach dieſem Ausspruch noch zn emanzipiren, dafür bin ich nicht. Man 
an ein beſonderes Bekenntniß die Seligkeit oder das bis ſie reif dazu find. Wir würden ſchlecht 
Wohl von unſeren Mitbrüdern knüpfen zu wollen? } fein, wenn dem Judenthume eingeräumt würde 
Ich ſchließe mit den Worten: „Richtet nicht, auf daß] Staats⸗Aemter, zu bekleiden. Unſere Nach 
ihr nicht gerichtet werdet.“ (Vielſtimmiges Bravo!) | würden ung nicht dafür danken, ſondern fluchen 
Abgeotdn. Müller: Ich fühle mich veranlaßt, zu ich muß geſtehen, wir gehen zu weit, ihre gu 
bemerken, daß, wie ich glaube, in der Provinz Sach- | ift zu hoch veranſchlagt. Jede Sache habe 
ſen von einem großen Theile der Bevölkerung noch keine und böſe Seite. Hier überwiegen die bö 
ganz günftige Stimmung für die Emanzipation vor⸗ noch die guten, man muß noch abwarten. 
handen iſt; ob die Juden daran Schuld haben, weiß ſetz iſt gut entworfen; wir befinden uns wohl 
ich nicht; vielleicht find fie unſchuldig. Uebrigens wer- Juden auch unter unſerer Regierung, unſer 
den die Juden bei uns ſehr wohl gelitten, und in allen | ein. blühender. Ich muß daher bitten, daß f 
Geſellſchaften macht man feinen Unterſchied, ob Chriſt, in meinem Antrage unterftügen. Das iſt nut 
ob Jude. Wenn indeſſen geſagt worden iſt, daß die] was ich nicht unterfaſſen konnte, zu fagen. 
Juden ſich darum nur dem Handel zuwendeten, weil j (Einige Stimmen: Bravo!) 
ſie mit den Chriſten hinſichtlich der bürgerlichen Rechte Abgeordn. von Meding: Ich habe ! 
nicht gleichgeſtellt wären, ſo muß ſch das beſtreiten, Marſchall vernommen, daß es nicht zur A 
denn ich glaube, daß es dem Charakter der Juden ei- kommen ſoll, ſondern daß es ſich nur um 
genthümlich iſt, daß fie mehr Neigung zum Handel ha- Beſprechung handelt. Unter dieſer Voraus 
ben; außerdem glaube ich, daß ſie eine große Abneigung zichte ich auf das Wort und wünſche, daß 
gegen jede ſchwere Hand- und Feldarbeit haben müffen, ſprechung abgebrochen werde, indem ich glo 
denn es heißt im Talmud: Es iſt keine ſchlechtere Alles, was zu einer ſolchen nothwendig ift, 
Handthierung als der Feldbau. — Wer 100 Rthlr. erſchöpft iſt. i f 12 
zum Handel anlegt, kann täglich Fleiſch eſſen und Marſchall: Ich bemerke, daß ſich noch 
Wein trinken; wer aber daſſelbe Geld auf die Erde ner um das Wort gemeldet haben. Var 
verwendet, muß ſich mit Salz und Kraut begnügen. (Große Aufregung und lebhaftes Biß 
Ob die wenigen Juden, welche die letzten Kriege 5 nach dem Schluſſe der Debatte.) 
mitgemacht, ſich tapfet gehalten, oder ob ſie ſich im Ku⸗ Inſofern aber die hohe Verſamm 
gelregen an ihren Nebenmann gelehnt haben, das weiß Wunſch haben ſollte, nunmehr zu den einzelne 
ich nicht, und darüber mögen diejenigen urtheilen, die graphen, des Geſetzes überzugehen, ſo bin 
in der Schlacht neben ihnen fanden. Das aber weiß gern einverſtanden. Ich bin aber ſo ebe 
ich, daß die Juden im gewöhnlichen Leben, wenn ihnen worden, daß der Herr Referent vor dem E 
perſönliche Gefahr droht, eher davonlaufen, als ſich vers | Debatte noch das Wort haben möchte, und Lil 
theidigen. =, — — daher, eine allgemeine Ueberſicht der Debatte ! 
Ich glaube nicht, daß mich die Herren Juden noch worauf zur Derathung über die einzelnen Par 
jetzt beſonders fetiren und mit 150 Dank-⸗Adreſſen bes übergegangen werden könnte, j ’ 
glüden werden, jedoch verzichte ich ſehr gern darauf, Wenn die hohe Verſammlung dieſer M N 
auf ein mir vielleicht zugedachtes Diner; denn wenn bitte ich, es durch Aufſtehen zu erkennen zu dee 
ich an die Summen denke, um dle die Meinigen und] (Die große Majorität der Verſammlung ed" 
meine nächſte Bekannte durch jüdiſche Falliſſemente ge⸗ Es will noch der Herr Abgeordnete von 
kommen find, fo möchte mir der Appetit vergehen; nur in einer perſönlichen Angelegenheit das Wort 
das muß ich doch noch bemerken, daß die Juden, die Abgeordn. von Zakrzewski: Mein . 
ſo hübſch verftanden, Bankerott zu machen, das Sprüch-⸗TDer verehrte Abgeordnete der ſächſiſchen Mig g 
wort, was geſtern mehreremale für fie gebraucht iſt, äußerte, der Sorgloſigkeit des polniſchen Char A 
nämlich: suum cuique, nicht beſonders lied gehabt Bezug auf die zeitlichen Güter fei zuzuſchreibe ee 
haben müſſen. Nichtsdeſtoweniger habe ich den uns die Juden ſo zahlreich in dem Großherzogth 
vorgelegten Geſetz-Entwurf mit Freuden begrüßt und ſeien, weswegen ſie auch von der Freizügigk 
bitte die hohe Verſammlung, ſolchen mit den etwa nö Gebrauch machen würden. Ich muß den 
thigen Abänderungen anzunehmen, da wir doch gewiß Redner auf die Geſchichte hinweiſen. 
der Weisheit Sr. Majeftät unſeres Allergnädigſten Kö- warum die Juden ſich in Polen ‚fo zahlreich 
nigs, ſo wie den hohen Räthen der Krone, zutrauen haben, liegt in der polniſchen Geſetzgebung 
können, daß ſie am beſten wiſſen werden, was den Ju⸗ durch eine lobenswerthe Toleranz auegeel 
den nützt. (Ruf nach Abſtimmung.) 
Marſchall: Meine Herren! Es giebt nichts abzu⸗ 


Die gema te Aeußerang des geehrten Rede 
mich zweileln, daß derſelbe der geſchichtlichen 

ſtimmen in dieſem Augenblicke, es iſt eine allgemeine 

Beſprechung über das Geſetz. 


lung des polnischen Volkes gefolgt if, 97 
(Heiterkeit. ) / 


klar hervorgeht, daß die Polen den BE. 
Zuflucht gecahꝛt und allerdings die RN 
Abgeordn. Greger: Geſtern und heute find ſo viel- Güter höher geftellt und geſchätzt haben, ls 
fach die Vorzüge der Juden hervorgehoben worden; aber lichen. > e 5 
ich glaube, man ſchätzt ihre Vorzüge zu hoch. Sie Marſchall: Ehe wir nun zu 1 K 
ſollen beſondere Talente beſitzen, beſonderes Genie ha- | Über die einzelnen Beſtimmungen des ee 0 
ben; das findet man auch bei uns, und ſie werden uns hen, muß ich vorausſchicken, daß Vorſch rg 
im Talente und Genie nicht beſiegen. Man muß die hingegangen find, an die Stelle des 
Sache nicht zu hoch anſchlagen, denn ſie ſind nicht ſo einen einzigen Paragraphen zu ſtellen, © 8 
aufrichtig gegen uns, als wir gegen ſie. Das findet Geſetz dadurch zu verwerfen. Die ganze 
man im Handel und Wandel; man wird ſtets von den 
Juden hintergangen, von den Chriſten felten. Man 


nehmende Berathung mird alſo nur ernie ' 

den Fall, daß ein ſolches Alen w hee 

ſagt, ſie ſeien unterdrückt. Das iſt nicht wahr. Sie Gortſezung in der Beilage. 
n i 4 1 “ 5 N fi 
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bun finden und daſſelbe von der hohen Verſamm⸗ 
h angenommen werden ſollte. \ 
ung, Abgeordn. Graf von Schwerin: Wenn ich 
* verſtanden habe, fo würde die Abſtimmung über 
Grundprinzip des Geſetzes erſt nach Berathung der 
5 Nun Paragraphen des Geſetzes kommen. 
Sund arſchall: Ich will nicht ſagen, über den 
G ſatz des Geſetzes, ſondern darüber, ob das ganze 
dees, wie es amendirt werden wird, angenommen 
laden ſoll oder nicht. Ich muß bemerken, daß ich 
d aupt gegen Abſtimmungen über Prinzipien bin, 
„N die aus denſelben hervorgehenden Folgerungen 
z immer vollſtändig überſehen laſſen, wogegen ſich 
u Praktisches Reſultat ergiebt, wenn die, aus den 
{ Njipien ſelbſt folgenden Beſtimmungen zum Gegen: 
e der Berathung gemacht werden. 
dee Abgeordn. Graf von Schwerin: 
 bolltommen an. 


Ich erkenne 


Ya oBeerdn. von Maſſow: Wenn ich richtig 
weden en habe, ſo wird über § 1 nicht abgeſtimmt 


* Marſchall: Wir wollen erſt das ganze Geſetz 
erathung nehmen und dann erſt zu dem § 1 zus 
kommen. 
5 Referent Sperling (lieſt;) 
bi, o. „Entwurf einer Verorduung, 5 
Hu, ie Verhältniſſe der Jaden betreffend.“ 
.. Abſchnitt J. ; 

er die Verhättniffe der Juden in allen 
Aindestheilen Unſerer Monarchie, mit Aus: 
1. ſchluß des Großherzogthums Poſen. 

a 9 1. 
j deen Die Juden, welche in den vorbezeichneten Landestheilen 
1 undeohnſig haben, genießen, ſo weit dieſes b nicht 
ide Anderes beſtimmt, neben gleichen Pflichten gleiche bürger⸗ 
0 N echte mit unferen chriſtlichen Unterthanen und follen 
4 84 für dieſe daſelbſt geltenden geſetzlichen Borſchriften 
1 It 8 N berſchrif den bei Seit 
laßt“ Die Einleitung und die Ue rift wurden bei Seite 
du fen, weil folche eines Theils unweſentlich, anderen Theils 
ehe en, materiellen Inhalt des Geſetzes bedingt find und 
Mn e im legislatoriſchen Wege erſt feſtgeſtellt werden 


un Marſchall: Es fragt ſich, ob die hohe Ver⸗ 

te ung einverſtanden ift, daß man über den Eingang 

feße 9020 0 aus den Abänderungen, die an dem Ge⸗ 
50 t werden, ſich erſt finden wird, wie der⸗ 
geſaßt werden muß? 


E ig: Ja) 
Referent S 1 1 a 


m Die Juden, wel 08 eichneten Landestheilen ihren 
ohnſitz haben, deen dieses Geſetz nicht ein Anderes be⸗ 
kunnt neben gleichen Pflichten gleiche bürgerliche Rechte mit un⸗ 
del riſtlichen Unterthanen und ſollen nach den für dieſe 
TEE geltenden geſetzlichen Votſchriften behandelt werden.“ 
Fan dar Gutachten zu § 1. 
Laſſelbe fand in Betreff der Worte ſtatt, „welche in den 


Lerbezeichneten Landestheilen ihren Wohnfig haben.“ 

f „Marſchall: Die ganze Faſſung des $ 1 wird 
ki von dem abhängen, was ſpäterhin beſchloſſen 
dit wir werden alſo vorläufig darüber hinweggehen, 
dem Vorbehalt, darauf wieder zurückzukommen. 
kferent Sperling (def): 


ki „Die Juden follen nach Maßgabe der Orts» und Bevöl⸗ 
de a Berhättniffe dergeſtalt in Judenſchaften vereinigt 
% daß alle innerhalb eines Judenſchafts⸗Bezirks woh⸗ 
N üben: demfelben angehören.“ 

Der 3 Gutachten zu 82. 
5 M we, zu welchem die Juden zu Indenſchaften ver⸗ 
oda werden follen, iſt in dieſem und den nächſten Pa: 
ande, welche von der Bildung der Judenſchaften 
ber gi (882 — 14) nicht ausgedrückt. Man könnte ba: 
ch zu der Annahme verſucht fühlen, daß er lediglich 
Die Kultus Angelegenheiten der Juden gerichtet iſt. 
8 a „geben die ſpäter folgenden Dispoſitionen der 89 
und 31, daß die Judenſchaften auch eine politiſche 
utung haben ſollen. Welche Nachtheile fie bei die⸗ 
harakter für den einzelnen Juden haben würden, 
reits oben angedeutet. Dem Staats⸗Intereſſe aber 
fl ſie ſchon deshalb nicht förderlich erachtet werden, 
ohe zu einer ſchärferen Abſonderung der Juden von 
an briſten führen würden. N 
arſchall: Ich ſtelle dieſen Punkt zur Diskuſſion. 
., Graf von Schwerin: Meine Herren! 
ent e mich bei der allgemeinen Diskuſſion des Wor⸗ 
halten, theils weil ich geſtern nicht in der Ver⸗ 
ug gegenwärtig fein konnte und ich daher fürch⸗ 
len e auf Argumente zurückzukommen, die in der 
h Debatte bereits zur Erörterung gezogen wa⸗ 
dels um deswwillen, weil es ſich mit nicht um 
Ren und Antipathien für oder gegen die Juden 
ſondern um einen großen, ſtaatsrechtlichen 
„ und weil ich dieſen in dieſem 9 2 am 
0 nften ausgeſprochen finde. Ich muß geſtehen, 
Mai auf den Grundſätzen der „Bildung der 
haften“ ruht dieſes ganze Geſetz, und gerade 
ung auf dieſen Grundſatz weicht es von dem 
on 1812 wefentlich ab. Das Geſetz von 1812 
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Montag den 21. Juni 1847. 


erkennt den Grundſatz des Staatsbürgerthums 
an, erkennt den Juden als Staatsbürger an und giebt 
ihm eben als ſolchem vollſtändige bürgerliche Rechte. 
Nur einige wenige Ausnahmen wurden noch gemacht, 
aus der Anſicht, daß die Zeit vielleicht noch nicht auch 
die Anerkennung des Grundſatzes in Beziehung auf 
dieſe beſtimmten Verhältniſſe zu tragen vermöchte. — 
Dieſen Grundſatz verläßt nun das Geſetz im $ 2. Es 
ſubſtituirt an die Stelle des Staatsbürgerthums den 
Begriff einer geduldeten Genoſſenſchaft innerhalb des 
Staatsverbandes, der es jene einzelne Rechte zugeſtehen 
will. Es iſt das nicht eine Anerkennung des Rechts, 
ſondern ein Zugeſtändniß; was man den Juden macht, 
darin liegt nach meiner Meinung ein weſentlicher 
Rückſchritt, und deshalb bin ich gegen den Grund⸗ 
ſatz, den das Geſetz aufſtellt, mit aller Entſchiedenheit. 
Das war der große Vorzug jener Geſetzgebung, von 
der eben auch das Geſetz von 1812 ein Theil 
iſt, daß es große Grundſätze hinſtellte, an denen die 
Zeit ſich heranzubilden im Stande war, hier der 
Grundſatz des Staatsbürgerthums. Den wollen wir 


fallen laſſen, indem wir die Geltung des Ju⸗ 
den von der Mitgliedſchaft zu dieſer Genoſſen⸗ 
ſchaft abhängig machen? Das wäre, ich wie⸗ 


derhole es, ein entſchiedener Rückſchritt und deshalb 
unhiſtoriſch. Die Gegenwart iſt das Produkt der Ver⸗ 
gangenheit und die Trägerin der Zukunft; laſſen Sie 
uns daher nicht von der Errungenſchaft der Jahrhun⸗ 
derte wieder rückwärts ſehen, ſondern vorwärts ſchreiten 
auf dem Wege, den wir ſchon beſchritten haben! Das 
erfordert nicht nur der Begriff des Staats, das erfor⸗ 
dert noch mehr der Begriff des Chriſtenthums. Es 
iſt viel von dem chriſtlichen Staate geſprochen, es 
iſt geſagt worden, die Kirche hätte den Staat erzogen 
zur Mündigkeit. Wohlan, geſtehen wir das zu. Zu⸗ 
nächſt iſt allerdings im Mittelalter die Kirche die Trä⸗ 
gerin des Staats geweſen; aber weil der Staat mün⸗ 
dig geworden iſt, will er nicht wieder in die Knecht⸗ 
ſchaft, in die Vormundſchaft der Kirche zurückgewieſen 
werden, darum will er ſelbſtſtändig daſtehen, will ſeinen 
Begriff aus ſich ſelbſt weiter entwickeln und das Staats- 
bürgerthum, das Leben des Staats nicht der Kirche 
unterordnen, ſondern neben der Kirche ſelbſtſtändig ent⸗ 
wickeln. So werden beide die große Aufgabe der 
Weltgeſchichte erfüllen, das Reich Gottes auf Erden zu 
bauen. Ich bin daher entſchieden gegen den Paragra⸗ 
phen, weil er einen Grundſatz aufſtellt, den ich ver⸗ 
werfe, weil er dem Grundſatze des Staatsbürgerthums 
der Juden, den Grundſatz einer geduldeten bürgerlichen 
Genoſſenſchaft ſubſtituirt. Ich fürchte nicht, daß die⸗ 
ſes Geſetz Geſetzeskraft erlangen wird. Geſchähe es, ſo 
bin ich aber auch der Ueberzeugung, ſeine Dauer wird 
nicht lange ſein. Der Geiſt des 19. Jahrhunders wird 
darüber hinwegſchreiten und ſeine Spur verwehen. 
Aber, meine Herren, bedenken Sie, der Geiſt der Ge— 
ſchichte ſitzt auch über uns zu Gericht, und wenn ich 
für uns einen Wunſch habe, ſo iſt es der, daß wir 
dieſen Geiſt anerkennen, daß wir nicht rückwärts unſere 
Blicke wenden laſſen, ſondern nach vorwärts ſchauen 
unverrückt. (Vielfaches Bravo!) 


Abgeordn. von der Heydt: Ich ttheile ganz die 
Anſicht der Abtheilung, die es nicht für zweckmäßig 
hält, die Judenſchaft nach bürgerlichen Diſtrikten ab⸗ 
zutheilen, und ſtimme in dieſer Beziehung allem dem 
bei, was der letzte Redner geſagt hat. Ich finde es 
aber auch bedenklich, daß eine Ständeverſammlung ſich 
überhaupt in innere Kultus⸗Angelegenheiten der Juden 
miſche. Es könnte das zur Folge haben, daß dann 
auch die Kultus- Angelegenheiten anderer Kirchen hier 
berathen würden, und das würde mir ſehr bedenklich 
erſcheinen. Es erinnert dies auch an die Eingriffe, die 
ſeitens des Staats in andere Kirchen geſchehen ſind, 
und nichts hat betrübender eingewirkt auf getreue Un⸗ 
terthanen, als gerade die Eingriffe in den inneren 
Kultus der Kirche. So iſt z. B. eine evangeliſche 
Kirchen⸗Ordnung und eine Agende zwangsweiſe einge⸗ 
führt worden, worin zu beten vorgeſchrieben iſt, daß 
der jedesmalige Landesherr als Vorbild der chriſtlichen 
Kirche ferner erhalten bleiben möge, was mit chriſtli⸗ 
chen Grundſätzen ganz unvereinbar iſt. Ich halte ſolche 
Eingriffe des Staats in die Kirche nicht für wünſchens⸗ 
werth; aber ich bin der Meinung, daß auch eine Stände⸗ 
Verſammlung ſich nicht in die inneren Angelegenheiten 
der Kirche miſchen möge, weil dann die Kultus⸗Ange⸗ 
legenheiten der proteſtantiſchen und der katholiſchen 
Kirche eben ſo gut hier zur Erörterung gezogen werden 
koͤnnten. 

Landtags⸗Kommiſſar: Der Grundſatz, den 
der Redner ſo eben ausgeſprochen hat, wird von dem 
Gouvernement auf das vollkommenſte getheilt. Daß 
darüber kein Zweifel beſtehe, glaube ich auf § 16 ver⸗ 
weiſen zu können, welcher ſagt: „Die auf den Kul⸗ 
tus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben der 


Beilage zum Extra⸗Blatt der Breslauer Zeitung. 


Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft, reſp. deren 
Vorſtehern und Repräſentanten, überlaſſen. Die Re⸗ 
gierung hat von dikſen Einrichtungen nur inſoweit 
Kenntniß zu nehmen und Entſcheidung zu treffen, als 
die öffentliche Ordnung ihr Einſchreiten erfordert.“ 
Hieraus geht hervor, daß die Judenſchaft von dem 
Gouvernement keine Agende zu erwarten hat. l 
(Mehrfacher Ruf zur Abſtimmung, nachdem der Ab⸗ 
geordnete von Manteuffel I. auf das Wort ver⸗ 
zichtet hat.) 8 
Abgeordn. Hanſemann: In dem, was der Herr 
Landtags⸗Kommiſſar geſagt hat, erkenne ich nicht ei⸗ 


gentlich die Frage, die uns vorliegt. Dieſe beſteht darin, 


ob die Stände⸗Verſammlung für angemeſſen halten 
wolle, darüber Beſtimmungen zu treffen, wie die jüdi⸗ 
ſchen Korporationen, die für die Kultus⸗Angelegenheiten 
eingerichtet werden ſollen, zu organiſiren ſind, oder ob 
dies eine Sache iſt, die den Juden ſelbſt zu überlaſſen 
ſei, wobei ſie etwa mit dem Staate näher ſich verneh⸗ 
men konnen ; alfo, ob wir uns hier für befugt, oder 
ob wir es für klug halten, Grundſätze hierüber feſtzu⸗ 
ſtellen. Ich ſtimme der Meinung meines Kollegen aus 
der Rheinprovinz und des ritterſchaftlichen Abgeordne⸗ 
ten aus Pommern bei, daß es das Beſte ſei, uns dar⸗ 
auf nicht einzulaſſen. Die, Abtheilung hat bereits das 
Prinzip der Judenſchaft als einer politiſchen Korpora⸗ 
tion einſtimmig verworfen, und ich glaube, daß in die⸗ 
ſer Verſammlung nur ſehr Wenige ſein werden, die 
nicht die Anſicht der Abtheilung ebenfalls zu der ihri⸗ 
gen machen; es wird alſo die Frage einer Meinungs⸗ 
Verſchiedenheit darin beſtehen, ob wir die Korporatio⸗ 
nen für Kultus⸗Zwecke hier anordnen wollen. Ich für 
meinen Theil verneine dieſe Frage. a 
Landtags-Kommiſſar: Ich habe, indem ich 


mich vorhin über die Aeußerung des geehrten Deputir⸗ 


ten der Stadt Elberfeld ausſprach, keineswegs mich über die 
Frage geäußert, ob jüdiſche Korporationen für den Kul⸗ 
tus für nützlich zu erachten ſeien oder nicht; ich habe 
nur die Worte des geehrten Redners widerlegt, welche 
die Befürchtung ausſprachen, daß der Staat ſich in die 
inneren Kultus- Angelegenheiten der jüdiſchen Korpora⸗ 
tionen miſchen wolle. Lediglich hierauf bezog ſich meine 
Aeußerung, und die Widerlegung war, wie ich glaube 
eine ſchlagende, indem ich die eigenen negirenden 
Worte des Geſetzes anführte. Was aber die Frage 
anlangt, die der geehrte Redner, welcher zuletzt auftrat, 
aufgeworfen hat, ob überhaupt die hohe Verſammlung 
mit dem Theile des Geſetzes ſich beſchäftigen wolle, 
welcher die korporativen Angelegenheiten der jüdiſchen 
Gemeinde betrifft, ſo glaube ich nicht, daß dieſe hier 
überhaupt aufgeſtellt werden kann. Das Geſetz iſt von 
des Königs Majeſtät der hohen Verſammlung vorge⸗ 
legt, und hierin liegt die Verpflichtung, es zu berathen. 
Außerdem mache ich darauf aufmerkſam, daß im Ge⸗ 
feße von 1812 dieſer Theil ausdrücklich der künftigen 
wrltagebung a de iſt. Wenn der geehrte Red⸗ 
ner bemerkte, daß dieſe Ergänzung der Geſetzgebu 
Juden ſelbſtſtändig überlaffen, 5 1 
iſt das freilich eine Anſicht, aber eine Anſicht, die 
ſchwerlich haltbar ſein dürfte. Denn da, wo es ſich 
darum handelt, jüdiſche Korporationen mit rechtlichen 
Befugniſſen, mit den Rechten juriſtiſcher Perſonen zu 
begründen, da genügt die Autonomie der Juden nicht, 
ſondern der Geſetzgeber allein hat das Recht, ihnen der⸗ 
gleichen Rechte beizulegen, wie ſie ihnen durch dieſen 
Geſetz⸗Entwurf beigelegt werden ſollen. i 
Davon verſchieden iſt allerdings die Frage: Ob die 
hohe Verſammlung glaubt, daß dieſer Theil des Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurfes von dem anderen getrennt werden möge 
Das iſt- eine Anſicht, die allerdings in der Abtheilung 
angeregt iſt, und über die ſich die hohe Verſammlung 
auch hier auszuſprechen in ibrem vollen Rechte iſt. 
Referent Sperling: Ich muß bemerken, daß es 
nicht blos im Intereſſe des Staates liegt, ſondern im 
eigenen Intereſſe der Juden, daß Korporationen in Be⸗ 
ziehung auf Kultus ⸗ Angelegenheiten gebildet werden, 
denn ſie haben in Beziehung darauf gewiſſe Inſtitute 
zu unterhalten; dieſe aber können fie nicht anders un⸗ 
terhalten, als wenn ihnen dieſe Rechte beigelegt werden. 
Abgeordn. Graf Schwerin: Ich habe mich eines 
Verſehens anzuklagen. Als ich vorhin auf dieſem Platze 
ſtand, habe ich unterlaſſen, ausdrücklich zu erwähnen, 
daß ich der hohen Verſammlung den Vorſchlag mache, 
2 nicht anzunehmen, weil ich eben glaube, daß in 
dieſem Paragraphen der ganze Grundſatz des Geſetzes 
enthalten iſt, und alſo mit der Nicht⸗Annahme des 
$.2 auch der Grundſatz des Geſetzes nicht anerkannt 
wird. Bei dieſer Meinung muß ich auch in dieſem 
Augenblicke noch ſtehen bleiben, und zwar aus dem 
Grunde, weil ich es eben fo wenig vom ſtaatlichen 
Standpunkte aus gerechtfertigt halte, daß der Staat 
die religiöſen Angelegenheiten einer innerhalb ſeiner 
Gränzen N Religions⸗Gemeinſchaft ordne, als 


ich es, wie ich vorhin ſchon bemerkt habe, nicht für 
gerechtfertigt halte, die ſtaatsbürgerlichen Rechte davon 
abhängig zu machen. Meiner Meinung nach beſteht 
das Verhältniß des Staates zu einer Religions⸗Ge⸗ 
meinſchaft einfach ſo, daß der Staat berechtigt iſt, die 
Kenntnißnahme der Grundſätze der Religionsgemeinſchaft 
die Kenntnißnahme der ſtatutariſchen Beſtimmungen, 
die ſie ſich in Beziehung auf den gemeinſamen Kultus 
gemacht hat, zu verlangen und ſich das Recht vorzu⸗ 
behalten, zu verbieten, was er wider ſein Intereſſe hält. 
Eine weitere Macht aber ſteht grundſätzlich dem Staate 
nicht zu; ich wünſche dieſen Grundſatz auch auf die 
Juden angewendet zu ſehen, und wünſche, daß man es 
ihnen überläßt, ihre Kultus- Angelegenheiten ſelbſt zu 
reguliren und ſich darnach zu organiſiren. - 
Referent Sperling: Hier thut ja der Staat, 
meiner Anſicht nach, nichts weiter, als was er auch bei 
einer chriſtlichen Religionsgemeinſchaft thut. Die Ju⸗ 
den müſſen Synagogen und Begräbnißplätze unterhal⸗ 
ten, und das iſt nicht möglich, wenn ſie nicht in einem 
gewiſſen Bezirke den Einzelnen die Verpflichtung auf⸗ 
erlegen können, zu dieſen Inſtituten beizuſteuern. b 
Marſchall: Die Berathung kommt hier zu einer 
Frage, die in der Abtheilung nicht zur Sprache gekom⸗ 
men iſt. Die Abtheilung hat vorgeſchlagen, dergleichen 
Korporationen nur in Beziehung auf Kultus⸗Angelegen⸗ 
heiten gelten zu laſſen, wohingegen hier amendements⸗ 
weiſe der Vorſchlag gemacht wird, gar keine ſolche Kor⸗ 
porationen zu bilden, auch nicht für Kultus⸗Angelegen⸗ 
heiten. Wenn hierüber verhandelt werden ſoll, ſo muß 
ſich erſt zeigen, ob ein ſolcher Vorſchlag hier Unter⸗ 
ſtützung findet; ich bitte daher diejenigen, die das Amen⸗ 
dement unterſtützen, dies durch Aufſtehen zu erkennen 
zu geben. (Ein Abgeordneter bittet ums Wort.) 
Es kann nicht eher darüber geſprochen werden.... 
Eine Stimme: Nur zur Erläuterung bitte ich 
ums Wort. c 
Marſchall: Es kann nicht eher etwas erläutert 
werden, als bis die nöthige Anzahl von Mitgliedern dafür 
ſtimmt, daß das Amendement berathen werde. Ich bitte 
alſo diejenigen, welche dafür ſind, daß Corporationen auch 
nicht für Cultus- Angelegenheiten gebildet werden ſollen, 
dies durch Aufſtehen zu erkennen zu geben. 
(Wird unterftügt.) 0 
Abgeordneter von der Heydt: Wenn ich ſagte, 
das ich es bedenklich finde, daß der vereinigte Landtag 
Kultus⸗Angelegenheiten berathe, ſo habe ich nicht blos den 
Kultus im engſten Sinne, ſondern Überhaupt die Kultus- 
Angelegenheiten der Kirche im Auge gehabt. Ich habe 
dabei erinnert an die zwangsweiſe Einführung der evan⸗ 
geliſchen Kirchen-Ordnung und an den Eindruck, den ſie 
hervorgerufen hat. Jede Kirche hat ihre beſonderen Or⸗ 
gane, die ihre Intereſſen pflegen und wahren, und man 
kann der Kirche füglich überlaſſen, ihre organiſche Ein⸗ 
richtung ſelbſt zu treffen. Ich finde es hart, wenn ſie 
ihr aufgedrungen werden ſoll, und ich finde es 
gleichfalls hart, wenn dieſe organiſche Einrichtung in 
Kultus = Angelegenheiten den Juden zwangsweiſe ge⸗ 
geben werden ſoll. Ich] würde es viel angemeſſener fin: 
den, wenn man ihnen dieſes ſelbſt überließe. Wenn 
von dem Herrn Landtags⸗Kommiſſar geſagt wurde, daß 
man verpflichtet ſei, die Propoſition zu berathen, weil 
ſie von des Königs Majeſtät ausgegangen, fo Phi 
ich die Pflicht der Stände fo, daß fie die Propoſition 
allerdings nicht ohne Antwort laſſen dürfen, daß ſie ſich 
darüber gewiſſenhaft auszuſprechen haben, daß ſie aber, 
wenn ſie der Meinung ſind, daß es überhaupt beſſer ſei, 
in ſolchen Berathungen nicht näher einzugehen, ſie auch 
dieſe Meinung Sr. Majeſtät ehrerbietigſt vortragen 
dürfen. 
Abgesdn. Aldenhoven: Ich wollte mir erlauben, 
um dem Edikt vom Jahre 1812 dieſelbe Ausdehnung 
zu geben, um die Juden dahin zu bringen, wohin wir 
Alle wünſchen, daß ſie kommen, ein Ammendement in 
97 zu bringen, dahin lautend: 
ie Juden find befugt, nach Maßgabe der Oxkts⸗ 
und Bevölkerungs⸗Verhältniſſe ſich in Synagogen⸗Ge⸗ 
meinden zu vereinigen.“ ae n 
Dann wäre ihnen die Befugniß ertheilt, fie könnten da⸗ 
von Gebrauch machen, ohne daß der Staat direkt dabei 
einzuwirken habe, = 
Geh. Regierungs⸗Rath Brüggemann: Der letzte 
Paragraph des Edikts vom Jahre 1812 behält aus: 
drücklich die Regulirung der Kultus: und Unterrichts: 
Angelegenheiten der Juden vor. Darum ſind auch dieſe 
ohnehin in einem näheren Zuſammenhange ſtehenden 
Angelegenheiten gerade beim Gefeg = Entwnrfe über die 
korporativen Verbände der Juden ins Auge gefaßt. 
Außer ihnen berührt noch ein Paragraph die Armen⸗ 
und Krankenpflege. Andere Verhältniſſe werden, wie 
gr bemerkt worden ift, blos in den $$ 14, 15 und 
berührt. Sollte der vereinigte Landtag dahin ſich 
ausſprechen, daß dieſe drei Paragraphen, die auch die 
bürgerlichen Verhältniſſe berühren, wegfallen mögen, ſo 
würde der übrige Theil des Geſetz⸗Entwurfs die Kultus⸗ 
und Unterrichts⸗Gegenſtände faſt ausſchließlich umfaſſen. 
Es wird daher zu erwägen ſein, ob die korporativen 
Verbände ſich blos auf Kultus⸗Gegenſtände beſchränken 
oder auch andere, insbeſondere die Unterrichts⸗Verhältniſſe, 
umfaſſen ſolen. Was die Theilnahme der Juden an 
der Regulirung der äußeren Form dieſer Vereine be⸗ 
trifft, ſo hat die bg wohl erkannt, daß es in 
dieſer Beziehung des Beiraths der Juden bedürfe. Die 
Denkſchrift weiſt aber auch nach, daß dieſer Beirath 
wirklich gepflogen worden iſt. Ich ſelbſt habe die Ehre 
ehabt, zu einer Verhandlung über dieſe Regulirung der 
Vechältniſſe der Juden mit einigen hieſigen jüdiſchen 


Glaubensgenoſſen kommittirt zu werden. Nachdem der 
Geſetz⸗Entwurf vollendet war, ift er den Ober⸗Präſidenten 
der Monarchie mit dem Auftrage mitgetheilt worden, ein⸗ 
zelne Juden der Provinz, die ein großes Vertrauen ge⸗ 
nießen, und denen man Einſicht in die jüdiſchen Ver⸗ 
hältniſſe zutrauen könne, mit der Abſicht des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes bekannt zu machen, um ihre Wünſche darüber 
zu vernehmen. Ich darf in dieſer Beziehung die hier 
anweſenden Ober-Präſidenten zur Beſtätigung meiner 
Angabe auffordern. Alle Aeußerungen, die hierauf ein⸗ 
gegangen ſind, geben mehr oder weniger ein Einverſtänd⸗ 
niß mit dem Entwurf zu erkennen. Mit den Grund⸗ 
ſätzen des Entwurfes haben ſich Alle einverſtanden er⸗ 
klärt und es dankbar anerkannt, daß korporative Ver⸗ 
bände für die Kultus = Verhältniſſe eingerichtet werden 
ſollen. Es iſt den zugezogenen Juden namentlich die 
Frage vorgelegt worden, ob es nicht hinreichend ſei, den 
Juden die Befugniß zu ertheilen, in ſolche Korporativ⸗ 
Verbände zuſammenzutreten. Sie haben aber die bloße 
Befugniß für unzureichend erklärt und darum gebeten, 
daß der Zwang zum Eintritt in dieſelben ausgeſprochen 
werden möge. 

Marſchall: Ich bemerke, daß das Amendement 
des Abgeordneten Aldenhoven eigentlich zum § 3 gehö⸗ 
ren möchte, denn dort iſt vorgeſchrieben, wie dieſe Ver⸗ 
bände gebildet werden ſollen. Ich ſtelle anheim, das 
Amendement bis zur Frage über den § 3 ruhen zu 
laſſen. \ R 

Abgeordn. Hanſemann: Im $ 2 ift ausdrücklich 
geſagt, daß es geſchehen ſoll; nach der Abänderung aber 
iſt die Sache fakultativ. Ich will mir erlauben, noch 
A ch hinzuzuſetzen ... e 

Marſchall: Wenn der Antragſteller den Wunſch 
hat, daß das Amendement beim § 2 berathen werden 
ſoll, ſo muß ich vorerſt fragen, ob es die erforderliche 
Unterſtützung findet? 

(Dies geſchieht. — Nach einer Pauſe.) 

Es kann alſo nicht darüber geſprochen werden. 

Graf von Helldorff: Meine Herren! Auch ich 
muß mich in jeder Beziehung gegen den § 2 erklären. 
Nicht allein in einer politiſchen Hinſicht, ſondern auch 
in derjenigen Beziehung, welche das Gutachten der Ab⸗ 
theilung zugelaſſen hat. In erſterer Hinſicht ſtimme ich 
vollſtändig demjenigen bei, was der Herr Abgeordnete 
der Ritterſchaft aus Pommern entwickelt; ich habe nichts 
hinzuzufügen, als wir würden nach Maßgabe des Ge⸗ 
ſetz Entwurfs eine Menge Staaten im Staate erhal⸗ 
ten. Aber auch in Beziehung auf die Kultus⸗Angelegen⸗ 
heiten muß ich beſtreiten, daß man die Juden zwingen ſoll, 
Synagogen Vereine u bilden, denn es könnte dies 
weiter führen, als ſie ſelbſt wünſchen können und man 
überhaupt wünſchenswerth, ſo wie angemeſſen finden 
kann. Ich meines Orts halte für dringend nöthig, 
daß der Grundſatz, die Kirche ſei unabhängig von dem 
Staat, allgemeine Geltung erlange. Die Kirche ſei es 
vom Staat und der Staat von der Kirche. 


Abgeordn. von Meding: Es ſcheint mir in der 
That, und ich glaube mich hierbei im Einverſtändniſſe 
mit dem Herrn Referenten zu befinden, daß wir auf 
einen Punkt gekommen ſind, wo die Frage, was wir 
eigentlich zu beſchließen haben, gewiſſermaßen ins Un⸗ 
klare gerathen iſt. Es ſcheint mir, daß wir nur dar⸗ 
über Beſchluß zu faſſen haben, ob wir dem Antrag 
des Gouvernements dahin beiſtimmen wollen, daß jü⸗ 
diſche Corporationen gebildet werden ſollen, die ſich 
noch mit etwas Anderem, als mit blos kirchlichrn An⸗ 
gelegenheiten zu beſchäftigen haben. Ich erledige zu⸗ 
gleich hierbei die Aufforderung des Herrn Kommiſſar 
aus dem Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten, 
indem er ſich auf die Verhandlungen berufen hat, 
welche durch die Ober-Präſidenten geleitet worden find, 
Dieſe Verhandlungen haben ſich allein auf die Bildung 
von Synagogen⸗Bezirken bezogen. Der damalige Ent⸗ 
wurf iſt von mir mit den angeſehenſten Juden Ber⸗ 
lins berathen worden, und er hat damals bei allen 
Notabilitäten der Judenſchaft die vollſte Anerkennung 
gefunden. Es iſt vollſtändig anerkannt worden, daß 
ein Bedürfniß zur Bildung von ſolchen Synagogen⸗ 
Bezirken vorhanden ſei. Nur einzelne Ausſtellungen 
ſind gemacht, und dieſe Ausſtellungen ſind auch bei dem 
uns jetzt vorliegenden Geſetz- Entwurf berückſichtigt 
worden. Jetzt handelt es ſich darum, ob die Corpo⸗ 
rationen der Juden auch noch für andere Zwecke ge⸗ 
bildet werden ſollen, als für die Kultus⸗Angelegenheiten, 
und auf die Bejahung oder Verneinung dieſer Frage 
möchte ich bitten, daß die Abſtimmung gerichtet und 
dabei dem Beſchluß der hohen Verſammlung über die 
Bildung von Synagogen = Gemeinden nicht präjudizirt 
würde, und zwar dies um ſo mehr, als ich nach den 
Aeußerungen der Herren Vertreter des Gouvernements 
annehmen zu dürfen glaube, daß von dem Theil des 
Geſetzes, nach welchem die Corporationen der Juden 
ſich auch mit anderen, wie mit Kultus⸗Angelegenheiten 
beſchäftigen ſollen, vielleicht abſtrahirt werden würde. 

Da ich nun einmal an dieſer Stelle ſtehe, ſo er⸗ 
laube ich mir noch ein Wort über die Tendenz des 
Geſetzes überhaupt. Ich kann nicht finden, daß daſ⸗ 
ſelbe den ihm gemachten Vorwurf des Rückſchrittes 
verdiene. Ich finde vielmehr, daß daſſelbe, und nament⸗ 
lich auch im Vergleich mit dem Edikt vom Jahre 1812, 
durchaus den Charakter des beſonnenen Fortſchrittes 
trägt. 5 N 


Es werden alle weſentlichen Rechte, welche durch das 
Geſetz vom Jahre 1812 den Juden gegeben waren, auf 


ren für angemeſſen erachtete, namentlich nicht die 


Unſicherheiten ſchwinden und Niemand in ſeinem 


den und als Vertreter der Judenſchaft in die 


den ſehr großen Theil der Monarchie ausgedehnt, der 


bisher dieſer Wohlthaten ſich noch nicht erfreute, un 


ich finde nicht, daß an jenen Rechten etwas Weſent⸗ 
liches genommen oder verſchränkt wäre. Wenn * 
Form der Judenſchaft, welche in dem Paragraphen aus? 
geſprochen ift, über den wir eben jetzt ſprechen, in der 
Art organiſirt wäre, daß der Verluſt der bürgerlichen 
Rechte, welche den Juden künftig allgemein zuſtehen 
follen, davon abhängig gemacht werden ſollte, daß fie 
dieſer Corporation beitreten oder nicht, ja dann könnte 
ich ſolchen Vorwürfen gegen das vorliegende Geſetz bei⸗ 
treten. Das iſt aber gar nicht der Fall, ſondern es 
ſind die Wohlthaten, welche den Juden durch das Gr 
ſetz beigelegt werden ſollen, im Geſetz allgemein ausge! 
ſprochen, ohne daß etwas davon zurückgenommen ul 
Ich finde inſofern — und ich lege auf das Wort ein 


beſonderes Gewicht — ich finde einen Fortſchritt und 
einen beſonnenen Fortſchritt in dem gegenwärtigen 


e⸗ 


Wohl⸗ 


ſetze. Der Fortſchritt liegt eben darin, daß die 


haben, ihnen auch in denjenigen ſehr bedeutenden Lans 


ſchränkenden Geſetzgebung ſich befinden, und daß ferner 
die Verheißungen jetzt erfüllt werden, welche das 
vom Jahre 1812 in Anſehung der Regulirung der 
Kultusangelegenheiten den Juden gemacht hat. Und in 
dieſer Beziehung iſt von den Notabilitäten der Juden 
ſchaft, mit denen ich verhandelt habe, die Bildung von 
Synagogengemeinden als eine wahre Wohlthat aner 
kannt worden. . 
Dazu aber, daß das Gouvernement den Juden nicht 
jetzt gleich alle und jede Rechte der Chriſten zu gem 


nahme an der Standſchaft und an dem Eintritt 
den Staats⸗Dienſt, dazu konnten doch auch ſehr gute 
Gründe vorliegen, und es iſt deshalb noch nicht gerecht 
fertigt, das vorliegende Geſetz als einen Rückſchritt zu 
bezeichnen. 
Landtags-Kommiſſar: Der geehrte Reduit 
hat bemerkt, daß die Vorlage, welche an die Ober PM 
ſidenten zur weiteren Verhandlung mit den Judenſch 
ten gelangt ſei, ſich lediglich auf das Kultus⸗ und Un 
terrichtsweſen beſchränkt habe. Das iſt vollkommen 
richtig und erkläre ſich daraus, daß die Verhandlungen 
über die Kultus⸗ und Unterrichts Angelegenheiten dit 
Juden von denjenigen über ihre bürgerlichen Verhäll 
niffe völlig getrennt und von verſchiedenen Miniſterien 


behandelt worden find, und daß erſt, nachdem beide Ver- 


handlungen zum Schluſſe geführt waren und erfi, A 
die Vorlage an die Stände⸗Verſammlung redigirt wel 
den ſollte, eine Zufammenfügung beider bis dahin gi 


Landestheilen 


Thel? 


trennt gehaltener Geſetz-Entwürfe ſtattgefunden hal 


Bei dieſer Veranlaſſung haben allerdings, wie ich ſchol 
bei einer früheren Gelegenheit bemerkte, die prinzipalite® 
für das Kultus: und Unterrichtsweſen zu bildenden Ver 
bände einige Beziehungen auf die bürgerlichen Verhälk⸗ 
niſſe der Juden erhalten, weil man darin praktische 
Vortheile zu erkennen glaubte. 

Für die Debatte über den vorliegenden Geſetz⸗Ent 
wurf würde es meines Erachtens weſentlich förderli 
fein, wenn man bei Berathung derjenigen Paragraphen 
welche ſich über die Corporation, ſo wie über das Kul⸗ 
tus⸗ und Unterrichtsweſen verbreiten, zunächſt von der 


Vorausſetzung ausgehen wollte, daß dieſe Corporationen ei 


ausſchließlich für das Kultus: und Unterrichtsweſen der 
Juden gebildet werden, daß man dann bei denjenigen 
Paragraphen, welche Beziehungen auf die bürgerli 

Verhältniſſe haben, ſich darüber ausſprechen möge, ob 
man dieſe für wünſchenswerth halte, oder nicht, W 
daß man endlich, wenn der ganze Abſchnitt berathen if, 
ſich darüber erkläre, ob man die Combination der BUF 
gerlichen und Kultus⸗Verhaͤltniſſe in Einem Geſetz wün⸗ 
ſchenswerth oder die völlige Trennung für dienlicher ee: 
achte. Ich glaube, daß, wenn die hohe Versammlung 
dieſen Gang der Debatte annimmt, dann die oo 
präjudizirt oder unſicher werden kann. 


Marſchall: In Beziehung auf die vorſtehende 


und 


Debatte habe ich noch die Bitte an die folgenden, Herren 


Redner zu richten, ſich zuvörderſt möglichſt am Fans 
liegende Frage zu halten, welche darin or 0 der 
Vorſchlag der Abtheilung angenommen ir 5 0 oder 
beziehungsweiſe eines der beiden geſtellten mendements, 
und wo möglich nicht wieder in die allgemeine Debatte 
überzugehen, ‚welche ⸗geſchloſſen iſt⸗ Be 

3 7 5 a 2 werin: In vollſtändi⸗ 
ger Anerkennung deſſen, was der Herr Marſchall eben 
geſagt hat, daß ein Zurückgehen in die allgemeine Dis 
kuſſion nicht wünſchenswerth ſei, verzichte ich darau 
dem Mitgliede aus der Mark Brandenburg, das vo 
mir hier ſtand, den näheren Nachweis zu führen, daß 
das, was ich vorhin bemerkte, richtig iſt und allerding 


ein Rückſchritt von dem Prinzip des Staatsbürger ⸗ 


thums in dieſem Geſetze liege, ich verweiſe lediglich auf 
den § 16 des Geſetzes, der eben die Juden nur als I" 
verordneten Verſammlung treten laſſen will, währen? 
fie bisher als Bürger hineintraten. Ich will nut 920 
den ö 2 zurückkommen, der dieſen Augenblick in 8% 55 
iſt, und da erkläre ich, daß ich dem Amendement, "7 


* 


tadt? 


von dem Abgeordneten der Rheinprovinz geſtellt, durch⸗ 
aus beitrete, weil es eben den Grundſatz ausſpricht, 
den ich zuvor entwickelt habe, den Grundſatz, daß der 
Staat dieſe Angelegenheit nicht zu regeln, ſondern nur 
zu verbieten habe, was gegen ſeine Zwecke iſt. x 
Abgeordn. Hanſemann: Ich verzichte auf das 
ort, da der Herr Abgeordnete Graf von Schwerin 
vollſtändig das gefagt hat, was ich bemerken wollte. 

Abgeordn. von Beckerath: Die Abtheilung hat 
vorgeſchlagen, den § 2 fo zu amendiren, daß die nach 
demſelben zu bildenden Judenſchaften ausſchließlich nur 
zu Kultuszwecken beſtimmt ſein ſollen; von mehreren 
Seiten iſt es aber mit Recht als bedenklich bezeichnet 
worden, daß die Kultus = Angelegenheiten irgend einer 
Konfeſſion von den Ständen berathen werden. Dieſem 

edenken gegenüber, ſcheint mir das Amendement des 
Abgeordneten aus der Rheinprovinz ſehr zweckmäßis 
und zwar aus einem weitern, den Verhältniſſen der 

heinprovinz entlehnten Grunde. In der Rheinpr. 
vinz beſteht zur Zeit noch die von der Fremdherrſcha ft 
herrührende jüdiſche Konſiſtorial⸗-Verfaſſung, es beſtehe 
in drei verſchiedenen Städten Konfiftorien, welche bis 
her auf die ſittlichen Verhältniſſe der Juden einen ſehr 
günſtigen Einfluß ausgeübt haben, und auf deren Er⸗ 
haltung auch, ſo viel mir bekannt iſt, die Juden in 
der Rheinprovinz großen Werth legen. Wenn wir 
uns nun in die Lage verſetzen, daß unſere eigenen kon⸗ 
feſſionellen Einrichtungen, ſei es auch nur inſofern fie 
mit dem Staate zuſammenhingen, ohne unſer Zuthun 
zwangsweiſe abgeändert werden ſollten, ſo liegt darin 
für mich ein Grund, dieſe ganze Beſtimmung nur 
fakultativ zu wünſchen, und ich ſchließe mich daher 
dem Amendement des Abgeordneten aus der Rheinpro⸗ 
vinz an. 

Abgeorbn. Frhr. von Manteuffel I.: Ich muß 
geſtehen, daß ich in dieſen $$ 2 bis 14 durchaus et⸗ 
was von einer Agende oder Beſtimmungen über den 
Kultus nicht erkenne. Die ſämmtlichen Paragraphen 
ſcheinen mir Verhältniſſe zu reguliren, die in der chriſt⸗ 
lichen Kirche mit dem Ausdrucke Parochial⸗Verhältniſſe 
bezeichnet werden. Parochial⸗Verhältniſſe bezeichnen die 
äußere Seite der Kirche, wo ſie mit dem bürger⸗ 
lichen Leben in Berührung tritt. Es wird der ho- 
hen Verſammlung wohl erinnerlich ſein, daß über 
die Parochial-Verhältniſſe vielfach auf den Provin⸗ 
zial = Landtagen berathen worden iſt. Dies ward 
nothwendig, weil dahin auch zum großen Theil Ver⸗ 
mögensrechte gehören, und auch die vorliegenden Be⸗ 
ſtimmungen ſind nicht ohne Einfluß auf die Vermö⸗ 
gensverhältniſſe der Nichtjuden. Es kommt nämlich 
dem Einzelnen, der mit der Judenſchaft kontrahirt, 
weſentlich darauf an, ob ſein Kontrahent eine moraliſche 
Perſon iſt, die ſich zu verpflichten im Stande 
iſt. Es iſt geſagt, man müſſe die Bildung der Cor⸗ 
porationen fakultativ hinſtellen, ich glaube aber, daß 
man dadurch gerade die Juden benachtheiligen würde. 
Abgeſehen von der Schwierigkeit, eine Corporation zu 
Stande zu bringen, würde dann das Verhältniß im⸗ 
mer nach den Regeln von Geſellſchafts-Verträgen zu 
beurtheilen ſein. Es iſt eine beſondere Beſchwerde der 
bisher beſtehenden Synagogen⸗Vorſtände, daß ſie eben 
bei jeder Differenz auf den Weg der Prozeffe verwies 
ſen werden, und ſie wünſchen daher dringend, daß ſie 
derſelben Vorzüge theilhaftig werden möchten, welche 
die chriſtlichen Konfeſſionen im bürgerlichen Leben ha⸗ 
ben. Dieſe ſollen ihnen hier geboten werden unter 
Formen, mit denen ſich die Juden ſelbſt einverſtanden 
erklärt haben. Ich glaube alſo, wenn man im Sinne 

der Juden handeln will, ſo darf man ihnen das nicht 
ſtreichen, ich glaube, fie würden darin einen ſchmerzli⸗ 
chen Verluſt erblicken. a 

Abgeordn. don Gottberg: Ich muß mich in 
mancher Beziehung der Anſicht des verehrten Redners, 
der eben dieſen Platz verlaſſen hat, anſchließen. Ich 
bin nämlich vollſtändig gegen beide Amendements und 
ſtimme für das Gutachten der Abtheilung. So viel 
ich weiß, iſt es bisher den Juden, weil fie nicht in 
Corporationen verbunden geweſen ſind, unmöglich ge⸗ 
weſen, ihre äußeren Kultusverhältniſſe zu ordnen. Die 
Bildung von Gemeinden iſt alſo nothwendig und wird 
von den Juden ſelbſt gewünſcht. Auch die Chriſten ſind, um 
ihre Angelegenheiten zu ordnen, in Gemeinden verbun⸗ 
den. Wenn wir alſo den Juden ſagen, ihr ſeid blos 
befugt, ihr könnt es thun, ihr braucht es aber nicht 
zu thun, ſo ſtehen ſie beſſer als die Chriſten, und da 
muß ich aufrichtig geſtehen, das wünſche ich nicht. 

Nein, es ſoll nicht blos die Befugniß, ſondern die 
Verpflichtung ausgeſprochen ſein, eine religiöſe Gemeinde 
zu bilden, um die äußeren religiöſen Verhältniſſe feſtzu⸗ 
ſtellen. Ich ſtimme daher vollſtändig dem Gutachten 
der Abtheilung bei. 

(unter großem Lärmen wird auf Abſtimmung an⸗ 
getragen, und dieſer Ruf wiederholt ſich ſo lange, bis 
der Marſchall das Zeichen mit der Glocke giebt.) 

Marſchall: Die Abſtimmung kann nicht er⸗ 
zwungen werden. Es hat jetzt der Hr. Abgeordn. Al⸗ 
denhoven das Wort. g 

Abgeordn. Aldenhoven: Ich kann mich dem 
vorigen Redner nicht anſchließen. Ich glaube, wir 

Ämpfen für einen großen Grundſa z. Wir dürfen 


der Staats⸗Regierung nicht das Recht einräumen, auf 
das religiöſe Gebiet einzugreifen Viele 
Stimmen: Oho!) Wir dürfen nicht geſtatten, daß fie 
den Juden anbefiehlt: Ihr ſollt euch in Corporationen 
eintheilen. Was heute den Juden geſchieht, das ge⸗ 
ſchieht morgen den Deutſch-Katholiken und anderen 
Sekten, die ſich bilden wollen, und wir müſſen die 
Freiheit für Jeden erkämpfen. Daher bleibe ich bei 
meiner Anſicht ſtehen. 

Abgeordn. Kuſchke: Ich wollte nur die ganz kurze 
Bemerkung machen, daß Jeder, welcher mit den Ange⸗ 
legenheiten der Juden zu thun gehabt hat, wünſchen 
muß, daß überall ſolche Corporationen gebildet werden. 
Die Juden wünſchen es ſelbſt, und wenigſtens wird 
das Bedürfniß in den alten Provinzen in jeder Stadt 
ſich zeigen, wo ſich Juden befinden. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Es iſt die 
Behauptung des letzten Redners wohl nur deswegen 
auf die alten Provinzen beſchränkt worden, weil ein 
anderer Redner der Konſiſtorial⸗Verfaſſung in der Rhein⸗ 
Provinz gedacht hat. Eine ſolche hat unter dem Kai⸗ 
ſerreiche beſtanden und beſteht zum Theil noch, ſo weit 
ſie nämlich fortbeſtehen konnte. Sie bezieht ſich auf 
die frühere geographiſche Departements-Abgränzung, und 
es beſtand ein ſolches Konſiſtorium in dem Departe⸗ 
ment der Saar zu Trier, im Departement der Sieg 
zu Bonn und im Departement der Aar zu Krefeld. 
Dieſe Konſiſtorien hatten einen doppelten Zweck: ein⸗ 
mal in Betreff der Leitung der inneren jüdiſchen Kul⸗ 
tus⸗Angelegenheiten, und darin waren fie verbunden 
mit dem großen Sanhedrin in Paris. Dieſes Band 
iſt zerriſſen, und ſeitdem hat eine übereinſtimmende Lei⸗ 
tung der inneren jüdiſchen Kultus-Angelegenheiten auf: 
gehört. Dann aber bezog ſich dieſe Konſiſtorial⸗Ver⸗ 
faſſung auch auf die Regulirung der äußeren Angele⸗ 
genheiten, und in dieſer Beziehung iſt ihr Zweck mit 
den eben jetzt allgemein zu bildenden korporativen Ver⸗ 
bänden übereinſtimmend, nur mit dem Unterſchiede, daß 
dieſe Verbände ſich nicht über eine Menge von Syna⸗ 
gogen erſtrecken, ſondern jede Synagoge ihren eigenen 
Verband bildet. 

Marſchall: Es habeu noch die Herren Abgeord⸗ 
neten von Bila und Graf von Merveldt um das Wort 
gebeten. Wenn wir dieſe gehört haben, werden wir 
zur Abſtimmung übergehen können. 

Abgeordn. von Bila: Meine Herren, ich glaube, 
wir dürfen uns in dem vorliegenden Falle nicht allein 
von dem Prinzip der allgemeinen Freiheit leiten laſſen; 
es handelt ſich hier um die Frage: Liegt ein Bedürf⸗ 
niß vor, die Regulirung von Seiten des Staates ein⸗ 
treten zu laſſen? Ich ſage, es liegt ein doppeltes Be⸗ 
dürfniß vor. Einmal erfordert es das allgemeine Staats⸗ 
Intereſſe, dann aber auch das ſpezielle Intereſſe der 
Juden. Daß das allgemeine Staats⸗Intereſſe dies er⸗ 
fordere, iſt ſchon genügend dargethan, und eben fo ha⸗ 


ben es diejenigen jüdiſchen Lehrer und Rabbiner, wel- 


che darüber von den Staats-Behörden befragt worden, 
als ein dringendes Bedürfniß anerkannt. Ich glaube, 
nicht, daß die hohe Verſammlung dieſen Anſichten wi⸗ 
derſprechen wird, und es wäre gerade gegen das Inte⸗ 
reſſe der Juden gehandelt, wenn man die Regulirung 
von Seiten des Staates nicht geſtatten wollte. 

Abgeordn. Graf von Merveldt: Was die Ver⸗ 
hältniſſe in meiner Gegend betrifft, ſo muß ich bemer⸗ 
ken, daß die Juden dringend wünſchen, der Staat mö⸗ 
ge die Ordnung über Synagogen⸗Verhältniſſe und ihrer 
übrigen Kultus⸗Angelegenheiten in die Hand nehmen, 
und zwar die Leitung derſelben durch die Staats⸗Be⸗ 
hördeg übernehmen, natürlich nach Vernehmung der 
Anſichten der Juden durch geeignete Vertreter, wie es 
auch im Geſetze beabſichtigt iſt. 

Marſchall: Von den vrrliegenden Vorſchlä⸗ 
gen geht einer dahin, den $ 2 ganz zu ſtreichen; 
alſo von jeder Bildung von Corporationen ganz zu 
abſtrahiren; ein anderer dahin, lediglich den Juden 
anheim zu ſtellen, ob ſie Corporationen bilden wol⸗ 
len, und der dritte iſt der der Abtheilung, wel⸗ 
che nur für Kultus⸗Zwecke Corporationen haben will. — 
Ich frage alſo zuerſt, ob — es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt darum 
gebeten werden ſoll — der § 2 des Geſetzes ganz 
wegfallen ſoll? 1 
Die, welche für Bejahung der Frage ſind, bitte 
ich aufzuſtehen., 8 

(Nur eine geringe Zahl der Mitglieder erhebt fid.) - 

Die zweite Frage iſt, ob die Juden befugt ſein 
ſollen, nach Maßgabe der Orts- und Bevölkerungs⸗ 
Verhältniſſe ſich zu Corporationen zu vereinigen? — 
Diefe Frage wird im Laufe der Diskuſſion dahin abgeändert: 
„Soll den Juden lediglich die Befugniß zuſtehen, ſich 
nach Maßgabe des Orts und der Bevölkerungs- Ver⸗ 
hältniſſe zu Synagogen = Gemeinden zu vereinigen.“ 
Diejenigen, welche die Frage bejahen wollen, bitte ich 
aufzuſtehen. 

(Nur wenige Abgeordnete erheben ſich.) 

Wir kommen alſo zur dritten Frage: „Soll der 
Vorſchlag der Abtheilung angenommen werden?“ Die 
dafür ſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. Iſt mit großer 
Majorität angenommen. Es fragt ſich nun noch, ob 
der Vorſchlag der Abtheilung angenommen werden ſoll, 


7 


daß anſtatt der Worte: „Judenſchaft und Juden⸗ 
ſchafts⸗Bezirk,“ geſagt werde: „Synagogen⸗ 
Gemeinde und Synagogen-Bezirk.“ 
Abgeordn. Jachmann: Ich glaube, daß das Wort 
ynagoge ein Wort iſt, welches von den Juden ich 


nie habe brauchen hören; ſie brauchen nur das Wort 
Schule. 


(Lebhafte Zeichen des Unwillens in der Verſammlung.) 


Marſchall: Ich kann alſo den Antrag der Ab⸗ 
theilung als angenommen betrachten. 
Referent Abgeordn. Sperlin g: 


; $ 3. 

Die Bildung dieſer Judenſchaften erfolgt durch die Re⸗ 
gierungen nach Anhörung der Betheiligten in der Art, daß 
jede Judenſchaft eine Stadt zum Mittelpunkt erhält, nach 
welcher ſie benannt wird, und mit der die jüdiſchen Einwoh⸗ 
ner der umliegenden Städte und Dörfer oder anderer länd⸗ 
lichen Beſitzungen verbunden werden. 

In gleicher Weiſe ſind die Regierungen ermächtigt, nach 
dem Bedürfniß Abänderungen der Judenſchafts⸗Bezirke vor⸗ 
zunehmen und die hierauf bezüglichen Verhältniſſe unter Zu⸗ 
ziehung der Betheiligten, einſchließlich der etwa vorhandenen 
Gläubiger, zu ordnen. ei 
a Gutachten der Abtheilung: 

Bei der Bildung von Synagogen-Gemeinden nach an⸗ 
deren Grundfägen zu verfahren, als bei der Bildung chriſt⸗ 
licher Kirchen⸗Gemeinden, iſt keine Veranlaſſung vorhan⸗ 
den. In dem einen Falle wird es die Juden der umlie⸗ 
genden Dörfer der Synagoge einer Stadt zuzuweiſen 
zweckmäßig, in dem anderen die Geſtattung mehrerer Sy⸗ 
nagogen an einem und demſelben Orte, wie z. B. in Ber⸗ 
lin, Breslau 2c., nothwendig fein, In Betracht deſſen 
ſchlägt die Abtheilung vor, den erſten Abſatz des $ 3 auf 
die Worte zu reduziren: „die Bildung dieſer Synagogen⸗ 
Gemeinden erfolgt durch die Regierungen nach Anhörung 
der Betheiligten.“ 

Der zweite Abſchnitt, welcher mit den Worten anhebt: 

„In gleicher Weiſe ꝛc.“, kann unverändert beibehalten werden. 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? Wenn 
es nicht verlangt wird, ſo frage ich, ob dieſer Vor⸗ 
ſchlag der Abtheilung angenommen werden ſoll? Die 
den Vorſchlag annehmen wollen, bitte ich aufzuſtehen. 
Er iſt angenommen. 

Referent Sperling: » 
$4 

„Die einzelnen Judenſchaften erhalten in Bezug auf 

ihre Vermögens⸗Verhältniſſe die Rechte juriſtiſcher Perſo⸗ 

nen. Der Verband der Judenſchaften bezieht ſich lediglich 
auf die ihnen durch dieſe Verordnung ausdrücklich über⸗ 
wieſenen Angelegenheiten.“ 

Der zweite Satz: „der Verband der Judenſchaften“ u. ſ. w., 
muß um ſo mehr wegfallen, da Solches ſchon der Beſchluß 
zu $ 2 mit ſich bringt. 

Marſchall: Wenn nichts dagegen bemerkt wird, 

ſo iſt er angenommen. f 

Referent Sperling: 


' 8 5. 
Jede Judenſchaft erhält einen Vorſtand und eine ange⸗ 
meſſene Zahl von mazine 


; Der Vorſtand  befteht aus mindeſtens 3, höchſtens 7 
Mitgliedern, welche ihr Amt 3 verwalten. 


2 — 1 
Die Zahl der Repräſentanten der Judenſchaft ſoll min⸗ 
deſtens 9 und höchſtens 21 betragen. we ß 

Diefe Paragraphen geben zu keiner Erinnerung Ber: 
anlaſſung. 


Marſchall: Iſt in der hohen Verſammlung et⸗ 
was dagegen zu erinnern? Wenn nichts erinnert wird, 
ſo ſind die Paragraphen angenommen. 

Referent Abgeordn. Sperling: 


9 8. 

Sämmtlliche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mit⸗ 
glieder der Judenſchaft, welche entweder ein Grundſtück 
beſitzen, oder ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, oder ſich 
ſonſt ohne fremde Unterſtützung ſelbſtſtändig ernähren und 
mit Entrichtung der Abgaben für die Judenſchaft während 
der letzten 3 Jahre nicht in Rückſtand geblieben ſind, wäh⸗ 
len die Repräſentanten und dieſe den Vorſtand der Ju⸗ 
denſchaft auf 6 Jahre. Die Wahl iſt überall zugleich auf 
eine entſprechende Zahl ven Stellvertretern zu richten, 

Gutachten der Abtheilung. 

Bei der Ausübung des Wahlrechts dürfte es wohl, 
wie in anderen Fällen, nur darauf ankommen, daß das 
Mitglied mänmichen Geſchlechts, volljährig, unbeſchol⸗ 
ten, ſelbſtſtändig ſei und ſeine Verpflichtungen gegen die 
Gemeinde bis dahin erfüllt habe. Auf Grundbeſitz und 
Gewerbe⸗Betrieb hinzuweiſen, erſcheint müßig, da weder 
das Eine, noch das Andere die Ausübung des Wahl: 
Rechts bedingen ſoll. Weshalb bei den Juden, ſeiner Ge⸗ 
meinde gegenüber, darauf geſehen werden ſoll, ob er fremde 
Unterftügung genieße oder nicht, war der Abtheilung noch 
weniger einleuchtend. Sie ſtimmte deshalb für die Weg⸗ 
laſſung der Worte: „entweder ein Grundſtück beſitzen oder 
ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, oder ſonſt ohne fremde 
en" fo daß dann der Paragraph alfo lauten 
würde: 8 i 

Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mit⸗ 

glieder der Synagogengemeinde, welche ſich ſelbſtſtän⸗ 

dig ernähren u. ſ. w. 


Marſchall: Ich frage, ob dem Vorſchlage der 
Abtheilung beigetreten wird, und bitte diejenigen, welche 
ihm beitreten, aufzuſtehen. — Der Vorſchlag iſt ange⸗ 
nommen. a a 

Referent Sperling (lieft vor:) 


„8 4 

Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abgeordneten der 
Regierung ass Nach Ablauf der erſten 3 Jahre ſcheidet 
die Hälfte der Vorſtands⸗Mitglieder und der Repräsentanten 

nach dem Looſe, demnächſt jedesmal die ältere Hälfte aus.“ 

Gutachten zu 5 

„ueber den erſten Sag, welcher die Worte enthält: „Das 
Wahlgeſchäft 2* durch einen Abgeordneten der Regierung 


geleitet,“ waren die Mitglieder der Abtheilung verſchiedener 
Meinung. Die Einen hielten dieſe Beſtimmung für zweck⸗ 
mäßig, weil die Anweſenheit eines Regierungs⸗Kommiſſars 
für die Ordnungsmäßigkeit der Wahl Garantie gewähre 
und es dahinſtehe ob nicht einzelne Synagogen⸗Gemeinden 
auf einer ſo niedrigen Stufe der Bildung ſich befinden 
möchten, daß ſie eine Wahl ſelbſtſtändig auszuführen außer 
Stand wären. Die Andern dagegen vermeinten, daß, wenn 
ein ſolcher Fall, wie der eben gedachte, wirklich vorkommen 
follte, die Juden wenigſtens ſo gebildet ſein würden, einen 
zur Leitung der Wahl geſchickten Mann ſich ſelbſt zu ermit⸗ 
teln, auf keine Weiſe ein ſo vereinzelter Ausnahmefall aber 
hinreiche, eine läſtige Beſtimmung für alle Synagogen⸗Ge⸗ 
meinden im preußiſchen Staate zu motiviren. Bei keiner 
ähnlichen Verbindung von Chriſten finde eine Einmiſchung 
der Regierung, wie die in Rede ſtehende, ſtatt, und wenn 
überhaupt von Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten 
in ihren Rechten die Rede ſein ſolle, ſo müſſe vor Allem 
eine Beſchränkung der erſteren in weniger erheblichen Punk⸗ 
ten, wie der vorliegende, nicht vorkommen. Die Abſtim⸗ 
mung ergab für eine jede dieſer beiden Anſichten eine gleiche 
Zahl von Stimmen. Es erklärten ſich acht Mitglieder für 
und eben ſo viele gegen die Beibehaltung des qu. Satzes. 
Marſchall: Es liegt hier alſo kein Vorſchlag 
der Abtheilung vor. 18 
Abgeordn. Hanſemann: 
denn der Herr Referent? 
Marſchall: Es kommt hier nicht auf den An⸗ 
trag des Herrn Referenten, ſondern auf den der Ab⸗ 
theilung an. > 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Ich trete der 
Anſicht derjenigen Mitglieder der Abtheilung bei, die es 
nicht für angemeſſen erachten, den Grundſatz beizube⸗ 
halten, daß das Wahlgeſchäft unter der Leitung der 


Welchen Antrag macht 


Regierung geſchähe, und ich mache von dieſem Stand⸗ 


punkte aus den Vorſchlag, den erſten Satz dieſes Pa⸗ 
ragraphen, welcher die Worte enthält: 
„Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abgeordneten 
der Regierung geleitet,“ 
wegzuſtreichen. 1 5 
Als über dieſen Vorſchlag abgeſtimmt wird, 
giebt ſich das Reſultat: Für ja haben ſich erklärt 204, 
für nein 213. Die Worte bleiben alſo ſtehen. 
Abgeordn. Graf von Saurma: Ich trage darauf 
an, daß dem § 9 ein Anhang zugefügt werde, des In⸗ 
halts: „Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar.“ 
Landtags-Kommiſſar: Ich will hierauf nur 
bemerken, daß, wenn nicht das Gegentheil im Geſetz 
angeordnet iſt, ſich dieſe Befugniß von ſelbſt verſteht. 
Marſchall: Der Zweifel wird alſo hiernach als 
erledigt zu betrachten fein: 
Referent Sperling — 5 
Die Wahlen der Vorſteher unterliegen der Genehmigung 
der Regierung, welche die ganze Wirkſamkeit des Dorftandes 
zu beauffichtigen hat und befugt iſt, einzelne Mitglieder wer 


gen vorſätzlicher Pflichtwidrigkeit oder wiederholter Dienſtver⸗ 


nachläſſigung durch Beſchluß zu entlaſſen.“ 
Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß dieſe Entlaſſung 


nur nach vorgängiger Unterſuchung und unter Vorbehalt des 
Rekurſes ſtattfinden kann. Daher wird es auch wohl kein 


Bedenken haben, dieſes noch ausdrücklich hinzuzufügen. 
Gutachten zu $ 10. 

Da die Repräſentanten gegen die Synagogen⸗Gemeinde 
eine bedeutungsvolle Stelle einnehmen, indem ſie dieſelbe 
ohne Rückſprache mit ihr in allen, auch den wichtigſten An⸗ 
gelegenheiten, dem Vorſtande gegenüber vertreten, es alſo 


im Intereſſe der Gemeinde liegt, daß dazu nur vorwurfs⸗ 


freie Männer gewählt werden, außerdem es aber nicht ſel⸗ 
ten vorkommen dürfte, daß der Vorſtand in äußeren Ange⸗ 
legenheiten der Gemeinde, bei denen er die Repräſentanten 
zuziehen muß, die Legitimation derſelben zu führen hätte, 
ſo fand die Abtheilung es zweckmäßig, daß deren Wahl der 
Genehmigung der Regierung ebenfalls unterworfen werde, 
und ſchlägt dieſelbe vor, in der erſten Zeile hinter „Vorſte⸗ 
her“ einzuſchalten: „und der Repräſentanten.“ 
Marſchall: Der Antrag der Abtheilung geht da⸗ 
hin, in der erſten Zeile noch einzuſchalten: „und der 
Repräſentanten.“ N g j 


Es werden zu dieſem Paragraphen mehrere Amende⸗ 


ments geſtellt, wie nachſtehend zu erſehen: 
Marſchall: Wir haben über 


dahin, denſelben ganz zu ſtreichen, ein anderes dahin, 
nur den erſten Satz ſtehen zu laſſen, der da heißt: 
„Die e Vorſtände unterliegen der Genehmi⸗ 
gung der Regierung;“ das dritte ſchlägt eine Einſchal⸗ 


tung der Worte: „Nach vorangegangener Ermittelung 


Rech die 


fo er⸗ 


muß alſo darüber abſtimmen la 


den Paragra-⸗ 
phen ſehr verſchiedene Amendements. Das erſte geht 


der Verhältniſſe und gutachtlicher Anhörung der Reprä⸗ 
ſentanten“ vor. a g it 
gerichtet, der Repräſentanten hier mit zu erwähnen, fo 
daß die Wahl derſelben der Beſtätigung der Regierung 
auch unterliegen ſolle. Zuerſt wird man wohl wiſſen 
müſſen, ob der ganze Paragraph wegfallen ſoll, weil es 
das am peiteſten gehende Amendement iſt. Diejenigen, 
welche den ganzen Paragraphen geſtrichen wiſſen wol⸗ 
len, bitte ich aufzuſteh nn. 10 
(Es hat keine Majorität erlangt. 

Der zweite Antrag geht dahin, den zweiten Satz 
des Paragraphen zu ſtreichen, ſo daß nur die Worte 
ſtehen blieben: „Die Wahlen der Vorſtände unterliegen 
der Genehmigung der Regierung.“ na 

dun d de ommiffar: Wenn einmal die Ne: 
| Wahl genehmigen ſoll, fo muß fie auch das 

echt der Entlaſſung haben. enn bemerkt wurde, 
daß der eine Entlaſſung feſtſetzende Beſchluß kein will⸗ 
kühelicher fein dürfe, fondern ſich auf eine vorangegan⸗ 
gene Unterſuchung gründen müſſe, fo ift dies vollkom⸗ 
men richtig; es hat aber auch die Faſſung des Para⸗ 
graphen keinen anderen Sinn haben ſollen. Wenn nun 
der geehrte Redner, der den letzten Satz des Paragra⸗ 
phen zu ſtreichen vorgeſchlagen hat, deſſen Wegfall 
wünſcht, weil er ſich von ſelbſt verſtehe, ſo muß ich doch 
ur Beſeitigung der Zweifel auf die Beibehaltung an⸗ 
tragen, während es unbedenklich ift, die Worte „nach 
vorangegangener Unterſuchung“ einzuſchalten oder die 
Beſtimmung zuzuſetzen, daß die Vorſteher in ähnlicher 
Weiſe, wie andere Kommunal-⸗Beamte, entlaſſen wer⸗ 
den können. ö 


Abgeordneter Graf Schwerin: Ich habe geſagt, 
es verstehe ich, was der Paragraph wollte, von ſelbſt, 
unter der Vorausſetzung, daß nicht Beſchluß der Regie⸗ 
rung etwas Anderes heißen ſollte, als nach vorange⸗ 
gangener Unterſuchung. Inſofern dies nicht darunter 
verſtanden ſein ſollte und die Einſchaltung, wie ſie der 
Herr Regierungs⸗Kommiſſar vorgeſchlagen hat, gemacht 
wird, fo kann ich mein Amendement zurücknehmen. 

Marſchall: Die Sache iſt alſo damit als erle⸗ 
digt anzuſehen, daß der zweite Satz des Paragraphen 
oben bliebe mit der Einſchaltun die der Herr Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſar ſelbſt hinzuzufügen vorgeſchlagen hat. 

eferent Sperling: Das geht noch über die 
Wünſche eines Jeden, der ein Amendement hier geſtellt 
hat, hinaus, und ich bin ganz damit einverſtanden. 

Marſchall: Dann früge es ſich, ob das Wort 
„Repräsentanten“ in den zweiten Satz mit eingeſchaltet 
werden ſoll. Dies iſt ein Vorſchlag der Abtheilung, ich 
mu 0 en und bitte, daß die⸗ 
jenigen, welche für die Einſchaltung des Wortes „Re⸗ 
präſentanten“ in dem erſten Satze find, die Güte ha⸗ 
ben, aufzuſtehen. , 

Er iſt nicht angenommen. ! ER 82 
Referent Sperling lieſt den $ 11 des Gefeg-Ent: 
wurfes vor: ö 6 he en 
nn} f 1 5 $ 11. } aut in 
„Der Vorſtand hat die gemeinſamen Angelegenheiten der 
Judenſchaft zu leiten und die Beſchlüſſe der Repräſentan⸗ 
ten zur Ausführung 115 bringen. Er vertritt die Juden 
ſchaft überall gegen atze 9 ſonen, insbeſondere in ale 
Rechtsgeſchäften, ſie mögen die 
oder die Eingehung von Verbindlichkeiten betreffen. Das 
dun 8 und n am — 
ander un egen die en „ ſo lan und ſo wei 
nicht das Statut ($ 150 2 52 ee . 


{ men + * deres, fe fe t, nach den 
Beſtimmungen der revidirten Städte Ordnung vom 17. 
März 1831 über die Rechte und Pflichten des Magiſtrats 
und der Stadtverordneten zu beurtheilen. 


7 


Das Gutachten dazu lautet: 


nagogen⸗G 
revid 15 
vor, dieſe 


Verlag und Druck von Graß, Barth und Comp. 


Der Antrag der Abtheilung iſt darauf 


ie Erwerbung von Rechten 


eine längere Berathung nothwendig werden könnte, 


nern? Wo nicht, ſo kann ich annehmen, daß der Vor 


6 


der Abtheilung angenommen wird. 
eferent Sperling 1 vor): 


Marſchall: Findet ſich dagegen etwas zu etin⸗ 
77 2 
ueber die Verwaltung des Vermögens der Juden⸗ 
ſchaften ſteht den Regierungen das Recht der Ober Sulf, 
in demſelben Maße zu, wle nach der revidirten 119 
Ordnung vom 17. Milz 1831 über die Vermögens⸗Ver 
waltung der N e a 
12 des Gutachtens: 

„Hier gilt das bei dem unmittelbar vorhergehende 
aragraphen Geſagte, und würde die Bezugnahme auf 
ie revidirte Städte⸗Ordnung ebenfalls zu vermeiden ie 
Marſchall: Aus dem vorigen Beſchluſſe würd 

wohl folgen, daß auch hier der Abtheilung beigetret 

wird. ö 
Referent Sperling (lieſt vor): 

0 m 13, — 

Ueber die Wahl des Vorſitzenden in dem Vorſtant 

und des Vorſtehers der Repräſentanten⸗Verſammlung, 1 
wie über deren Befugniſſe, ferner über die Zahl der Mil’, 
glieder des Vorſtandes und der Repräſentanten⸗Verſamm! 
lung, der Stellpertreter derſelben, ſo wie darüber, ob die 
[Wahl in den Vorſtand auf jüdiſche Einwohner der zu 
Mittelpunkt der Judenſchaft beſtimmten Stadt beſchrän 
bleiben, und welche Reiſekoſten⸗Entſchädigung im anderen 
Falle den Gewählten gewährt werden fol, endlich über 
das Verhältniß der Vorſteher und Repräsentanten u; 
einander und gegen die Judenſchaft find die erforder en 
Beſtimmungen in ein beſonderes, der Beſtätigung des 
Ober⸗Präſidenten unterliegendes Statut aufzunehmen. 
Die erſte Wahl des Vorſtandes und der Repräſenta 
erfolgt nach Vorſchrift der Regierungen. Dieſe haben au 
nach ſtattgefundener Wahl wegen Abfaſſung der Statuten 
binnen einer feſtzuſetzenden Friſt das Erforderliche anzuord 
nen, Sofern die Abfaſſung innerhalb der geſegten Felt 
nicht erfolgt, iſt von den Regierungen über die dem Sta 
tute vorbehaltenen Beſtimmungen ein die Judenſchaft bim 
dendes Reglement zu erlaſſen. 
$ 13. des Gutachtens: 124 

„Es fehlt an einer ausdrücklichen Beſtimmung dar 
über, wer über das Statut zu berathen hat. Der gan 
zen Gemeinde kann ſolches füglich nicht überlaſſen werden, 
da, fie dazu wegen der großen Zahl und zum Theil ma 
gelhaften Seen ihrer Mitglieder nicht 7 
ſcheint. Die Abtheilung hält es für zweckmäßfg, daß 

Berathung des Statuts durch den Vorſtand und die ME 
präſentanten gemeinſchaftlich erfolge.“ AR 
Maͤrſchall: Findet man dagegen etwas zu erin? 
nern? Es wird nichts erinnert, und wird alſo det 
Paragraph als angenommen zu betrachten ſein. 


Referent Sperling (lieſt vor): 


18 14. 

Der Vorſtand iſt das Organ, durch welches Anträge 
oder e der Judenſchaft an die Staatsbehörd 
gelangen. Er hat über alle die Judenſchaft betreffende 
Ange egenheiten und über einzelne zu ihr gehörige 
glieder den Staats⸗ und Kommunal⸗Behörden auf 
ſordern pflichtmäßig und unter eigener Verantwortlichkeit 
Auskunft zu erthejlen.“ N (a 

8 14 des Gutachtens: i 
„Der Sinn der Worte „und über einzelne zu ihr 1 
hörige Mitglieder“ iſt nicht ganz klar. Es könnten di 
Worte auf ein gewiſſermaßen polizeiamtliches Verhältniß 
des Vorſtandes zu den einzelnen Gemeinde⸗ Mitgliedern 
edeutet werden. Ein ſolches liegt aber außer ſeiner Be⸗ 
immung, Wenn Behörden den Vorſtand der Syn 
gen-@emeinde zu einer Auskunft über einzelne Mitglied 
auffordern, ſo kann ſolche, der Natur der Sache nach 
und ähnlich, wie es bei den Presbyterien der chriſtliche 
Kirchen der Fall iſt, nur Beziehungen des Einzelnen zul 
Gemeinde betreffen, und dieſe ſind zugleich Angelegenh 
ten der Gemeinde ſelbſt. Wenn alſo ſchon außerdem an 
geordnet worden, daß der Vorſtand über alle die Juden? 
ſchaft (Synagogen⸗Gemeinde) betreffenden Angelegenheiten 
den Staats: und Kommunal- Behörden auf Erfor 
pflichtmäßige Auskunft zu ertheilen habe, ſo erſcheint ſol 
ches der Abtheilung genügend, und ſtimmt ſie dafür, die 
Eingangs gedachten Worte zu ſtreichen.“ 


Marſchall: Es wird auch hierin Einverſtändniß 
herrſchen. | Ye 
Wir kommen nun zu einem Gegenftande, über 


den 
Ich 
ſchließe alſo die heutige Sitzung und bitte, ſich morgen 
10 Uhr hier wieder verſammeln zu wollen. fe IN 
Schluß der Sitzung nach 3 ½ Uhr) 


2 Ber? 
Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs 


